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Kurdenkriege Konflikte um ein Volk ohne Land

Rainer Hermann

Es ist der Bürgerkrieg in Syrien, in 
dessen Kontext die kurdische Volks-
gruppe vor allem im Fadenkreuz steht.
Doch Kurden leben nicht nur in 
Sy rien, sondern auch in der Türkei, 
im Irak und Iran und scheinen im 
Krisenherd Mittlerer Osten zum Spiel-
ball örtlicher Warlords geworden zu 
sein. Bei der Abendveranstaltung 
„Kurdenkriege. Konflikte um ein Volk 
ohne Land“ am 10. April 2018 stellte 

die Katholische Akademie Bayern 
die Konflikte, denen sich die Kurden 
aktuell konfrontiert sehen, in den 
Mittelpunkt. Es referierte der Islam-
wissenschaftler und FAZ-Journalist 
Rainer Hermann, der im Anschluss an 
seinen Vortrag mit General a. D. Klaus 
Naumann diskutierte. Im Folgenden 
dokumentieren wir den Vortrag von 
Rainer Hermann und das überarbeite-
te Gespräch. 
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Die arabische Welt erlebt die schwers-
te Krise seit den Mongolenstürmen des 
13. Jahrhunderts. Staaten zerfallen, es 
zerfällt die regionale Ordnung. Viele 
kleine Kriege ergeben einen großen 
Krieg. Einer dieser vielen Kriege ist der 
Kurdenkrieg. 

Das Fenster schließt sich wieder. Nur 
kurze Zeit war es geöffnet und nicht weit 
genug. Das Fenster hätte in eine kurdi-
sche Eigenstaatlichkeit führen können. 
Nun werden die Kurden auf eine weite-
re Gelegenheit warten müssen, bevor sie
erstmals in der Moderne einen eigenen 
Staat haben werden. 

In der Geschichte hatte es wiederholt 
lokale kurdische Dynastien gegeben, 
meist im Osten Anatoliens und Nord-
westen Irans. Dabei verwalteten sich die
Kurden selbst. Das war die Zeit von 950 
bis 1100. Die Namen sagen uns heute 
nichts mehr. Die Dynastien hießen die 
Schaddadiden, die Hasanwaihiden, die 
Marwaniden. Es war die Zeit von Groß-
reichen. Kriege zwischen ihnen haben, 
wie heute, Vakuen geschaffen, in denen 
es vorübergehend kurdische Kleinstaa-
ten geben konnte. 

Auch damals schlossen sich die Fens-
ter, die die Geschichte immer wieder
öffnet. Die Dynastie der Hasanwaihiden 
wurde von den Buyiden überrannt, die
der Marwaniden von den Seldschuken. 
Nie hielt sich ein kurdischer Staat auf 
Dauer. 

I. Zwei Vorbemerkungen

Zwei einleitende Beobachtungen sind 
wichtig. Erstens, die Geschichte eröffnet 
immer wieder Chancen für eine Selbst-
bestimmung. Eine Chance tat sich für
die Kurden immer dann auf, wenn die
Staaten zerfallen, unter denen sie gelebt 
haben.

Das war der Fall nach dem Unter-
gang des Osmanischen Reichs. Der 
Friedensvertrag 1920 von Sèvres sah 
zunächst einen kurdischen Staat vor. 
Im Vertrag von Lausanne von 1923 
nahmen die Alliierten diese Zusage 
aber zurück. Die türkische Unabhän-
gigkeitsbewegung unter Atatürk war 
stark genug, das durchzusetzen.

In der Gegenwart schienen die Kur-
den zu den Gewinnern des Zerfalls der
arabischen Staatenwelt zu zählen. 
Nach dem Zweiten Golfkrieg 1991 er-
klärte der UN-Sicherheitsrat für den 
Nordirak eine Flugverbotszone. Die 
Kurden konnten sich vom Rest-Irak
abkapseln und Autonomie einleiten. 
2011 begann in Syrien der Staatszer-
fall. Die Kurden richteten eine eigene 
Verwaltung ein, um sich in Zeiten des 
Kriegs selbst zu verwalten. 

Dennoch geht der Traum von der 
Selbstbestimmung und von Eigenstaat-
lichkeit weiter nicht in Erfüllung. Da-
für stehen zwei Namen: Kirkuk und 
Afrin.

In Irakisch-Kurdistan stimmten beim 
Referendum vom 23. September zwar 
93 Prozent für die Unabhängigkeit. Der
erstarkte irakische Zentralstaat er-
kannte das aber nicht an, die irakische 
Armee eroberte das den Kurden wich-
tige Kirkuk. 

In Syrien steht Afrin für den aber-
mals gescheiterten Traum. Türkische 
Truppen, unterstützt durch Russland, 
haben in diesem Jahr in der Operation 
„Olivenzweig“ die kurdische Enklave 
in Nordsyrien erobert. 

Das führt uns zur zweiten Vorbe-
merkung. Erstens also, die Geschichte
öffnet immer wieder für kurze Zeit 
Chancen. Zweitens zeigt uns das Bei-
spiel Afrin, dass sich die „Kurdenfrage“ 
verändert hat. 
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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser!

Wie politisch ist (christlicher) 
Glaube? Wie politisch kann, wie po-
litisch soll er sein? Und umgekehrt: 
wie christlich kann oder soll Politik 
sein? Fragen, die augenblicklich auf 
unterschiedlichen Ebenen diskutiert 
werden – verbunden mit ganz ver-
schiedenen Themenstellungen.

Ein Blick in das Inhaltsverzeichnis 
dieser Ausgabe der „debatte“ zeigt, 
wie weit sich dann der Bogen spannt, 
unter dem Religion und Gesellschaft, 
Kirche und Politik, Glaube und so-
ziales Engagement in ihren wechsel-
seitigen Einflüssen oder auch Ab-
grenzungen eingeordnet werden.

Da beginnt der Schwerpunkt 
„Kurdenkriege“ mit einem „Panora-
ma Naher Osten“, nicht zuletzt auf-
grund der religiösen Verwerfungen 
wohl eine der gefährdetsten und ge-
fährlichsten Regionen unserer Erde.

Die Frage „Menschenrechte – Ero-
sion einer Idee?“ hatte bei den Philo-
sophischen Tagen 2017 immer wieder 
auch jene Letztbegründung der Men-
schenrechte, der Menschenwürde re-
flektiert, deren religiöse Verankerung 
heutzutage durchaus kontrovers ge-
sehen wird. Bei diesem Thema denke 
ich natürlich an das berühmte „Ge-
spräch Habermas-Ratzinger“ zurück, 
als Jürgen Habermas dem Kardinal 
konzedierte, die säkulare Rede von
der unantastbaren Menschenwürde 
könne die biblische Tradition der 
„Gottebenbildlichkeit des Menschen“ 
inhaltlich nicht adäquat ersetzen. 
Übrigens ist die Dokumentation der 
beiden Statements jenes Abends 
eben im Verlag Herder neu heraus-
gekommen. Ein deutliches Zeichen, 
wie aktuell und notwendig dieser 
Diskurs bleibt.

Wie die säkulare Weltsicht unserer 
Tage religiös verstanden und kon-  
struktiv gedeutet werden sollte, wur-
de bei weiteren Veranstaltungen an 
zwei konträren Denkern sichtbar: an 
Max Webers „Entzauberungshypo-
these“ und – anlässlich seines 100. 
Geburtstags – am lebenslangen Ein-
satz Eugen Bisers für eine Theologie, 
die die kulturell-geistesgeschichtli-
chen Positionen der Moderne kreativ 
aufgreift.

Schließlich stellten neueste For-
schungsergebnisse über die „Christli-
che Motivation“ der Münchner 
Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ 
jene radikalen Konsequenzen vor Au-
gen, zu denen eine tiefe Verankerung
im Glauben eben führen kann und in 
extremer Situation auch führen wird.

Vielleicht relativiert die Erinne-
rung jenes letzten Horizontes die 
Aufgeregtheit mancher Diskussionen 
und ermöglicht so das bessere gegen-
seitige Verständnis im gesellschaftli-
chen Diskurs unserer Tage.

Mit herzlichen, sommerlichen 
Grü

Ih

Dr. Florian Schuller

Ein erster Aspekt dazu: Früher hatte 
jeder Staat seine eigene, nationale „Kur-
denfrage“ – die Türkei, der Irak, Syrien, 
Iran. Heute sind diese nationalen Kur-
denfragen miteinander verschränkt. Was 
in der Türkei geschieht, hat Einfluss auf 
Syrien – und umgekehrt. Heute haben 
wir eine transnationale Kurdenfrage.
Damit wird Kurdistan ein Schlachtfeld 
für größere strategische Interessen ein-
zelner Akteure: Russland sieht eine 
Chance, die Türken näher an sich zu
ziehen, indem es Ankara die syrischen 
Kurden überlässt; die USA wiederum 
wollen über Syrien (und ihre Zusam-
menarbeit mit den Kurden) Iran zu-
rückzudrängen und den IS bekämpfen.

Ein zweiter Aspekt, wie sich die Kur-
denfrage verändert hat: Ein grenzüber-
schreitender kurdischer Nationalismus 
ist entstanden. Lange hatten innerkurdi-
sche Konflikte die Kurden geschwächt. 
Ein Wendepunkt war Kobane. Kurden 
aus Syrien, der Türkei und dem Irak ver-
teidigten die Stadt und schlugen den IS
zurück. Das war ein Zeichen, dass die 
Kurden Erfolg haben, wenn sie zusam-
menstehen. Ebenso bei der Verteidigung 
von Sinjar gegen den IS. Das bedeutet 
aber nicht, dass die Meinungsverschie-
denheiten unter ihnen beigelegt wären. 

II. Kurdische Akteure

Wir können drei wichtige Akteure
unterscheiden: In der Türkei erfreut sich 
unter den Kurden die PKK – trotz ihrer 
Brutalität und ihres stalinistischen 
Selbstverständnisses – unverändert gro-
ßer Popularität. Denn sie hat die Kur-
denfrage zu einem internationalen The-
ma gemacht. Politischer Vertreter der 
Kurden war in der Türkei bis zuletzt die 
sozialdemokratische, prokurdische Par-
tei HDP. Ihre Wahlerfolge gingen auf 
Kosten der Popularität der PKK. Als der
türkische Staat die HDP zerschlug, 
machte sie die PKK wieder zum einzi-
gen kurdischen Akteur. Einen politi-
schen Ansprechpartner unter den Kur-
den gibt es nicht mehr. 

In Syrien stehen die politische Partei 
PYD und ihre Miliz YPG der PKK nahe.
Denn PKK-Chef Öcalan war nahe der
Grenze zu Syrien aufgewachsen. Er floh 
in den 1980er Jahren vor dem Putschre-
gime und fand bei den Kurden Syriens 
Zuflucht. Sie übernahmen im Unter-
grund seine Ideologie. Das erklärt die 
enge Verbundenheit der Kurden beider 
Länder.

Die PKK ist also nicht mehr eine rei-
ne türkisch-kurdische Kraft. Sie ist nun 
eine grenzüberschreitende kurdische Or-
ganisation mit Ablegern in Syrien, im 
Irak und in Iran. Selbst wenn die PKK 
in der Türkei besiegt würde, wäre das 
nicht das Ende der PKK. 

Im Irak dominiert die KDP von Ma-
sud Barzani. Sie ist konservativ und hat
traditionell gute Beziehungen zur Tür-
kei. Das führt zu Spannungen mit der 
linken PKK. Zwei gemäßigt linke, aber 
kleinere Parteien, die PUK und Goran, 
stehen in Rivalität zur KDP. 

Die Zahl der Kurden wird auf 40 Mil-
lionen geschätzt. Das entspricht etwa der 
Einwohnerzahl von Polen oder der Uk-
raine. Sie sind überwiegend auf vier Län-
der verteilt. In drei von ihnen – in der 
Türkei, in Syrien und im Irak – gibt es 
Kurdenkriege, die zusammenhängen. 
Insofern muss sich die Türkei entschei-
den, ob sie ihren Konflikt mit der PKK 
friedlich lösen will oder ob sie den Krieg
auch in andere Länder tragen will. Sie 
hat sich für das Letztere entschieden. So 
bekämpft die Türkei Kurden im eigenen 
Land, sie führt einen Krieg gegen die 
Kurden in Syrien, und sie ist im Nord-
irak einmarschiert.

Lediglich im Iran ist die Kurdenfrage 
derzeit nicht virulent. An den Protesten 
Ende 2017 waren aber auch kurdische 
Provinzen beteiligt. Aus aktuellem An-

lass gilt es im Folgenden zu klären, wie 
die Kurdenkriege in der Türkei und in 
Syrien zusammenhängen.

III. Der Kurdenkrieg in der Türkei

Eine der Konstanten der Türkei sind 
kurdische Aufstände. Ein paar Jahres-
zahlen: 1925 Scheih Sa’eed; 1937 wurde 
nach Protesten gegen Zwangsumsied-
lungen die Stadt Dersim zerstört und 
als Tunceli wiederaufgebaut; 1943 wur-
de nach der Revolte vom Ararat die Stadt 
Dogubeyazit dem Erdboden gleichge-
macht; 1984 bis 1999 dauerte der Bür-
gerkrieg zwischen dem türkischen Staat 
und der PKK. 

Die AKP unternahm – erst als Regie-
rungspartei, dann als Staatspartei – 
mehrere Anläufe, die Kurdenfrage fried-
lich zu lösen. Der letzte Anlauf begann 
2013. Türken und Kurden nannten das, 
was folgte, die „demokratische Öffnung“
beziehungsweise der „demokratische 
Frühling“. Treibende Kraft war Besir 
Atalay, einer der Stellvertreter des da-
maligen Ministerpräsidenten Tayyip Er-
dogan.

Der türkische Staat verhandelte in
Oslo mit Vertretern der PKK, und auf 
der Gefängnisinsel Imrali mit PKK-Chef 
Öcalan. Mit den Friedensverhandlun-

g

gen endeten die bewaffneten Auseinan-
dersetzungen. Eine Debatte über eine 
neue Verfassung begann, ein neuer Geist
von Toleranz machte sich breit. Bei den 
Kurden fand eine Frauenrevolution statt:
Bei den Lokalwahlen wurden in den
kurdischen Städten jeweils ein Mann 
und eine Frau zu Ko-Bürgermeistern 
gewählt. 

Die Vorläufer der HDP waren als 
prokurdische Parteien noch alle verbo-
ten worden. Die HDP fand als sozialde-
mokratische Partei erstmals auch Unter-
stützung unter Türken, ihr Vorsitzender,
der charismatische Selahattin Demirtas, 
wurde der aufsteigende Stern der türki-
schen Linken.

Es fand eine demokratische Revoluti-
on statt, den Menschen machte Politik 
Freude, viele engagierten sich. Der HDP
wurde ein Stimmenpotential von 20 
Prozent zugetraut. Für die AKP stellte 
sich die Frage: Mit der HDP zusammen-
arbeiten oder bekämpfen? Die HDP 
lehnte es ab, dem Staatspräsidenten
über eine Änderung der Verfassung gro-

p

ße Vollmachten einzuräumen. Daher 
entschied Erdogan, sie zu bekämpfen. 

Der Wendepunkt war die Wahl vom 
Juni 2015, bei der die AKP ihre absolute 
Mehrheit auch deshalb verlor, weil die
HDP überraschend gut abgeschnitten
hatte. Die Kurden hatten mehr vom 
Friedensprozess profitiert als die AKP. 
Die Verhandlungen wurden nicht fort-
geführt, der türkische Staat und die 
PKK griffen wieder zu den Waffen. Das 
geschah so: Kurdisch regierte Stadtver-
waltungen erklärten ihre Autonomie; 
radikale Jugendliche schlossen sich zu
einer „Revolutionären Jugendbewe-
gung“ zusammen, sie starteten eine Inti-
fada und hoben Schützengraben. Spezi-
aleinheiten des türkischen Staats gingen 
mit großer Brutalität vor, mehrere Städ-
te wurden zerstört, etwa das historische 
Zentrum von Diyarbakir, Cizre, Nusay-
bin und andere. Ein halbe Million Kur-
den wurden zu Binnenflüchtlingen. Im 
Sommer 2016 war die Revolte niederge-
schlagen.

Parallel dazu setzte der türkische 
Staat Drohnen ein, um etwa 600 Leute 
aus dem Führungskader der PKK zu 
töten. Zudem werden die HDP und die 
kurdischen Politiker ausgeschaltet. 
Derzeit sind mehr als 10 der 59 Abge-
ord-neten der HDP inhaftiert, ihr Man-
dat wurde ihnen aberkannt, auch De-
mirtas. Im März wurden zwei Abgeord-
nete inhaftiert: Nadir Yildirim, wegen 
Tweet zu Afrin: „Wir sind für Frieden, 
lasst uns die Aggression stoppen“; 

Ahmet Yildirim, der Erdogan „falschen 
Kalifen“ nannte. 84 Bürgermeister sind 
in Haft; in 94 der 102 Kommunen wur-
den die gewählten kurdischen Bürger-
meister durch Beamte ersetzt, die der 
Innenminister ernannt hat. Die Welt 
schwieg auch dazu. 

Entlassen, abgesetzt und teilweise 
verhaftet wurden mehrere 10.000 ge-
wählte Stadträte, städtische Angestellte 
sowie Funktionäre oder freiwillige Mit-
arbeiter der HDP und deren regionaler 
Schwesterpartei.

Das Ergebnis: Die Kurden – und die 
ganze Türkei – sind aus dem Traum der 
„demokratischen Öffnung“ erwacht. 
g

Der Weg führte vom Traum zu einem 
Trauma. Legale Möglichkeiten pro-kur-
discher Politik sind heute verschlossen. 
Dennoch gab es im März gegen die In-
vasion in Afrin noch Proteste, feierten
Kurden am 21. März in 20 Städten „Nev-
ruz“, selbst wenn Tausende inhaftiert 
wurden. Eine Friedhofsruhe ist also 
noch nicht eingekehrt. 

Was hat Erdogan mit den Kurden 
vor? Was ist sein Endziel? Zwei Punk-
te: Erstens, das innenpolitische Ziel ist,
die linke Kurdenpolitik zu zerstören, ein 
Vakuum zu schaffen und dann seine kon-
servative AKP in das Kurdenmilieu hin-
ein zu erweitern. Zweitens, außenpoli-
tisch stehen die Kurden – etwa in Syri-
en – einer Türkei im Wege, die expan-
diert. Für Erdogan entsteht mit den
Kriegen ein Dilemma: Seine Kriege sind 
wie ein Fahrrad. Wenn es sich nicht 
mehr bewegt, fällt Erdogan. So kämpft 
er weiter, setzt er seine Kriege fort. Ge-
rade in Syrien.

IV. Rojava

Das kurdische Nordsyrien erlebte seit 
2012 eine Freiheit, die es zuvor nie ge-
geben hatte. Die Baath-Herrschaft hatte
die Region vernachlässigt und arabi-
siert; tausenden syrischen Kurden wur-
de die Staatsbürgerschaft aberkannt. 

2012 zog das Regime seine Truppen 
und Beamten ab. Sie wurden in ande-
ren Regionen gebraucht. Die Menschen 
in den drei kurdischen Kantonen Afrin, 
Kobane und Cizire verwalteten sich nun 
selbst, um ein Überleben in Zeiten des 
Kriegs zu ermöglichen. Rojava, als West-
Kurdistan, wurde zu einem Modell in
der Region: Die vielen Ethnien und 
Konfessionen lebten zwar nicht ganz 

Franz Maget, Mitglied im Allgemeinen 
Rat der Akademie und früher für die 
SPD Vizepräsident des Bayerischen 
Landtags. Er war nach Beendigung 
seiner Politikerlaufbahn zwei Jahre als 
Sozialreferent an der Deutschen 
Botschaft in Tunis.
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frei von Spannungen, aber demokrati-
scher und toleranter als in allen ande-
ren Teilen der Region. Alle Ethnien und 
Konfessionen waren in der Exekutive 
und Legislative vertreten, nirgends sonst 
sind die Frauen gleichberechtigt wie in 
Rojava. Ziel war nie ein unabhängiger
eigener Staat, sondern Autonomie in-
nerhalb der bestehenden Grenzen. 

Die Türkei sieht aus drei Gründen in 
einem kurdischen Korridor eine Gefahr: 
Sie fürchtet einen kurdischen Korridor 
vom Nordirak bis ans Mittelmeer. Die 
irakischen Kurden müssten ihr Erdöl 
nicht mehr über die Türkei exportieren. 
Sie fürchtet, dass sich die USA und die 
Kurden in dem Korridor festsetzen und
die Türkei von der arabischen Welt ab-
schneiden. Und sie fürchtet Rückzugs-
orte für die PKK.

Am 24. August 2016 startete die Tür-
kei die „Operation Schutzschild Euph-
rat“. Sie vertrieb den IS aus der Region 
um Jarabulus und al-Bab. Sie kam da-
mit den Kurden zuvor und verhinderte 
so das Zusammenwachsen der Kantone 
Kobane und Afrin. Seither weht die tür-
kische Flagge über einem Gebiet, des-
sen Zentrum die Stadt Jarabulus ist. Die 
Türkei machte die Stadt zu ihrem mili-
tärischen und administrativen Zentrum 
in Syrien. Sie siedelte dort 150.000 syri-
sche Flüchtlinge aus der Türkei an und
bildete die neue FSA aus, die sie jetzt in 
Afrin einsetzte.

 Die Begründung lautete, 
Afrin bedrohe die Sicherheit 
der Türkei. Von dort würden 
Raketen auf die Türkei ab-
geschossen.

V. Wie die Türkei und Syrien zusam-
menhängen

Afrin war die einzige Region Syriens, 
die von 2011 bis 2018 von dem Bürger-
krieg in Syrien und von dem IS-Terror 
verschont geblieben ist. Daher suchten 
dort 400.000 Flüchtlinge Zuflucht, vor 
allem aus Aleppo. Mit diesem Frieden 
war es am 20. Januar 2018 vorbei, als 
die Türkei mit der Operation „Oliven-
zweig“ die Eroberung von Afrin startete. 
Die Begründung lautete, Afrin bedrohe 
die Sicherheit der Türkei. Von dort wür-
den Raketen auf die Türkei abgeschos-
sen. Dafür gibt es jedoch keinen einzi-
gen Beleg.

Lange hatte die Türkei gehofft, den 
Gang der Dinge in Syrien über Stellver-
treter zu beeinflussen. Das ist geschei-
tert. Daher muss die Türkei nun eigene 
Truppen einsetzen, will sie in Syrien et-
was erreichen – also die reguläre türki-
sche Armee sowie Spezialeinheiten der 
Polizei und Gendarmerie. Die waren ei-
gens für den Häuserkampf ausgebildet 
worden, und sie waren bereits 2015/16 
an der Zerstörung kurdischer Städte in 
der Türkei beteiligt.

Die Türkei greift auch auf die „Freie 
Syrische Armee“ zurück. Die hat mit 
der FSA der Jahre 2011/12 nur noch 
den Namen gemeinsam. Heute setzt sie
sich zusammen aus sunnitischen syri-
schen Kämpfern, die zuvor in islamisti-
schen Gruppierungen gekämpft hatten, 
auch in Raqqa und Deir al-Zor.

Warum hat die Türkei in Afrin zuge-
schlagen? Erstens, die Türkei bezeich-
net die YPG, die Streitmacht der syri-
schen Kurden, als Terrororganisation, 
die mit der PKK liiert sei und die Tür-
kei bedrohe. In den Listen des UN-Si-
cherheitsrat mit den Terrororganisatio-
nen, die in Syrien bekämpft werden 
dürfen, tauchen die YPG aber nicht auf. 
Zweitens, am 17. Januar 2018 erklärte 

der damalige US-Außenminister Tiller-
son, die USA wollten länger an der Sei-
te der Kurden in Syrien bleiben, um den 
IS zu bekämpfen und den iranischen 
Einfluss einzudämmen. Die Türkei hatte 
aber damit gerechnet, dass sich die USA 
zurückziehen würden und sie dann in 
Nord-Syrien freie Hand hätte.

Die USA könnten sich nun bald aus 
Syrien zurückziehen. Das könnte das 
Verhältnis zur Türkei verbessern. Aus 
Washington kommen jedoch wider-
sprüchliche Signale. Noch stehen sich 
12 Kilometer nördlich von Manbij ame-
rikanische Soldaten, die mit den Kur-
den zusammenarbeiten, und türkische 
Truppen, die das Gebiet erobern wollen, 
gegenüber. So droht am Sajur ein be-
waffneter Konflikt zwischen zwei Nato-
Partnern.

Ein weiterer Aspekt der türkischen
Aggression ist, dass die Türkei in Afrin 
syrische Flüchtlinge ansiedeln will. Denn
in der Türkei nehmen die Spannungen 
zwischen der Türken und den syrischen 
Flüchtlingen zu. Ihre Zahl liegt bei 3,5
Millionen plus 800.000 in der Türkei ge-
borener Babys. Auch sollen dort Turk-
menen angesiedelt werden, die etwa aus 
dem Nordirak stammen, und Familien 
der protürkischen arabischen Kämpfer.

Erdogan sagte, Afrin werde seinen 
„rechtmäßigen Besitzern“ zurückgege-
ben. Die werden aber vertrieben, denn 
traditionell stellten die Kurden mehr als
90 Prozent der Bevölkerung von Afrin. 
Leidtragende sind insbesondere die Jesi-
den. Sie werden von den bärtigen Isla-
misten vertrieben, weil sie Kurden und 
weil sie Jesiden sind, also Freiwild. Ihre 
gut 20 Dörfer in Afrin wurden vollstän-
dig zerstört. 

VI. Folgen für den Westen

Die neue Dynamik in Syrien (Russ-
land als der neue powerbroker und ein 

Das Siedlungsgebiet der Kurden 
erstreckt sich über fünf Staaten des 
Nahen Ostens. Eindeutiger Schwer-
punkt ist die Türkei. 

Foto: dpa/Globus Grafik
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passives Amerika) hat zu einer Annähe-
rung der Türkei an Russland geführt. So 
hat Russland den Luftraum freigegeben, 
damit türkische Kampfflugzeuge Afrin 
bombardieren konnten. Russland ver-
sprach sich davon zweierlei: Die syri-
schen Kurden, der Partner der USA, 
würden geschwächt. Und es würde ein 
Keil zwischen die Nato-Partner USA 
und Türkei getrieben. Denn Russland 
will die Türkei aus der Nato herauslö-
sen. Für Russland ist der große Preis 
nicht Syrien, sondern die Türkei. Syrien 
ist nur ein Hebel, um weiterreichende 
Ziele zu erreichen.

Denn Russland will die 
Türkei aus der NATO her-
auslösen. Für Russland ist 
der große Preis nicht Syrien, 
sondern die Türkei.

Die Türkei wiederum sieht in den
USA ein Sicherheitsrisiko, denn Wa-
shington arbeitet mit den Staatsfeinden
Nummer eins, den Kurden, zusammen. 
Die Türkei scheint daher bereit, einen 
Bruch mit den USA in Kauf zu nehmen. 
In der Türkei ist heute zu hören, es 

mache keinen Unterschied, ob man der 
Nato angehöre oder nicht. Es ist nicht 
mehr gewiss, ob die Türkei ein Teil der 
Nato bleiben oder sie verlassen will. Im 
Werben um die Gunst der Türkei hat 
damit Russland gegenüber den USA die
besseren Karten.

Was lernen wir aus dem Feldzug in 
Afrin? Die Türkei setzt in der Kurden-
frage auf Gewalt, im eigenen Land wie 
in Syrien. Und die Türkei vollzieht eine 
Änderung ihrer Außenpolitik und setzt

y

sich immer mehr von Atatürk ab. Denn 
Atatürk billigte einst das Friedensab-
kommen von Lausanne 1923, das die
Grenzen der Türkei festlegt. Einer sei-
ner wichtigsten Sprüche lautete: „Yurtta 
sulh, cihanda sulh“ („Friede zu Hause, 
Friede in der Welt“). Erdogan stellt als 
der Anti-Atatürk hingegen Lausanne in 
Frage und beruft sich auf die Grenzen,
die sich die Unabhängigkeitsbewegung 
1919 gegeben hatte. Dort sind Nordsyri-
en und der Nordirak ebenso wie grie-
chische Inseln in der Ägäis als türki-

g

sches Territorium eingezeichnet. Erdo-
gans Losung könnte daher lauten: 
„Yurtta harp, cihanda harp“ („Krieg zu
Hause, Krieg in der Welt“).

VII. Einige Folgerungen

1. Noch nie hat ein Krieg zu einem 
dauerhaften Sieg über die Kurden ge-
führt. Der Kurdenkonflikt kann nur

politisch (und wirtschaftlich) beigelegt 
werden. Auch die faktische Annexion 
von Afrin wird weder die syrischen 
noch die türkischen Kurden befrieden.

2. Die Kurden werden als kleiner Ak-
teur immer wieder fallen gelassen. Das 
war so 1975 und 1990 durch die USA, 
was Bitterkeit geschaffen hat. Auch 
heute entzieht der US-Präsident wieder 
seine Unterstützung, Frankreich könnte 
die Lücke füllen. 

3. Die Kurden haben in Syrien ein 
paar Trümpfe: In ihrem Gebiet liegen
die Hälfte der syrischen Ölfelder und 
p p g

die besten Ackerböden, Euphrat und 
Tigris fließen durch die kurdische Regi-
on, sie ist wasserreich. Die Kurden hal-
ten damit den Schlüssel für die Zukunft 
Syriens in der Hand. 

4. Der Westen muss sich fragen, wie 
er mit der Türkei umgeht. Als Russland 
die Krim besetzt und annektiert hat, be-
schloss der Westen Sanktionen. Heute 
tut Erdogan das Gleiche in Nordsyrien, 
und wir drücken die Augen zu. Wie lan-
ge kann die Türkei noch Mitglied in der 
Nato sein? �

Kurdische Soldaten – ausgestattet auch 
mit Waffen aus NATO-Staaten – be-
kämpften über viele Jahre hinweg am 
effektivsten die Terrormilizen des 
„Islamischen Staates“. 

Foto: dpa/Diego Cupolo
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Panorama Naher Osten: Gespräch zwischen 
Klaus Naumann und Rainer Hermann

Klaus Naumann: Herr Hermann, 
herzlichen Dank für einen, so denke 
ich, alle bewegenden und faszinieren-
den Vortrag, der viele Facetten aufge-
zeigt hat und der uns die ganze Kom-
plexität der Situation des Nahen und 
Mittleren Ostens vor Augen geführt hat. 
Meinem Dafürhalten nach sollten wir 
unser Gespräch so führen, dass wir uns 
zunächst mit der allgemeinen Situation 
im arabischen Raum befassen, bevor wir 
dann auf die kurdische Frage eingehen. 

Wenn ich auf die allgemeine Lage bli-
cke, dann ist mein Eindruck, dass mit 
der Fehlentscheidung des ehemaligen 
US-Präsidenten Barack Obama, rote Li-
nien erst rosa werden und dann ganz 
verschwinden zu lassen, Amerikas Rück-
zug aus dem Nahen Osten eingeleitet 
wurde. Sein Amtsnachfolger Donald 
Trump setzt diese Entwicklung fort und
Europa, das eine aktive Rolle spielen 
müsste, da es um seine Peripherie geht,
findet mal wieder nicht statt. Man hofft, 
dass dies anders wird.

Eine Facette, die Sie in Ihrem unge-
mein lesenswerten Buch „Arabisches 
Beben“ beschrieben haben, ist jene, dass 
Jahr für Jahr neun Millionen junge Ara-
ber in der islamischen Welt neu hinzu-
kommen; das sind zwar 21 Millionen 
weniger, als in Afrika Jahr für Jahr hin-
zugeboren werden, aber dennoch: Afri-
ka wie Naher Osten haben nur einen 
Bereich, wohin der Bevölkerungsdruck 
sich entladen kann, und das ist Europa.

Also haben wir ein Problem, mit dem
wir uns jetzt befassen müssen, damit wir 
morgen nicht überrascht werden. Dies 
muss man sehen und auch den weiteren 
Punkt bedenken, den Sie in Ihrem Buch 
erwähnen, aber heute nicht angespro-
chen haben, dass wir nämlich im Nahen 
Osten einen Bereich haben, in dem aller
Voraussicht nach bald mehr als eine 
Atommacht existieren wird. Die eine ist 
Israel, die zweite – virtuelle – ist der
Iran. Ich gehöre nicht zu denen, die das 
Atomabkommen mit dem Iran so in den 
Himmel preisen, wie es Politiker in Ber-
lin aus Furcht vor dem Handeln tun. 
Der Iran hat bis 2025 eine Pause, aber 
danach ist er eine Atommacht, wenn er 
das sein will. Und dann sehen wir die 
vielen Bemühungen auch der Türkei, 
Reaktoren zu bauen. Bei den Gesprä-
chen zwischen den Präsidenten Erdogan 
und Putin, die jetzt gerade stattgefunden
haben, war ja ein Ziel ein Reaktorbau,
ein russischer Reaktorbau. Reaktoren 
sind der schnelle Weg zur Atomwaffe; 
denn damit hat man Plutonium, um 
Atomwaffen herzustellen.

Also werden wir vor unserer Haustü-
re möglicherweise Atomwaffenstaaten 
haben, ein Grund mehr, uns damit zu 
beschäftigen. Schließlich teile ich Ihre
Meinung, dass Putin sicher nur ein stra-
tegisches Ziel hat: die Nato zu schwä-
chen und die EU zu spalten. Deswegen 
bindet er sich den Mühlstein Syrien um 
den Hals. Die Operation, bei der die 

Menschen in Russland nicht wissen dür-
fen, wie viele Russen dort bereits gefal-
len sind – die Gefallenen dort wie auch 
die in der Ukraine werden offiziell nicht 
bestattet –, diese Operation in Syrien 
kostet pro Tag eine zweistellige Millio-
nensumme in US-Dollar. Das nimmt 
Putin in Kauf, um in Syrien eine Macht-
position zu haben, die ihm den Zugang 
zum Mittelmeer eröffnet und die es 
ihm ermöglicht, Westeuropa weiter zu 
schwächen. Was können wir in dieser 
Situation tun? Was würden Sie der 
deutschen Regierung empfehlen, jetzt 
zu unternehmen, um eine aktivere Rolle 
im arabischen Raum zu spielen und sich 
auf die Zukunft vorzubereiten? 

Rainer Hermann: Ich bin froh, Jour-
nalist zu sein. Aber auch als Journalist 
hat man Verantwortung. Es ist ein sehr 
komplexes Problem, für das es keine
einfachen Lösungen gibt. Nur zu for-
dern, keine Waffen mehr nach Saudi-
Arabien zu liefern, das mag manche 
durchaus entlasten, damit lösen wir aber 
das Problem nicht. Es gibt drei Antwor-
ten: Wirtschaft, Wirtschaft, Wirtschaft. 
Arbeitsplätze müssen geschaffen wer-
den. Sie hatten die neun Millionen 
Menschen angesprochen, die jedes Jahr 
neu auf den Arbeitsmarkt drängen. In
Ägypten allein sind es jedes Jahr über 

g

800 000 Menschen, die wenigsten von 
ihnen finden einen Arbeitsplatz. Das 
heißt, die Bugwelle von Arbeitslosen 
wird jedes Jahr größer. Diese Menschen 
stehen einem Regime gegenüber, das 
repressiv ist, das keine Arbeitsplätze
schafft, keine Zukunft eröffnet. Es bleibt 
den Leuten keine andere Möglichkeit 
als zu sagen: Jetzt wandere ich aus.

Ein Problemfeld sind also die Arbeits-
plätze. Aber wie können wir dazu bei-
tragen, dort Arbeitsplätze zu schaffen? 
Es muss zu einer Transformation der 
bestehenden Ordnungen kommen. Es 
kann nicht sein, dass wir einerseits Ent-
wicklungshilfe leisten und andererseits 
mit den Potentaten zusammenarbeiten. 
Ich plädiere immer dafür: Wir müssen 
deutschen und europäischen Firmen 
Anreize geben, damit sie beispielsweise 
in Tunesien oder in Ägypten Arbeits-
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plätze schaffen. Auch müssen wir Han-
delserleichterungen gewähren. Wir kla-
gen darüber, dass der neue von Donald 
Trump beförderte Isolationismus fürch-
terlich sei, was er auch ist. Aber wir 
müssen selbst in den Spiegel schauen: 
Ein lupenreiner Freihandelspartner ist 
auch die EU nicht. Das heißt also kon-
kret: Wir sollten Investitionen in arabi-
schen Ländern fördern.

Ein weiterer Punkt ist der, dass wir 
uns von den Diktatoren dieser Länder 
nicht aufschwatzen lassen sollten, wer 
unsere Partner zu sein haben. Gerade 
der ägyptische Präsident, für den alle, 
die nicht für ihn sind, Terroristen sind, 
ist da ein Beispiel. Ich habe Tage und 
Nächte auf dem Tahir Platz verbracht. 
Meine Freunde von damals, nicht nur 
die liberalen Freunde, sondern auch die 
Islamisten, sind im Gefängnis und kom-
men nicht mehr heraus. Wie arbeiten 
wir mit solchen Diktatoren zusammen? 
Ich meine, die Zusammenarbeit mit 
Diktatoren kann nur eine kurzfristige 
Lösung sein, um den Strom von Flücht-
lingen aufzuhalten. Die Angst ist aber
berechtigt, dass die Dämme zerbrechen 
und zerbröseln und die Flüchtlinge doch 
zu uns kommen. Ich habe da aber noch 

Rainer Hermann: „Es gibt drei Antworten: Wirtschaft, Wirt-:
schaft, Wirtschaft. Arbeitsplätze müssen geschaffen werden.“

Klaus Naumann: „Afrika wie Naher Osten haben nur einen :
Bereich, wohin der Bevölkerungsdruck sich entladen kann, und 
das ist Europa.“
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leicht zu einem Flächenbrand kommen. 
Iran hat in Syrien bereits über ein Dut-
zend Stützpunkte und zwei Waffenfab-
riken, die für die Hizbullah Raketen pro-
duzieren; wenn Israel Angriffe gegen sy-
risches Territorium fliegt, dann sollten 
sie das tun, bevor die Waffen in die Hän-
de der Hizbullah gelangen. Ein Weg für 
die Machthaber im Iran könnte sein,
dass sie der Hamas oder der Hizbullah
sagen: Beginnt einen Krieg gegen Israel; 
wenn Israel dann zurückschlägt, könn-
ten wir vielleicht eine panislamische So-
lidaritätswelle erzeugen.

Eine Zahl noch zu den Rüstungsaus-
gaben: Keine Region der Welt hat höhe-
re Rüstungsausgaben als die arabische 
Welt plus Iran: 6,6 % des Bruttoinland-
produkts, Tendenz steigend. Die Saudis
haben zurzeit über 12%, was daran liegt,
dass sie auf Hochtechnologie setzen, 
während der Iran auf asymmetrische 
Kriegsführung setzt, das heißt auf Rake-
ten und ihre Revolutionsgarden, weni-
ger auf amerikanische Hochtechnologie.
Wenn dann noch eine Nuklearisierung 
der Region hinzukommt, wird es noch 
prekärer.

Demnächst wird das erste Atomkraft-
werk in Abu Dhabi eröffnet, Saudi-Ara-
bien hat Atomkraftwerke bestellt, Ägyp-
ten hat Atomkraftwerke bestellt, die
Türkei ebenfalls; in einem Atomkraft-
werk fällt Plutonium an, die Vorstufe zu 
Atomwaffen. Das heißt, wir sind an der 
Schwelle eines Szenarios, dass aus vie-
len kleinen aktuellen Kriegen ein gro-
ßer Krieg zwischen Saudi-Arabien und 
dem Iran entbrennen kann. 

Dazu noch kurz ein Wort: Die arabi-
sche Welt war sunnitisch seit Saladin 
vor 800 Jahren. Dann kam die islami-
sche Revolution, die den Verfassungs-
auftrag hat, diese Revolution von 1979 
in die muslimische Welt hinein zu ex-
portieren und arabische Herrscher zu 

stürzen. Das ist zunächst ein politischer 
Kampf, aber es kommt eine gefährliche 
religiöse Komponente hinzu. Denn sun-
nitische und schiitische Muslime haben 
konträre politische Ordnungsvorstellun-
gen, und jetzt wird es erst richtig span-
nend. Die Sunniten sagen, Allah habe 
denjenigen zum Herrscher auserwählt, 
der tatsächlich die Führung der Ge-
meinde übernommen hat; er ist derjeni-
ge, der zeigt, dass er die Gemeinde füh-
ren kann, er hat die Fähigkeiten dazu,
deshalb wollte Allah ihn haben. Also
ein pragmatischer Ansatz.

Die Schiiten sagen dagegen, nur ein 
Nachkomme von Ali, Mohammeds 
Schwiegersohn, trägt das göttliche Licht 
in sich, alle anderen sind Usurpatoren
und müssen gestürzt werden. Im Jahr 
680 – für viele Muslime ist das wie ges-
tern – fand die entscheidende Schlacht 
von Kerbela im Süden des Iraks statt, 
und damals ist dieses Schisma grundge-
legt worden. Damals hat Yazid, ein sun-
nitischer Herrscher, eine kleine Schar 
von Schiiten besiegt, er hat Alis Sohn
Hussein getötet, enthauptet und den 
Kopf als Siegestrophäe nach Damaskus 
gebracht. Die Schiiten argumentieren 
seither, dass mit dem Tod von Hussein, 
der das göttliche Licht Alis in sich trug, 
der Welt die Gerechtigkeit verloren ge-
gangen ist; seither haben nur Usurpato-
ren geherrscht. Jetzt aber besteht durch 
den Export der islamischen Revolution 
die Chance, Gerechtigkeit wieder her-
zustellen. 

Der Iran hat nach dem Fall von Sad-
dam Hussein eine Einflusszone von Te-
heran über Bagdad, zum Assad-Regime 
in Syrien und zur Hizbullah nach Beirut 
geschaffen: ein Korridor quer durch den 
Nahen Osten, von Teheran bis ans Mit-
telmeer und bis an die israelische Gren-
ze. Im Iran sind Leute an der Macht, die
die islamische Revolution exportieren 

eine viel größere Angst. Ägypten ist wie 
ein Kessel. Der Druck nimmt zu und 
das Regime versteht es nicht, ein Ventil 
zu öffnen. Das heißt, irgendwann wird, 
das ist meine skeptische Prognose, Ägyp-
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ten mehr implodieren als 2011, und 
dann werden die Kämpfe auf der Straße 
viel blutiger sein als damals. Das heißt, 
wir müssen einen anderen Umgang mit 
diesen Diktatoren finden, und wir brau-
chen Wirtschaft, Wirtschaft, Wirtschaft. 

Klaus Naumann: Das setzt voraus, 
dass die EU ihre Politik dramatisch ver-
ändern muss, denn sie ist eine protekti-
onistische Zone, da dürfen wir uns nichts
vormachen. Allen voran gilt dies für die
Landwirtschaft. In vielen dieser Länder 
gäbe es landwirtschaftliche Produkte, 
die Arbeitskräfte binden würden, aber 
diese Produkte können nicht nach Eu-
ropa exportiert werden, weil hier bei 
uns weiterhin Jahr für Jahr Milliarden 
an Subventionen für die Produktion 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse ausge-
geben werden. Wenn dieser Unfug nicht
gestoppt wird, werden wir eines Tages 
von Arbeitsmigranten überrannt wer-
den. Die Schätzung der Weltbank für 
das Jahr 2020 geht dahin, dass 250 Mil-
lionen Flüchtlinge vor Europas Toren 
stehen. Also: Es wird Zeit, über diese 
Problematik nachzudenken.

Rainer Hermann: Ich möchte noch 
eine Zahl nennen, um die Perspektiven 
aufzuzeigen, wie sehr diese demogra-
phische Zeitbombe tickt. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg hatten die 22 Staa-
ten der Arabischen Liga gut 70 Millio-
nen Einwohner. Heute haben sie 414 
Millionen Einwohner und nach Progno-

sen der Vereinten Nationen werden sie 
im Jahr 2050 rund 676 Millionen Ein-
wohner haben. Das ist bis zur Jahrhun-
dertmitte ein Zuwachs von mehr als 
250 Millionen Menschen – allein in der 
arabischen Welt.

Klaus Naumann: Das Problem wird 
noch durch den Klimawandel verschärft,
der in vorhersehbarer Zeit einen Teil
der fruchtbaren Böden Ägyptens ver-
nichten wird. Es kommt noch etwas an-
deres hinzu. In dieser Region wird zur-
zeit Krieg geführt, und es wird weiter
Krieg geführt werden, manche sprechen 
vom 30-jährigen Krieg des Nahen Os-
tens. Und es bahnt sich ein großer Kon-
flikt zwischen Saudi-Arabien und dem 
Iran an. Was der Iran treibt, im Libanon 
und in Syrien, ist nichts weiter, als eine 
Zange um den Erzfeind Israel zu bilden;
Israel aber lässt nicht den geringsten 
Zweifeln daran zuzuschlagen, bevor 
sich die Zange schließt. Wo immer 
Krieg geführt wird, heißt das für Euro-
pa: neue Flüchtlingswellen, neue Insta-
bilität, neue Unsicherheit. Was tun wir 
denn jetzt, um jenen Konflikten entge-
genzutreten, um sie zu entschärfen?

Rainer Hermann: Es gibt wenige 
Länder, die gute Beziehungen zu Iran 
und auch zu Saudi-Arabien haben. 
Wenn dieser saudisch-iranische Konflikt 
nicht beigelegt wird, dann bekommt man 
die Konflikte in der Region nicht in den 
Griff. Es gibt noch keinen heißen Krieg 
zwischen Saudi-Arabien und Iran, son-
dern viele Stellvertreterkriege in mehre-
ren Ländern, aber das ist wie Domino: 
Wenn ein Stein fällt, kann er leicht an-
dere zum Umstürzen bringen, kann es 

Klaus Naumann: „In vielen dieser Länder gäbe es landwirt-:
schaftliche Produkte, die Arbeitskräfte binden würden, aber 
diese Produkte können nicht nach Europa exportiert werden, 
weil hier bei uns weiterhin Jahr für Jahr Milliarden an Subven-
tionen für die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse
ausgegeben werden.“

Rainer Hermann: „Iran hat in Syrien bereits über ein Dutzend :
Stützpunkte und zwei Waffenfabriken, die für die Hizbullah 
Raketen produzieren; wenn Israel Angriffe gegen syrisches Terri-
torium fliegt, dann sollten sie das tun, bevor die Waffen in die
Hände der Hizbullah gelangen.“
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wollen. Eine der Grundbedingungen der
Islamischen Republik ist die Feindschaft 
zu Israel. Zwar sagen nur einige, es gehe
um das Auslöschen von Israel; aber es 
ist ein Grundprinzip, ein Gründungs-
prinzip der islamischen Republik, Israel 
zu bekämpfen. Jetzt hat sie den Korri-
dor dort hin.

Wer reagiert jetzt in der arabischen 
Welt? Es gab traditionell vier Regional-
mächte. Der Irak ist schiitisch gewor-
den, Syrien ist unter dem Einfluss von 
Assad und durch Bürgerkrieg als Macht-
faktor auch ausgefallen, Ägypten paraly-
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siert sich selbst durch ein unfähiges Re-
gime. So bleibt nur Saudi-Arabien. Die 
Machthaber dort sagen nun: Wir neh-
men es auf uns, diese iranische Invasion 
zurückzuweisen. Die arabische Welt ge-
hört uns Arabern, wir sind Sunniten, 
und wir wollen die Schiiten und Iran 
zurückdrängen; die können ihr eigenes 
Reich haben, aber nicht bei uns. Das ist 
der Konflikt: ein politischer Konflikt, 
überlagert durch religiöse Emotionen, 
die sich mobilisieren lassen. Zusam-
mengefasst: Das Schlachtfeld ist Syrien. 
Wie das Schlachtfeld des 30-jährigen 
Krieges Deutschland war, wo sich die 
Ordnung Europas entschieden hat, so 
entscheidet sich in Syrien die künftige 
Ordnung des Nahen Ostens. Wer wird 
dann das Sagen haben? Wird es eine 
iranisch oder eine saudisch geprägte 
Ordnung sein? Deswegen ist es ein so 
erbittert geführter Kampf, und ich glau-
be, es steht uns noch einiges bevor.

Klaus Naumann: Diese keineswegs 
erfreuliche Perspektive unterstreicht 
wiederum, dass man nicht einfach zuse-
hen darf, sondern versuchen muss, eine 
Position zu entwickeln, möglichst eine 
Position der Europäischen Union insge-
samt, die gegenwärtig allenfalls ein Ru-
diment einer Außenpolitik hat. Und was 

noch viel schlimmer ist: Sie hat über-
haupt keine Macht, mehr Außenpolitik 
durchzusetzen oder umzusetzen. Die 
EU ist wirtschaftlich eine globale Macht,
aber in allen anderen Machtkategorien 
ist sie ein impotenter Zwerg. Und den-
noch: Unser Schicksal entscheidet sich 
mit im arabischen Raum, deshalb dür-
fen wir nicht einfach nur zuschauen, 
was dort passiert. Mein Fazit aus dem,
was Sie eben sagten, ist: Wir werden in 
dieser Region weitere zerfallende Staa-
ten sehen, wir werden weitere Instabili-
tät sehen, wir werden neue Grenzen se-
hen, die ganz anders aussehen als die, 
die wir heute kennen. Wenn wir uns das 
vor Augen führen, glauben Sie dann, 
dass man für die Kurden eine staatliche 
Lösung finden kann? Wenn ich auf un-
ser Europa blicke, das sich 1990 aus der 
Erstarrung des Kalten Krieges löste, in 
dem neue Staaten entstanden und alte 
Staaten wieder entstanden sind, die bal-
tischen Staaten, die Balkanstaaten, dann
waren zumindest zwei Elemente zu
sehen, die zusammen wirkten: Es gab 
eine ethnische und eine religiöse Identi-
tät, beide führten die Staaten zusammen. 
Ich nehme die Beispiele des zerfallenen 
Jugoslawiens: Kroatien war katholisch 
und kroatisch; Serbien waren orthodox 
und serbisch. Also konnte man daraus 
Staaten bilden. So war das in fast allen 
Fällen. Wenn ich das nun übertrage 
auf die Situation der Kurden, kann so 
ein Staat wie Kurdistan überhaupt ent-
stehen?

Rainer Hermann: Im Prozess des 
Staatszerfalls wird die Frage der Identi-
tät virulent. Staaten zerfallen, und neue 
Identitäten, neue Gemeinschaften müs-
sen sich herausbilden. Die Staaten sind 
zerfallen, weil sie ihren Aufgaben als 
Staaten nicht nachgekommen sind. Das 
waren keine inklusiven Staaten, sie ha-

ben viele Menschen ausgeschlossen. Sie 
waren keine funktionierenden Staaten, 
keine mit good governance. Die Men-
schen haben gesagt: Was nutzen uns 
diese Staaten? Werfen wir doch das Joch 
ab! Das war im Jahr 2011.

Und dann stellten sich viele die Fra-
ge: Wer bin ich? Mit wem will ich zu-
sammenleben? Bin ich ein irakischer
Nationalist oder ein schiitischer Muslim 
oder ein säkularer Panarabist? Und so 
bildeten sich neue Gruppen von Leuten, 
die einander trauten. Die Frage der Iden-
tität stellt sich ja deshalb, weil die Men-
schen Schutz suchen. Wer bietet mir bei 
einem Zerfallsprozess Schutz? Es ist die 
Moschee, denn die Moschee hat mir im-
mer genutzt, sie hat im Zweifelsfall auch
eine Miliz, ein Krankenhaus oder eine 
Schule und sorgt sich bei Notfällen. So 
entstehen dann neue Kreise. 

Bei den Kurden ist es eine klare eth-
nische Identität. Die meisten sind sun-
nitische Muslime, einige sind Jesiden, in 
der Türkei sind ein paar Aleviten, aber 
es gibt eine sehr starke ethnische Identi-
tät. Wenn man diese Region seit Jahr-
zehnten beobachtet, war wohl der kur-
dische Nationalismus noch nie so groß, 
wie in diesen Tagen. Aber wenn sich für
die Kurden das Fenster der Gelegenhei-
ten schließt, kommen sie eben nicht 
weiter. Aber wenn nicht jetzt, wann 
dann? Der ehemalige Kurdenpräsident 
Barzani hat gesagt: Ich bin 1946 in ei-
ner kurdischen Republik geboren, die 
kurzzeitig durch die Sowjets ermöglicht 
worden war, und ich will in einer kurdi-
schen Republik sterben. Auch deswegen 
hat er das Unabhängigkeitsreferendum
auf den 25. September 2017 festgelegt; 
dies war leider verfrüht, er musste ein-

gestehen, dass es ein Fehler war, und ist 
danach zurückgetreten.

Ich sehe kein Ende des staatlichen 
Zerfallsprozesses. Es werden sich neue 
Fronten auftun. Die Türkei überschätzt 
sich, sie wird diesen eroberten Gebiets-
zipfel im Norden Syriens nicht auf Dau-
er halten können. Iran wendet sich 
stark gegen die türkische Präsenz in 
Nordsyrien, und es ist die Frage, wann 
die iranischen Truppen gegen sie mobil 
machen werden. Die Amerikaner sind 
auch nicht glücklich mit dem türkischen 
Vorgehen. Die Russen wiederum wollen 
es. Assad will es überhaupt nicht, er hat 
sogar, um die Grenzen zu schützen, sei-
ne Truppen nach Afrin geschickt, die 
dann unter das Feuer der türkischen 
Jets kamen und ihren Auftrag nicht er-
füllen konnten. Dennoch ist es keines-
wegs sicher, dass die Türkei dieses Ge-
biet in Nordsyrien halten kann. 

Klaus Naumann: Der Hauptakteur 
in der Frage des Kurdenstaates ist ohne 
Zweifel die Türkei, auch von der Größe 
des Siedlungsgebietes her. Präsident Er-
dogan dürfte wissen, dass es im 21. Jahr-
hundert zwei Machtmittel gibt, die 
schlicht unverzichtbar sind: Das eine ist 
die Beherrschung von Daten, das ist das 
Öl des 21. Jahrhunderts; das zweite ist, 
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zumindest in dieser Region, das Wasser. 
In den Kurdengebieten liegen die gro-
ßen Stauseen, mit denen die gesamte 
Wasserversorgung im Irak und in Teilen 
Syriens kontrolliert werden kann. Kön-
nen Sie sich vorstellen, dass jemals ein
verantwortlicher Politiker in der Türkei 
dieses Wasserreservoir als Machtquelle 
an einen anderen Staat preisgeben 
kann?

Rainer Hermann: „Wer bietet mir bei einem Zerfallsprozess :
Schutz? Es ist die Moschee, denn die Moschee hat mir immer 
genutzt, sie hat im Zweifelsfall auch eine Miliz, ein Krankenhaus 
oder eine Schule und sorgt sich bei Notfällen.“

Klaus Naumann: „Die EU ist wirtschaftlich eine globale Macht, :
aber in allen anderen Machtkategorien ist sie ein impotenter 
Zwerg.“
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Rainer Hermann: Absolut nicht. Aber 
den Kurden geht es ja auch nicht um 
Eigenstaatlichkeit, sondern zunächst 
einmal um Autonomie. Sie wollen weit-
gehende Autonomie.

Klaus Naumann: Das wäre eine Brü-
cke.

Rainer Hermann: Die Türkei ist sich 
dieses Machtmittels Wasser sehr wohl 
bewusst. Ich kann mich gut an eine 
Pressekonferenz in den 1990er Jahren 
erinnern, in der der damalige türkische 
Ministerpräsident Süleyman Demirel 
gesagt hat: Die Araber haben das Öl, 
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und wir haben das Wasser. Die arabi-
schen Kollegen sind sofort zu den Tele-
fonen gerannt und haben in ihre Länder 
durchgegeben: das ist eine Kriegserklä-

rung. Natürlich wird kein türkischer Po-
litiker das Wasser als Machtmittel aus 
der Hand geben.

Klaus Naumann: Dieses Faktum 
bleibt und muss auch von unseren Poli-
tikern in Berlin bedacht werden. Des-
halb: Autonomie für die Kurden – ja; 
aber wenn Deutschland einen souverä-
nen Staat für die Kurden fordern würde,
wäre es sehr gefährlich. Das wäre eine 
Forderung, die die Türken noch stärker 
in die Arme derer treibt, in denen wir 
sie nicht sehen wollen, und was wir
auch nicht zulassen dürfen. Die deut-
sche Politik muss sich überlegen, wie sie 
den Kurden gerecht wird, ohne die Tür-
kei vor den Kopf zu stoßen. Das wäre 
eine Folgerung aus dem, worüber wir 
beide uns jetzt ausgetauscht haben.

Rainer Hermann: Wenn ich hier 
nochmals eine kurze Bemerkung ma-
chen darf. Wie jedes Land so hat auch 
die Türkei ihre Traumata. Eines davon 
ist „Sèvres“, der Vertrag nach dem Ende 
des Ersten Weltkriegs, den das Osmani-
sche Reich 1920 abschließen musste. 
Wann immer man mit Türken über Kur-
den spricht, geht in ihrem Kopf „Sèv-
res“ auf: die Zerstückelung der Türkei 
durch den Westen, die Aufteilung der 
Türkei auf mehrere Nationen. Da muss 
man auf jeden Fall vorsichtig sein; es 
darf in den türkischen Köpfen nicht das 
Gefühl aufkommen, der Westen arbeite 
an einem neuen „Sèvres“.

Klaus Naumann: Das kann ich nur 
unterstreichen. Ich würde sogar noch 
einen Punkt weiter gehen. Ich habe ein-

mal von türkischen Freunden gehört,
dass es in der Türkei durchaus eine 
Denkschule gibt, wonach man nach 100 
Jahren einen Vertrag wie den im Jahre 
1923 geschlossenen Vertrag von Lau-
sanne aufkündigen könne. Das wäre
das gefährlichste, was passieren kann, 
weil dann Gebietsansprüche und etwa 
auch ungelöste Fragen in der Ägäis 
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hochkommen. Von daher kann ich nur 
raten – wobei keine Rolle spielt, ob wir
Erdogan mögen oder nicht, – Wege zu 
überlegen, wie die Türkei im westlichen 
Bündnis gehalten werden kann. Das ist 
meiner Meinung nach essentiell. Denn 
wir brauchen die Türkei, genauso wie 
sie auch uns braucht, besonders aus 
wirtschaftlichen Gründen. Vielen Dank 
für dieses Gespräch. �

Im Dialog mit Bach
Konzert und Workshops mit der Pianisten Anna Gourari 
und dem Marcin Wasilewski Trio

Als Anna Gourari die ersten Töne des 
vielleicht schönsten Bachschen Choral-
vorspiels „Nun komm der Heiden Hei-
land“ in der Klavier-Bearbeitung von 
Ferruccio Busoni anschlägt, ist es 
mucksmäuschenstill im Vortragssaal der 
Katholischen Akademie. Die Weltklas-
se-Pianistin und das Marcin Wasilewski
Trio aus Warschau gestalteten am 9. 
März ein außergewöhnliches Konzert 
unter dem Motto „Im Dialog mit Bach“. 
Johann Sebastian Bach bedeutet Musi-
kern ungeheuer viel. Der Komponist 
Max Reger etwa nannte Bach „Anfang 
und Ende aller Musik“, der Jazz-Pianist 
Keith Jarrett meinte gar: „Seine Musik 
heilt alle Wunden.“

Dass die Beschäftigung mit Bach 
überhaupt nichts Museales an sich ha-
ben muss, bewies der Abend durch sei-
nen gleich in mehrfacher Hinsicht dia-
logischen Charakter: Nach der Bach-

Bearbeitung Busonis spielte Anna
Gourari die auf ganz andere Weise am 
barocken Vorbild orientierte Chaconne 
der zeitgenössischen russischen Kompo-
nistin Sofia Gubaidulina. Die beiden 
Musikerinnen verbindet die gemeinsa-
me Heimatstadt Kasan, die Pianistin 
hatte das Privileg, das hoch komplexe 
Stück gemeinsam mit der Komponistin
zu erarbeiten.

Eine zweite Ebene des musikalischen 
Dialogs bildeten die Antworten, die das 
Marcin Wasilewski Trio auf Bach gab. 
Der namensgebende Pianist, der 
Kontrabassist Sławomir Kurkiewicz 
und der Schlagzeuger Michał Miśkiewicz
musizieren bereits seit Jugendtagen zu-
sammen, sie haben schon eine Reihe 
von CDs eingespielt, unter anderem mit 
Tomasz Stańko, Manu Katché oder Jan 
Garbarek. Gerade in ihrer letzten Im-
provisation vor der Pause war der Brü-

ckenschlag zu Bach überdeutlich, hatte 
sie doch die Goldberg-Variation in g-
moll zum Thema – zudem ein gelunge-
ner Rückbezug zum ebenfalls in dieser
Tonart stehenden Choralvorspiel vom 
Beginn des Konzerts.

Nach der Pause interpretierte Anna
Gourari die auf das Wohltemperierte
Klavier anspielenden Préludes opus 11 
ihres Landsmanns Alexander Skrjabin. 
Sie verstand es meisterhaft, die ganz un-
terschiedlichen Stimmungen dieser 24 
Miniaturen herauszuarbeiten. Wie ein 
Nachklang folgte das Adagio aus dem
Oboenkonzert von Alessandro Marcel-
lo, das Bach selbst für Tasteninstrument 
bearbeitet hat.

Und wieder antwortete das Jazz-Trio 
mit Improvisationen, deren letzte – 
rhythmisch höchst raffiniert – das erste 
c-moll-Präludium aus dem Wohltempe-
rierten Klavier paraphrasierte. Rund 175 

begeisterte Zuhörer applaudierten den 
vier Künstlern und dem Gelingen ihres 
außergewöhnlichen Projekts.

Doch der Abend hatte schon ein Vor-
spiel am Nachmittag: In zwei Work-
shops gaben das Jazz-Trio und die Pia-
nistin spannende Einblicke in ihre Ar-
beit. So erläuterten etwa die polnischen 
Musiker, wie sorgfältig und kreativ sie 
mit dem Bachschen Material umgehen. 
Und ein paar Nachwuchstalente hatten 
die Chance, den Profis vorzuspielen, Er-
munterung zu erfahren und einige gute 
Tipps zu bekommen. Bei Anna Gourari
dann wollte die Schar junger Pianisten 
gar nicht mehr abreißen, viele von ih-
nen sind Schüler ihres Vaters Simon, 
der in München eine renommierte Mu-
sikschule betreibt und einst auch der 
erste Lehrer seiner Tochter war.

 Johannes Schießl

Anna Gourari gab einen Workshop 
an Nachmittag und am Abend 
zusammen mit dem Jazz-Trio ein 
Konzert.

Das Marcin Wasilewski Trio: Der 
namensgebende Pianist (Mi), der 
Kontrabassist Sławomir Kurkiewicz 
(li.) und der Schlagzeuger Michał 
Miśkiewicz.śś
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Philosophische Tage 2017

Menschenrechte – 
Erosion einer Idee?

Die Menschenrechte sind weltweit
unter Druck – Verletzungen elementa-
rer Rechte sind in vielen Ländern an 
der Tagesordnung. Selbst in Europa
schwindet der Konsens darüber, dass 
es solche unveräußerlichen Rechte 
gibt. Diese nicht sehr hoffungsvolle 
Situation war der Grund dafür „Men-
schenrechte“ als Thema der Philoso-

phischen Tage vom 5. bis zum 7. Okto-
ber 2017 zu wählen und dabei die Idee
der Menschenrechte philosophisch zu 
beleuchten, sie aber auch aus anderen 
wissenschaftlichen und praktischen 
Perspektiven anzuschauen. Sechs Re-
ferate, Arbeitskreise und eine Exkursi-
on in das NS-Dokumentationszentrum 
standen auf dem Programm.

Menschenwürde – Wesensmerkmal, 
Recht oder Haltung?
Eva Weber-Guskar

Dass zwischen Menschenwürde und 
Menschenrechten ein Zusammenhang 
besteht, ist klar. Weniger klar ist jedoch, 
welcher Zusammenhang genau zwi-
schen beiden besteht. Häufig wird ange-
nommen, dass Menschenwürde die 
Menschenrechte begründet und zwar, 
grob gesagt, in folgendem Sinn: Weil 
Menschen Würde haben, gelten die
Menschenrechte. Ich bin ebenfalls über-
zeugt, dass es einen Zusammenhang 
zwischen der Idee der Menschenwürde 
und der Idee der Menschenrechte gibt. 
Allerdings bin ich skeptisch, ob die 
Würdeidee, wenn man sie genau nimmt, 
diese Begründungsrolle tatsächlich 
übernehmen kann. Vielmehr scheint es 
mir gute Gründe dafür zu geben, der 
Idee der Menschenwürde eine andere 
Rolle zuzusprechen, nämlich jene, ein 
Bild davon zu zeichnen, worauf mit den 
Menschenrechten unter anderem abge-
zielt wird: und zwar darauf, was für ein 
Leben es ist, das unter anderem durch 
die Einhaltung der Menschenrechte er-
möglicht werden soll, nämlich ein Le-
ben in Würde. Diesen Gedanken möch-
te ich im Folgenden erläutern, in dem 
ich vor allem skizziere, was ein präzises, 
plausibles Verständnis des Begriffs der 
Menschenwürde sein kann.

Vorausgeschickt sei dabei noch, dass 
ich als Moralphilosophin argumentiere. 
Als solche kann ich den Begriff der 
Menschenwürde anders in den Blick 
nehmen als Juristen und Juristinnen. 
Diese müssen bei der Erläuterung von
der „Würde des Menschen“ – wie es be-
kanntlich im Deutschen Grundgesetz 
heißt – und beim Auftauchen verwand-
ter Ausdrücke in verschiedenen Geset-
zestexten immer den gesamten Geset-
zestext mitberücksichtigen. Das heißt, 
sie müssen bei der Erläuterung etwa da-
rauf achten, was mit der Einführung des 
Begriffs beabsichtigt wurde und welche 
Folgen eine bestimmte Erläuterung für

PD Dr. Eva Weber-Guskar, Philosophi-
sches Seminar der Universität Göttin-
gen

die Konsistenz und das Funktionieren 
eines Gesetzeswerks hat. Als Moral-
philosophin kann ich einen allgemeine-
ren Blick auf den Begriff werfen, in dem
seine Verwendungen in der Geistesge-
schichte und im Alltag genauso wichtig 
sind wie die Verwendung im Gesetzes-
text. 

In diesem Sinn beginne ich mit einem 
Beispiel aus der politischen Welt. Der 
SPD-Politiker Martin Schulz war im
März des vergangenen Jahres noch 
Präsident des Europäischen Parlaments. 
In dieser Rolle hat er damals zu einer, 
wie er selbst sagte, „ungewöhnlichen
Maßnahme“ gegriffen: Er hat den
griechischen Abgeordneten Eleftherios 

Synadinos aus einer Sitzung ausge-
schlossen. Mit sofortiger Wirkung. Vor 
laufenden Kameras forderte Schulz 
Synadinos auf, den Saal zu verlassen – 
was dieser schließlich, unter Protest, tat. 
Warum hat Schulz zu dieser drastischen 
Maßnahme gegriffen? Synadinos hatte 
sich am Morgen im Parlament rassis-
tisch diskriminierend über Türken geäu-
ßert. Schulz sah in diesen Äußerungen
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eine schwerwiegende Verletzung der 
Werte und Grundsätze der Europäi-
schen Union und hielt sie deshalb für 
„unbedingt sanktionierbar“ (im Sinne
von Artikel 165 der Geschäftsordnung). 
Es sei ein Zwischenfall, bei dem das Eu-
ropäische Parlament reagieren müsse, 
das sei „unvermeidlich für die Würde 
des Hauses“.

Dieser Vorfall ist einschlägig, wenn
man sich über die Bedeutung von Men-
schenwürde klar werden will, denn bei 
diesem Vorfall spielt „Würde“ in zwei 
Hinsichten eine Rolle. 

Zum einen beruft sich Schulz auf die 
Würde des Europäischen Parlaments. 
Diese nähme Schaden, wenn keine Ge-
genmaßnahme ergriffen wird, sobald 
ein Mitglied den Grundsätzen dieser 
Institution nicht entspricht. Diesen 
Grundsätzen widersprochen hat Syna-
dinos, indem er sich abwertend verall-
gemeinernd über „die Türken“ geäußert 
hat, denen nicht anders als „mit der 
Faust“ beizukommen sei – um nur ei-
nen harmloseren Teil der Äußerung zu 
zitieren. 

Zum anderen spielt die Würde des 
Menschen indirekt eine Rolle, insofern 
sie zu den angesprochenen Werten und 
Grundsätzen gehört. Sie steht im Arti-
kel 1 der Grundrechtscharta der EU als 
etwas, das zu schützen und zu achten 
sei. Und eben dagegen verstößt der Ab-
geordnete, wenn er sich diskriminierend 
gegenüber Türken äußert. Dieser Zu-
sammenhang liegt nahe, auch wenn er 
nicht ausdrücklich in der Charta steht. 
Nicht-Diskriminierung ist eigens der 
Artikel 21 in der Charta gewidmet, und
man kann sich aussuchen, ob es sich im 
vorliegenden Fall um eine rassistische 
oder eine Diskriminierung aufgrund 
von Staatsangehörigkeit handelt. Beides 
ist geächtet. Diskriminierung ist geäch-
tet, so lässt sich die Charta verstehen 
(Artikel 1 und 21), weil sie die Würde 
von Menschen verletzt.

Wir haben es hier also mit zwei Bei-
spielen von Verwendungsweisen des 
Wortes Würde zu tun; einmal als Würde 
einer Institution, einmal als Würde von 
Menschen. Diese Beispiele sollen dazu 
dienen, Ihnen meinen Ausgangspunkt 
für meine folgenden Überlegungen 
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deutlich zu machen. 
Mein Thema ist die Frage, was genau 

unter „Menschenwürde“ zu verstehen 
ist, worüber in der Philosophie derzeit
eine rege Diskussion herrscht. Um ei-
nen Vorschlag dazu zu machen, gehe 
ich von dreierlei aus. Erstens setze ich – 
mit dem Beispiel des Europäischen Par-
laments – voraus, dass wir offensicht-
lich auch von Würde jenseits des Kom-
positums der Menschen-Würde spre-
chen. Deshalb meine ich, dass es ein all-
gemeines Verständnis von Würde geben 
muss, das verschiedentlich verwendet 
werden kann. Zweitens gehe ich ent-
sprechend davon aus, dass bei einer Er-
läuterung des Begriffs der Menschen-
würde deutlich werden sollte, inwiefern 
dieses Kompositum mit der allgemeinen 
Idee von Würde verbunden ist. Drittens 
soll die Erläuterung von Menschenwür-
de selbstverständlich sowohl konsistent 
mit möglichst vielen anderen normati-
ven Grundannahmen sein als auch 
möglichst viele Phänomene, die wir mit 
ihr alltagssprachlich beschreiben, ange-
messen einfangen können. 

Mit diesen Prämissen will ich eine 
klärende Schneise schlagen in das
Dickicht der verschiedenen konkurrie-

renden philosophischen Ansätze dazu,
und zwar in folgenden Schritten: Zuerst 
biete ich eine strukturelle Erläuterung 
von dem erwähnten allgemeinen Ver-
ständnis von Würde an. Der Deutlich-
keit halber spreche ich von „Würde an 
sich“. Dann zeige ich, wie bisherige 
Ansätze von Menschenwürde daran 
anknüpfen, aber auch, in welche Prob-
leme sie damit kommen. Dabei unter-
scheide ich zwischen antiken und klas-
sischen Ansätzen. Anschließend mache 
ich einen Vorschlag dazu, den ich „pro-
gressiv“ nenne, mit dem man, wie ich 
zeigen will, die genannten Probleme der 
bisherigen Ansätze vermeiden kann.
Dazu gehört, dass man klar herausar-
beitet, was die Rolle des Begriffs im mo-
ralischen Diskurs sein kann: eine, die
eine Begründung von Normen liefert 
oder eine, die ein Ziel beschreibt, das 
zu erreichen Normen ermöglichen sol-
len. 

I. Würde an sich 

Ich unterscheide also zwischen Wür-
de an sich und verschiedenen Anwen-
dungen bzw. Einbettungen dieses Be-
griffs; dazu gehört die Würde des Parla-
ments wie auch die Menschenwürde. 
Zunächst zur Würde des Parlaments 
aus dem Eingangsbeispiel: Wenn wir 
dies als Ausgangspunkt für ein Ver-
ständnis von Würde an sich nehmen, ist
zunächst offensichtlich, dass Würde zu 
haben damit verbunden ist, dass jemand
oder etwas gewissen Normen ent-
spricht. Im Beispiel heißt das: Das euro-
päische Parlament behält seine Würde
nur, wenn es darauf achtet, dass seine 
konstitutiven Grundsätze (die in der 
Grundsatzcharta festgehalten sind) von
seinen Mitgliedern (wie natürlich vom
Parlament als Ganzem, in Entschlüssen 
und ähnlichem) beachtet werden. Allge-
meiner können wir sagen: Jemand (oder 
etwas) hat Würde, wenn er, sie oder es 
sich gewissen Standards entsprechend 
würdig erweist, und das tut man, indem 
man in seinem Verhalten gewissen Nor-
men entspricht. Das passt auch zu den 
Ausdrücken von „würdigem Verhalten“ 
von Beteiligten auf einer Feierlichkeit 
und ähnlichen Beispielen. 

Dies kann man als Kerngedanken 
von Würde begreifen. Ich denke jedoch, 
er muss noch etwas erweitert werden,
um auch weitere Konnotationen der 
Würde-idee einzufangen. Zu diesen
Konnotationen gehört, so scheint es 
mir, dass wir nicht bei allen Fällen von 
erfüllten Standards an Würde denken,
sondern in der Regel nur bei etwas, dem 
wir einen gewissen Wert oder normati-
ven Status zuschreiben. Das trifft auf 
das Europäische Parlament als zentrales 
politisches Organ der Europäischen Ge-
meinschaft zu; nicht jedoch beispiels-
weise auf einen Karnevalsverein oder 
eine Kinderbande. Das heißt: Würde 
taucht nicht im Bereich des Trivialen,
sondern im Bereich des Wichtigen auf. 
Außerdem hängen mit Würde in der 
Regel nicht nur Normen zusammen, die 
an die Würdeträger selbst gerichtet sind,
sondern auch welche, die an das Um-
feld gerichtet sind. Das liegt daran, dass 
Würdeträger in der Erfüllung der rele-
vanten Normen oft nicht souverän sind, 
sondern auch abhängig davon sein kön-
nen, wie sie von anderen behandelt 
werden. So ist das Parlament in seiner
Würde nicht nur vom Verhalten der ei-
genen Mitglieder abhängig, sondern 
auch davon, dass z.B. andere Institutio-
nen seine Funktion im politischen Pro-
zess anerkennen und es dadurch nicht 
daran hindern, seinen Standards zu ent-
sprechen.

Wenn wir alle diese Konnotationen 
ernst nehmen, ergibt sich eine Erläute-
rung von „Würde an sich“, die sich in
folgendem Überblick schematisch zu-

g

sammenfassen lässt:
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Würde hat, wer

a) einen gewissen Wert/Status hat,

b) welcher mit bestimmten Normen ver-
bunden ist und zwar einerseits das eige-
ne Verhalten betreffend und anderer-
seits das Verhalten anderer einem selbst 
gegenüber betreffend,

c) deren Erfüllung dazu führt, sich in ei-
ner bestimmten Verfassung zu befinden.

Dieses Schema sollte auf verschiede-
ne Fälle angewandt werden können; es 
kann, wie gesehen, auf Institutionen an-
gewandt werden; wir gehen davon aus, 
dass es auf Menschen angewandt wer-
den kann und es ist auch nicht von 
vornherein auszuschließen, dass es auf 
andere lebendige Wesen, auf nicht-
menschliche Tiere, wie manche auch sa-
gen, angewandt werden kann. Betrach-
ten wir aber zunächst den geläufigen 
Fall, dass es mit Bezug auf Menschen in 
bestimmten sozialen Rollen ausgeführt
wird. Ein naheliegendes Beispiel dafür 
ist die Amtswürde des Bundespräsiden-
ten. Er besitzt die präsidiale Würde, in-
sofern er das im politischen Kontext 
wertvolle Amt des Bundespräsidenten 
innehat; welches ihn zu einem bestimm-
ten Verhalten verpflichtet, nämlich dem, 
den Aufgaben und Standards des Amtes 
gerecht zu werden; und was gleichzeitig 
mit dem Anspruch an andere verbun-
den ist, sich so zu verhalten, dass sie die 
Stellung anerkennen und ihn sich so 
verhalten lassen, dass er sich angemes-
sen verhalten kann; sodass der Bundes-
präsident schließlich, wenn beide For-
derungen erfüllt sind, sich tatsächlich in 
einer bestimmten Verfassung befindet, 
die seine Würde im Ganzen letztlich 
ausmacht.

Wie kann nun die Idee der Men-
schenwürde auf Basis von Würde, ver-
standen im Sinn dieser Gedankenfigur, 
erläutert werden? Was für eine Würde 
kann für alle Menschen gleichermaßen 
relevant sein, unabhängig von ihrer so-
zialen Rolle, ihrem sozialen Status?
Nehmen wir an, wir sind uns einig, dass
Menschenwürde eine grundlegende mo-
ralische Kategorie meint, die mit wichti-
gen moralischen Normen verbunden ist, 
also allgemeinen, gleichen und gegen-
seitigen Normen. Vor diesem Hinter-
grund gibt es (mindestens) drei ver-
schiedene Möglichkeiten, menschliche 
Würde zu erläutern. Diese stelle ich im 
Folgenden genauer vor. Ich will sie die 
antike, die klassische und die progressi-
ve Erläuterung nennen. 

II. Menschenwürde nach dem antiken 
Ansatz: Würde als zu verwirklichendes 
Wesensmerkmal

Als Vertreter des antiken Ansatzes ist
der römische Philosoph Marcus Tullius 
Cicero zu nennen. Er hat in seinem 
Werk De officiis als erster von der dig-
nitas nicht nur als einer herausgehobe-
nen Stellung von bestimmten Amtsträ-
gern mit ihren Rechten und Pflichten 
gesprochen, sondern hat dieses Modell 
auf alle Menschen, beziehungsweise 
den Menschen an sich ausgeweitet (wo-
bei damals freilich Frauen und Sklaven 
einfach noch unberücksichtigt blieben). 
Dabei konnte er alle Elemente des skiz-
zierten Schemas ausfüllen. Cicero be-
hauptete, dass der Mensch aufgrund sei-
ner Vernunftfähigkeit einen normativen 
Status innehabe, nämlich eine Stellung 
oberhalb der Tiere in der Ordnung des 
Kosmos’. Und deshalb sei der Mensch 
verpflichtet, diese Vernunft auch auszu-
üben, so wie andere angehalten wären, 
ihn in dieser Fähigkeit anzuerkennen 
und nicht zu schädigen. Wenn beides
beachtet würde, könnte der Mensch ins-
gesamt vernünftig leben und würde sich 
damit in einer bestimmten Verfassung 

befinden. Menschenwürde scheint hier
verstanden als ein „zu verwirklichendes 
Wesensmerkmal“, wie ich es in An-
schluss an Franz Josef Wetz nennen 
möchte.

Diese Weise, das Schema auszufüllen, 
findet sich auch in der Theologie. So be-
haupten Thomas von Aquin und ande-
re, der Mensch sei aufgrund seiner Ver-
nunftfähigkeit Gott ähnlich wie kein 
anderes Wesen auf dieser Erde und des-
halb mit einem besonderen Wert be-
schenkt, dessen er sich aber auch wür-
dig erweisen müsse – eben indem er die 
Vernunft auch ausübe und noch gott-
gleicher werde, als er es durch die Anla-
ge selbst schon ist. Die Schutzansprü-
che sind in diesen Ausführungen gegen-
über den Pflichten gegen sich selbst 
zweitrangig. Dennoch kann man sie an-
gelegt sehen, wenn man bedenkt, dass 
gottesfürchtig zu leben auch bedeutet, 
moralisch richtig zu leben, also Regeln 
für das Verhalten anderen gegenüber 
beinhaltet. Und so fallen, könnte man 
sagen, die beiden oben auseinander ge-
haltenen Normenbereiche zusammen. 

Wichtig für eine Beurteilung dieser
Weise, Menschenwürde zu erläutern, ist 
jedoch zu beachten, dass es sich um 
eine anthropologisch teleologische Ge-
dankenfigur handelt; das heißt, die Ge-
dankenfigur basiert auf der Annahme, 
dass der Mensch von seiner Natur her
für ein gewisses Ziel bestimmt sei. Ge-
nauer nimmt man in diesem Zusam-
menhang damit an, dass man den Men-
schen für begabt hält mit einer be-
stimmten Eigenschaft, die bestimmte
Verhaltensnormen begründe; Verhal-
tensnormen, die darauf abzielen, dass 
diese Eigenschaft erhalten, ja mehr 
noch, in der Regel erst ganz entfaltet 
wird. 

Das Problem bei einer solchen Erläu-
terung von Menschenwürde ist: Ein 
solch teleologisches Menschenbild, wie 
wir es auch von Aristoteles kennen, 
leuchtet spätestens seit Darwin und an-
deren heute immer weniger ein. So 
scheint mir: Wir haben nicht mehr die 
normativen Ressourcen in unseren mo-
ralphilosophischen Grundüberzeugun-
gen, um die skizzierte Gedankenfigur 
von Menschenwürde so auszufüllen, 
wie es früher getan wurde. Es leuchtet 
weder ein, warum der Mensch als Na-
turwesen, das er immer bleibt, über den 
Tieren in einer Wertskala stehen sollte. 
Noch leuchtet ein, warum eine Eigen-
schaft des Menschen an sich so wertvoll 
sein sollte, dass sie es unbedingt ver-
diente, entfaltet zu werden. Wir sind 
nicht nur zur Vernunft fähig, sondern 
auch zur Grausamkeit. Warum sollte 
die eine, aber nicht die andere unserer 
Eigenschaften an sich wertvoller sein 
als die andere? 

Zumindest ist klar: Wenn man kein 
teleologisches Menschenbild für plausi-
bel hält, dann ist die antike Weise, Men-
schenwürde zu verstehen, nicht über-
zeugend. Entsprechend wurde in den 
Diskussionen im 20. Jahrhundert das 
Würde-Schema zur Erläuterung von 
Menschenwürde nicht mehr in dieser 
kompletten Weise ausgefüllt, bei der mit 
Würde ein Sein gemeint wäre, das zu-
gleich die Begründung für ein Ziel und 
dieses Ziel selbst wäre. Vielmehr füllt 
man das Schema auf reduzierte Weise 
aus. Das heißt, man konzentriert sich 
nun auf bestimmte Aspekte und klam-
mert andere eher aus. So kann man zu-
nächst den klassischen Ansatz erklären, 
den ich im Folgenden skizziere.

III. Menschenwürde nach dem klassi-
schen Ansatz: Würde als Wert oder 
Status, genauer – Recht

Wenn man das teleologische Moment 
der Würde-Idee nicht weitertragen will, 
hat man zwei Optionen. Anstatt Wür-
de als Anfangs- und Endpunkt eines 

Entfaltungsprozesses mit eigenen inhä-
renten Normen zu verstehen, kann man 
damit nun entweder den Ausgangs- 
oder den Endpunkt bezeichnen. Das 
heißt, man konzentriert sich entweder 
auf Würde als Basis, wie ich zusammen-
fassend sagen will, also Würde als Sta-
tus oder Wert, oder auf Würde als Ziel, 
also auf Würde als eine Art von Verfas-
sung, in der sich Menschen befinden 
können. Zu den klassischen Ansätzen 
zähle ich alle, die sich auf Würde als 
Basis fokussieren, also auf Würde als 
Wert oder Status. Davon gibt es ver-
schiedene Varianten. Jedem solchen 
klassischen Ansatz sind grundsätzlich 
vor allem drei Fragen zu stellen:

1. Warum hat der Mensch diesen Wert 
oder Status? Das ist die Frage nach ei-
ner zugrundeliegenden Eigenschaft bzw. 
nach einer ersten normativen Prämisse.

2. Wie hängt dieser Wert oder Status 
mit spezifischen Normen zusammen? 

3. Um welche spezifischen Normen 
handelt es sich?

Darauf geben verschiedene Ansätze 
verschiedene Antworten. Ich beschäfti-
ge mich heute mit einer Variante, die es
ermöglicht, die ersten beiden Fragen au-
ßen vor zu lassen und die griffig und auf 
den ersten Blick plausibel ist.

Die Idee besteht einfach darin zu sa-
gen, mit Menschenwürde ist nichts an-
deres als ein bestimmter Anspruch auf 
eine bestimmte Behandlung gemeint, 
wie es etwa Peter Schaber vertritt. Das 
heißt, zum Wert/Status werden die da-
mit verbundenen Normen hinzugezo-
gen, sodass man sagt: Wenn wir von der 
Würde des Menschen sprechen, meinen 
wir, dass er grundsätzlich bestimmte 
Rechte besitzt (wie er von anderen zu 
behandeln ist). Dieser Ansatz kann erst 
einmal der Kritik entgehen, die z.B. 
auch insbesondere Rüdiger Bittner an 
der Idee der Menschenwürde äußert, 
dass nämlich Menschen eine erhabene 
Stellung innehätten. Von Rechten, zu-
nächst moralischen Rechten, wird viel
in der zeitgenössischen Moralphiloso-
phie gesprochen. Wie und warum genau 
diese Menschen zuzuschreiben sind, ist
eine eigene Frage, diese aber soll hier 
außen vor gelassen werden, mit einiger 
Zuversicht, dass sich darauf eine Ant-
wort finden lässt.

Bestehen bleibt aber die dritte ge-
nannte Frage: Welchen Inhalt hat dieses 
Recht? Um welche Normen geht es? 
Bei dieser Frage nun enden die Ansätze 
in der Regel in der einen oder anderen 
Sackgasse, so ist mein Eindruck. Auf 
der einen Seite droht, dass der Begriff 
im moralischen Diskurs überflüssig
wird, auf der anderen Seite droht, dass 
er auf problematische Weise doppeldeu-
tig verwendet wird. Beides erläutere ich 
im Folgenden.

Das Problem der Überflüssigkeit

Überflüssig wird der Begriff der Men-
schenwürde dann, wenn man eine Stra-
tegie in Anschluss an Kant verfolgt. 
Kant wird häufig so gelesen, dass er mit 
Menschenwürde den spezifischen Wert 
meint, den Menschen als vernunftfähi-
ge, das heißt autonomiefähige Wesen 
haben, als welche sie sich selbst Gesetze 
geben können und damit moralfähig 
sind. Denn Moralität ist nach Kant der 
eigentliche Wert und so hat der Mensch 
Wert, insofern er moralfähig ist. Das
heißt wiederum nichts anderes, als dass 
Menschen einen spezifischen morali-
schen Status haben, der mit bestimmten 
moralischen Regeln verbunden ist; der 
besagt, was ihnen anzutun verboten und
was geboten ist. Genau das wäre eine 
erste Möglichkeit, den Rechtsstatus zu 
erläutern, der in der klassischen Variante 

die Idee von Menschenwürde explizie-
ren soll: Gemeint wäre das Recht, mo-
ralisch berücksichtigt zu werden.

Zum Problem kommt es aber, wenn 
wir uns klar machen: Von diesem Recht 
wissen wir ohnehin, sobald wir über-
haupt im moralischen Diskurs sind und 
annehmen, dass Menschen eben in der 
Moral zu beachten sind – anstatt dass 
ein utilitaristisches Kalkül das Maß aller 
Dinge wäre. Dann erinnert man mit 
Verweis auf Menschenwürde nur noch 
einmal daran; man hat einen klangvol-
leren Namen für eine vorhergehende 
grundlegende moralische Überzeugung. 
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Für die hier relevante Frage nach dem 
Inhalt der Rechtsnormen heißt das: Die 
Menschenwürde betreffenden Normen 
fallen mit den moralischen Regeln in 
eins. Mit Menschenwürde so verstan-
den sind keine spezifischen moralischen 
Regeln verbunden, sondern alle, die den 
Menschen betreffen. Deshalb wird der 
Begriff in dieser Erläuterung überflüssig. 
Die Normen, die damit verbunden sind,
sind nur die allgemeinen moralischen 
Normen, wie wir sie in einer im weites-
ten Sinn deontologischen bzw. vertrags-
theoretischen Ethik kennen. 

Und das halte ich für ein Problem. Es 
ist nämlich dann ein Problem, wenn wir 
den Begriff der Menschenwürde als ei-
nen genuin bedeutsamen Begriff im mo-
ralischen Diskurs stark machen wollen. 
Und die Verwendungsweisen des Be-
griffs von Menschenwürdeverletzungen 
sprechen dafür, darunter spezifische
moralische Verletzungen zu verstehen 
und nicht alle. Jede Lüge oder jeder
Diebstahl mag ein moralisches Verge-
hen sein, aber nicht jede Lüge oder je-
der Diebstahl ist eine Menschenwürde-
verletzung. Oder auch: Jede Körperver-
letzung ist in der Regel ein Verstoß ge-
gen die Moral, aber nicht unbedingt ge-
gen die Menschenwürde. Folter führt zu 
Menschenwürdeverletzung. Dabei geht 
es nicht nur um die Gewalt, sondern 
eine spezifische Gewalt. Diese ist mit ei-
ner starken Erniedrigung eines Men-
schen durch einen anderen verbunden. 
Solch eine Erniedrigung gibt es auch
ohne solche Gewalt: z.B. als die Nazis 
Juden zwangen, mit Zahnbürsten die 
Straße zu reinigen, wobei sich lauter 
Gaffer um sie herum sammelten und 
auf sie herabsahen. Deshalb sollte man 
auch versuchen, so denke ich, eine ge-
nuine Bedeutung von Menschenwürde 
klar zu machen bzw. zu zeigen, welche 
spezifischen Normen damit verbunden 
sind.

Das Problem der Doppeldeutigkeit

Um zu klären, was diese spezifischen 
Normen sind, bietet es sich also an, ge-
nauer zu untersuchen, was eine Men-
schenwürdeverletzung bedeutet. Um 
dazu etwas zu sagen, wird im Rahmen 
der klassischen Ansätze, die mit Würde
als Basis beginnen, doch wieder mit 
Würde als Ziel Bezug genommen. Wür-
de wird dann erläutert als das Recht, 
nicht in seiner Würde verletzt oder 
nicht am Aufrechterhalten seiner Wür-
de gehindert zu werden. Auf Anhieb 
wirkt das wie ein tautologischer Satz, 
der zirkulär wird und deshalb nicht zur 
Erklärung dessen beitragen kann, was 
es heißt, die Würde zu achten. Würde 
wäre dann das Recht, nicht in seiner 
Würde verletzt zu werden, also nicht in 
seinem Recht, in seiner Würde verletzt 
zu werden usw. 

An dieser Stelle muss aber schon klar 
sein, dass es sich um Würde mit zwei-
mal verschiedenen Bedeutungen han-
deln muss. „Würde als Basis“ ist das 
Recht darauf, so behandelt zu werden, 
dass man in „Würde als Ziel“ leben 
kann. Häufig wird so nur implizit argu-
mentiert, dann ist es definitiv problema-
tisch, weil es regelmäßig zur Verwirrung 
führt, weil nicht klar ist, wann man von 
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Marcus Tullius Cicero hat in seinem 
Werk De officiis als erster von der 
dignitas nicht nur als einer heraus-
gehobenen Stellung von bestimmten 
Amtsträgern mit ihren Rechten und 
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Pflichten gesprochen, sondern hat 
dieses Modell auf alle Menschen 
ausgeweitet. Diese Handschrift aus dem 
15. Jahrhundert ist eine besonders 
schöne Ausgabe von De officiis. 

was spricht und was mit was genau ge-
meint ist. Wenn man es explizit macht, 
und mit Index oder auf andere Weise 
den Unterschied markiert, ist es weniger
problematisch. Doch dann bleiben zwei 
Anforderungen, denen eine überzeugen-
de Erläuterung genügen muss. 

Zum einen muss ganz offensichtlich 
nun eigens entwickelt werden, was un-
ter Würde als Ziel zu verstehen ist; also
das, was im ersten Schema der dritte 
Aspekt ist, Würde als Verfassung. Daran 
hängt der Inhalt von Menschenwürde 
als Recht und damit das ganze Prinzip 
von Menschenwürde, das auf Würde als 
Basis aufbaut. Denn bisher sind wir nur 
soweit, dass man sagen kann: Men-
schenwürde ist das Recht, so behandelt 
zu werden, dass man in Würde leben 
kann. Wenn man wissen will, um wel-
che Normen es sich genau handelt, 
muss man ausbuchstabieren, was mit 
der „Würde“, in der man leben kann, 
gemeint ist. Zum anderen muss man er-
klären, warum es wirklich notwendig 
sein sollte, daran festzuhalten, den Be-
griff der Würde mit zwei ganz verschie-
denen Bedeutungen zu belegen. Eine 
Überprüfung, wie sinnvoll das ist, wird 
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sich unter den Ausgangsannahmen die-
ses Vortrags auch daran orientieren, wie 
weit die jeweiligen Verwendungen der 
Idee von „Würde an sich“ entsprechen 
oder nicht. 

Ein Vorschlag, der eine Doppelver-
wendung des Würdebegriffs offensiv 
vertritt, stammt von Ralf Stoecker und 
Christian Neuhäuser. Sie sprechen in ei-
nem jüngeren Aufsatz insgesamt von 
Menschenwürde als „universalem 
Adel“, und darunter zweimal von Wür-
de. Einmal von Menschenwürde und
einmal von „Würde im eigentlichen 
Sinn“ („dignity proper“, wie sie schrei-
ben). Allerdings meinen sie mit Würde 
im eigentlichen Sinn nicht ein allgemei-
nes Verständnis von Würde, wie ich es 
eingangs in dem Schema skizziert habe, 
sondern das, was in anderen Texten als 
soziale Würde oder kontingente Würde 
bezeichnet wird: einen Begriff also, der 
gleich eine bestimmte menschliche Ver-
fassung beschreibt. 

Würde im eigentlichen Sinn wird fol-
gendermaßen charakterisiert: Sie sei 
fragil, muss verdient werden und kann 
verloren werden, ist ungleich verteilt 
und vielleicht verbunden mit sozialen 
Bedingungen wie dem sozialen Status. 
Dagegen setzen sie für Menschenwürde 
Folgendes voraus, dass es sich um ein 
wesentliches Merkmal der Menschheit 
handle, angeboren, unverletzlich und 
von allen Männern und Frauen geteilt 
werde. 

Ziel des Textes von Neuhäuser und 
Stöcker ist es, einen Zusammenhang 
zwischen beiden Würde-Begriffen auf-
zuweisen. Das scheint zunächst dem 
Anliegen, das ich an dieser Stelle habe, 
entgegenzukommen: Ich halte es ja für 
angebracht, eine beliebige Doppelbe-
deutung des Begriffs der Würde bei der 
Erläuterung von Menschenwürde zu 
vermeiden. Was also ist ihr Vorschlag 
dafür? Der Zusammenhang kann bei 
ihnen nicht darin bestehen, dass Men-
schenwürde eine bestimmte Art von 
Würde im eigentlichen Sinn ist – das ist 
einfach aufgrund der genannten gegen-
sätzlichen Eigenschaften nicht möglich. 
So schreiben sie auch explizit, dass 
Menschenwürde keine besondere Art 
von eigentlicher Würde sei, vielmehr:
„human dignity [...] stands for the gene-
ral value of having dignity proper res-
pected and supported“.

Ich verstehe sie so, dass sie Men-
schenwürde als Recht oder Anspruch 
darauf erläutern, auf bestimmte Weise 
behandelt zu werden, wohingegen Wür-
de im eigentlichen Sinn eine Verfassung 
von Menschen ist, in der sie genau dann 
sind, wenn dieses Recht erfüllt ist. Recht 
oder Anspruch werden hier zwar nicht 
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ke kann in verschiedene Formen gefüllt 
werden. Das Europäische Parlament be-
wahrt seine Würde, wenn es seinen 
Grundsätzen entspricht. Der Mensch zu 
Ciceros Zeiten tut es, wenn er sich sei-
ner Stellung im Kosmos entsprechend 
verhält; der gläubige Christ tut es, wenn 
er sich gottgefällig verhält. Für ein säku-
lares, zeitgemäßes Verständnis von 
Menschenwürde schlage ich nun vor, 
unter Würde die Haltung zu verstehen, 
mit der man lebt, wenn man insofern 
mit sich in Übereinstimmung ist, als
man seinem eigenen Selbstbild ent-
spricht. Und zwar, das ist auch wichtig: 
unter anderen Menschen, vor denen 
man sich als die zeigen kann, die man 
ist. Insofern hat Menschenwürde auch 
einen sozialen Aspekt.

Zu diesem Selbstbild gäbe es natür-
lich viel mehr zu sagen. Hier nur ganz 
kurz: Es ist ein (schwach) normatives 
Selbstbild gemeint, in dem das enthal-
ten ist, was zu verfehlen für mich be-
deuten würde, dass ich mich nicht mehr 
als die verstehen kann, die ich bin bzw. 
bisher zu sein glaubte. Es ist also kein 
rein deskriptives Selbstbild, in dem ich 
mich zu einem Zeitpunkt richtig be-
schreiben würde, sondern eines, in dem 
festgehalten ist, was mir für mein 
Selbstverständnis besonders wichtig ist, 
und zwar auch an Standards, die ich 
nicht immer erfülle. Vor allem aber legt 
es untere Grenzen dessen fest, unter die 
zu gehen ein Schaden für mich bedeu-
ten würde, insofern es mich nicht mehr 
als die verstehen ließe, die ich zu sein 
überzeugt bin, bzw. die ich „aus ganzem 
Herzen“ sein will, wie es Harry Frank-
furt sagen würde. Zugleich darf es nicht 
als ein idiosynkratisches verstanden 
werden, also als eines, das inhaltlich 
völlig beliebig und anderen völlig unver-
ständlich sein könnte; vielmehr ist es 
als ein sozial eingebettetes zu verstehen,
wie es sich entwickelt, wenn man in ei-
ner moralischen Gemeinschaft auf-
wächst.

Die so beschriebene Würde des Men-
schen ist ein fragiles Phänomen, das auf 
vielerlei Weise gefährdet ist. Als soziale 
Wesen sind wir vielfach von anderen 
Menschen und Umständen abhängig, 
insofern, als sie uns daran hindern kön-
nen, mit uns selbst im Einklang zu ste-
hen. Wenn Menschen daran gehindert 
werden, ihre politische, sexuelle oder 
andere mit starken Werten behaftete 
Identität zu leben, dann sind das Men-
schenwürdeverletzungen. Wenn Men-
schen daran gehindert werden, über-
haupt als Menschen zu leben, da sie wie 
Vieh in einen Waggon gepfercht werden 
oder über Wochen in einem ver-
schlammten Zeltlager ohne Sanitärein-
richtungen verbringen müssen – ge-
schweige denn, ohne Nahrung, dann 
sind das Menschenwürdeverletzungen. 
Und die schlimmsten Verletzungen von 
Menschenwürde sind wohl jene, die den 
Menschen die Möglichkeit nehmen, 
überhaupt wieder eine Würde aufzu-
bauen, nachdem sie einem einmal ge-
nommen wurde, wie unter der Folter, 
unter der man nicht mehr sein kann, 
was man je sein wollte, weil man ganz 
in den Händen von anderen ist, voll-
kommen deren Willen und Grausam-
keit ausgeliefert. Folter und anderes 
können Traumata auslösen, die es ei-
nem verunmöglichen, wieder ganz zu 
sich zu finden, weil man ein Stück sei-
ner Geschichte nicht in das Bild von 
sich integrieren kann. Menschenwürde-
verletzungen im eigentlichen Sinn sind
es, wenn die in sich stimmige Verfas-
sung einer Person ge- oder zerstört
wird. Darüber hinaus gibt es etwas, was 
ich Menschenwürdemissachtungen nen-
nen will. Diese bestehen darin, Men-
schen daran zu hindern, Würde wieder-
zuerlangen, wenn sie sie verloren ha-
ben, oder überhaupt erst aufzubauen, 
wenn sie erst Kinder sind.

ausdrücklich genannt, aber wenn man 
unter Menschenwürde etwas Inhären-
tes, allen Menschen gleich Eigenes ver-
steht, das mit diesem Wert, der hier ge-
nannt wird, verbunden ist, so scheint 
mir dies eine angemessene Lesart. 

Wenn das eine angemessene Lesart 
ist, dann heißt das, bezogen auf das 
Problem der Doppeldeutigkeit: Men-
schenwürde und Würde im eigentlichen 
Sinn haben nach diesem Vorschlag be-
grifflich nichts miteinander zu tun. Sie 
teilen keinerlei Strukturmerkmal. Das 
eine ist eine abstrakte moralische Grö-
ße, das andere ist ein konkretes, erleb-
bares Phänomen. Die Verbindung, die 
Stoecker und Neuhäuser durchaus be-
tonen wollen, liegt also nur in der Sa-
che, nicht im Begriff. Der sachliche Zu-
sammenhang ist der, dass Menschen-
würde als das Recht verstanden wird, so
behandelt zu werden, dass Würde im ei-
gentlichen Sinn respektiert und unter-
stützt wird – was wohl so zu verstehen 
ist, dass diese eben nicht verletzt wer-
den soll bzw. dass die nötigen Bedin-
gungen von außen dazu nicht vorent-
halten werden sollen. Dabei stellen sie
in Anschluss an Niklas Luhmann her-
aus, dass hierbei die Möglichkeit, eine 
eigene Persönlichkeit zu entwickeln 
und aufrecht zu erhalten, entscheidend 
ist.

Mit diesem Ansatz vermeiden Stoe-
cker und Neuhäuser das Problem der 
Überflüssigkeit, da es nicht um alle, 
sondern spezifische moralische Normen 
geht. Allerdings scheint mir das Prob-
lem der Doppeldeutigkeit nicht ideal ge-
löst. Sie machen die Doppeldeutigkeit 
zwar explizit und unterscheiden beides, 
indem sie von Menschenwürde einer-
seits und Würde im eigentlichen Sinn 
andererseits sprechen. Jedoch bin ich 
der Meinung, man sollte, wenn irgend 
möglich, nicht ein Wort in einem Kon-
text auf zwei ganz verschiedene Weisen 
erläutern, ohne jeden semantischen, nur 
mit einem sachlichen Zusammenhang. 
Zumal es anders möglich ist. Ich frage 
mich einfach, warum man einerseits 
ausdrücklich von „Würde in eigentli-
chen Sinn“ spricht und andererseits 
eine Erläuterung von „Menschenwürde“

vorschlägt, die mit diesem Begriff se-
mantisch nichts zu tun hat. Soweit ich
sehe, gibt es keinen Grund, das Recht
darauf, in seiner Würde geschützt zu 
werden, selbst Menschenwürde zu nen-
nen. Vielmehr scheint es mir Missver-
ständnissen im Diskurs Vorschub zu 
leisten. Und andererseits scheint mir 
viel dafür zu sprechen, auch viel von 
dem, was Stoecker und Neuhäuser 
selbst schon ausgearbeitet haben, näm-
lich Würde im Sinne von Würde als Ziel 
weiter auszubuchstabieren und zu sa-
gen: Genau das verstehen wir unter
Würde. Das ist das Phänomen, das sich 
beschreiben lässt, ein fragiles Gut, das 
wir in unserem menschlichen Leben 
schätzen. Und weil wir es schätzen, gibt 
es Gründe, es zu schützen. Deshalb liegt
es dann nahe, eine moralische Norm für 
plausibel zu halten, welche eben diese 
Würde unter Schutz stellt. 

Wenn man die Überlegungen bis 
hierher plausibel findet, dann spricht 
also vieles dafür, Würde als Ziel, genau-
er als eine Verfassung, ausbuchstabie-
ren. Damit könnte man dann die spezi-
ellen Normen benennen, um die es 
geht, wenn man die Achtung und den 
Schutz der Menschenwürde fordert. Da-
rüber hinaus scheint mir die Idee von 
Würde als Verfassung gut dafür geeig-
net, am meisten von dem Schema von 
Würde an sich, wie ich es eingangs skiz-
ziert habe, bewahren zu können.

So komme ich zum dritten und damit
zu meinem eigenen Vorschlag, wie das
Schema von Würde an sich für die Idee 
von Menschenwürde ausgefüllt werden
könnte.

IV. Menschenwürde nach dem pro-
gressiven Ansatz: Würde als Haltung

Diesen dritten Vorschlag nenne ich 
einen progressiven Ansatz. Damit soll 
keine Wertung verbunden sein, sondern 
ich suche einen Begriff, der sich von 
„klassisch“ absetzt. Der Vorschlag be-
steht darin, nicht von Würde als Basis 
auszugehen, sondern sich ganz auf 
Würde als Ziel zu konzentrieren, den 
Würdebegriff also für den dritten As-
pekt aus dem Schema zu reservieren: 

Die Philosophischen Tage standen 
wieder unter der Leitung von Prof. Dr. 
Dr. Winfried Löffler, Professor am 
Institut für Christliche Philosophie der 

Universität Innsbruck. Hier leitet er das 
Podiumsgespräch mit Dr. Eva Weber-
Guskar.

die Verfassung, in der man sich befin-
det, wenn gewissen Normen entspro-
chen wird. In anderen Worten: die Ver-
fassung, in der man ist, wenn bestimmte 
Bedingungen gegeben sind und man 
diese auf gewisse Weise nutzt. 

Wie diese Verfassung zu erläutern ist, 
kann ich hier nur kurz andeuten. Wich-
tig ist mir, mit dem Bisherigen deutlich 
gemacht zu haben, dass und warum 
überhaupt ein positives Bild von Würde 
als Verfassung zu zeichnen ist und man 
nicht nur negativ vorgehen sollte, wie es 
die bisherigen Ansätze, die in diese 
Richtung gingen, oft getan haben. Etwa, 
wenn Peter Schaber vom Recht darauf 
spricht, nicht erniedrigt zu werden. Ich
will zeigen, was vorauszusetzen ist, dass 
es zu einer Erniedrigung kommen kann, 
und denke, diese ist eben als eine Ver-
letzung dessen zu erläutern, was wir 
Würde nennen können.

Mein Vorschlag lautet, Menschen-
würde als eine Haltung zu verstehen. 
Unter einer Haltung verstehe ich grund-
sätzlich eine Art von Selbstverhältnis. 
In einer Haltung nimmt man ein Ver-
hältnis zu sich selbst ein (das freilich 
auch im Zusammenhang mit dem jewei-
ligen Verhältnis zur Welt steht). Genau-
er spreche ich von der reflexiven Ge-
staltung von Emotions- und Handlungs-
dispositionen. Tugenden sind ein Bei-
spiel für Haltungen. Menschenwürde ist 
von Tugenden und Lastern insofern
strukturell zu unterscheiden, als sie 
nicht in der Gestaltung von einzelnen 
Emotions- oder Handlungsdispositio-
nen besteht, wie es etwa bei der Tugend 
der Tapferkeit der Fall ist, die die Ge-
staltung der Dispositionen von Furcht 
und Tollkühnheit betrifft, sondern das 
Verhältnis der Dispositionen insgesamt.

Würde hat ein Mensch bzw. in Wür-
de lebt ein Mensch, so die erste These 
der Erläuterung, wenn man auf diese 
Weise der Gestaltung von Dispositionen 
im Einklang mit sich steht. Dieser Ein-
klang kann noch spezifiziert werden, 
und damit komme ich wieder auf das 
Ausgangsbeispiel für Würde an sich 
zurück. Dort habe ich gesagt, offenbar 
hat Würde damit zu tun, bestimmten 
Normen zu entsprechen. Dieser Gedan-
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Vor diesem Hintergrund lassen sich 
auch Diskriminierungen als Menschen-
würdeverletzung beschreiben. Damit 
komme ich auf das Anfangsbeispiel zu-
rück, die Diskriminierung der Türken 
durch den griechischen EU-Abgeordne-
ten Synadinos. Diskriminierung bedeu-
tet Unterscheidung, Absonderung, Aus-
sonderung; für die Betroffenen bedeutet 
sie konkret Isolation. Sie verhindert 
(oder erschwert es zumindest deutlich),
dass eine Person mit sich unter anderen 
im Einklang stehen kann, und zwar in-
sofern, als das, was sie von sich sichtbar 
machen will, einfach nicht anerkannt, 
stattdessen missachtet wird. Rassistische 
Äußerungen wie die von Herrn Synadi-
nos belegen alle Türken mit einem ex-
trem negativen Vorurteil, das ihnen 
schlechte Eigenschaften zuschreibt und 
sie von den Standards zwischenmensch-
lichen und diplomatischen Umgangs 
ausschließt – völlig unangesehen der 
einzelnen Person und ihrer konkreten 
Eigenschaften und ihres konkreten Ver-
haltens. Diese werden darin völlig igno-
riert und können so nicht als die, die sie 
sind, überhaupt in Erscheinung bzw. in 
Austausch mit anderen treten. 

Soweit Andeutungen dazu, wie mit 
diesem Würdeverständnis klar gemacht 
werden kann, was die spezifischen Nor-
men sind, die bei Menschenwürdever-
letzungen nicht beachtet werden.

Diese Erläuterung von Würde hat 
eine große Nähe zu Erläuterung von 
Würde als Selbstachtung, wozu es auch 
schon einige Literatur gibt. Überhaupt 
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stehe ich hier in der Linie einer Ent-
wicklung philosophischer Gedanken zu 
Menschenwürde, die mit Avishai Mar-
galit begonnen hat und insbesondere 
von Arnd Pollmann, aber auch Peter

Bieri und den zitierten Stoecker und 
Neuhäuser fortgeführt wurde. Im Unter-
schied zu den zuletzt Genannten aber 
bezeichne ich nicht auch das Recht dar-
auf, in Würde zu leben, als Würde bzw.
Menschenwürde. Menschliche Würde 
ist die Haltung, in der ein Mensch lebt, 
wenn er seinem Selbstbild entspricht.
Wenn er die im Selbstbild enthaltenen 
Normen entspricht, lebt er in Würde – 
das ist in Graden möglich, es gilt kein 
ganz oder gar nicht. Wir hatten oben 
zwei mit Würde verbundene Normen 
unterschieden: die einen das eigene Ver-
halten betreffend, die anderen das Ver-
halten anderer einem gegenüber betref-
fend. Diese zweiten sind die morali-
schen Normen, an die wir meist bei
Menschenwürde denken. Sie sind zwar 
ausgehend von dem Phänomen der 
Menschenwürde zu verstehen, insofern 
sie da sind, um es zu ermöglichen oder 
zu schützen, aber sie ziehen ihre Be-
gründung nicht allein daraus, sondern 
müssen darüber hinaus auf andere nor-
mative Ressourcen zurückgreifen. Wie 
das möglich ist, das ist eine eigene Ge-
schichte, die ich hier nur ganz kurz an-
deuten kann.

Die spezifisch moralische Norm, die 
von der moralischen Orientierungsgrö-
ße Menschenwürde ausgeht, kann fol-
gendermaßen ausformuliert werden: Es 
ist moralisch geboten, die Würde eines 
jeden Menschen zu achten, d.h. nicht 
zu zerstören, und das Bemühen um
Würde nicht zu verhindern.

Um diese Norm zu begründen, liegt 
es nahe, von folgenden zwei Prämissen 
auszugehen:

Erstens: Niemand soll daran gehindert 
werden, ein gutes Leben zu führen, 

wenn er dabei niemand anderen in rele-
vanter Hinsicht einschränkt.

Zweitens: Würde ist wesentlicher Be-
standteil eines guten Lebens.

Wenn wir diese beiden Prämissen an-
nehmen, dann können wir die Norm 
begründen, dass niemand jemand ande-
ren daran hindern soll, in Würde zu le-
ben. Soweit also mein Vorschlag zu
Menschenwürde als Haltung und einer 
daran anschließenden moralischen 
Norm.

Ich hoffe, deutlich gemacht zu haben, 
wie man mit dem Ansatz von Würde als 
Haltung auf zwei Probleme reagieren 
kann, die sich bei klassischen Ansätzen 
zur Erläuterung des Begriffs stellen. Das
war zum einen das Problem der Frage, 
welche Normen genau mit dem Würde-
Verständnis verbunden sind und zum 
anderen das Desiderat, dass „Men-
schenwürde“ semantisch verbunden 
sein sollte mit „Würde an sich“, wie der 
Begriff auch in anderen Kontexten bzw. 
in anderen Fällen angewandt wird. Der 
Lösungsvorschlag war, dass man von 
Würde als Haltung spricht und damit 
ein spezifisches Gut beschreibt, das zu 
schützen ist: nämlich das Gut, in wich-
tigen Aspekten in Einklang mit sich le-
ben zu können.  

Auf diese Konzeption von Würde als 
Haltung trifft nun zu, was ich anfangs 
angekündigt habe: Menschenwürde 
übernimmt im moralischen Diskurs eine 
andere Funktion als es nach der antiken
oder klassischen Konzeption der Fall ist 
und anders, als es übliche Intuitionen 
zum Verhältnis von Menschenwürde 
und Menschenrechte implizieren. So 
heißt es nicht: Weil der Mensch be-

stimmte Eigenschaften hat, ist er beson-
ders wertvoll, so dass ihm bestimmte
Rechte zukommen. Sondern: Weil der 
Mensch bestimmte Eigenschaften hat, 
ist er auf besondere Weise verletzlich, 
und um solchen Verletzungen vorzu-
beugen, müssen bestimmte Rechte be-
achtet werden. Dabei ist selbstverständ-
lich vorausgesetzt, dass alle Menschen 
moralisch berücksichtigenswerte Wesen 
sind und dass es vieles gibt, was Men-
schen anzutun allein deshalb moralisch 
verboten ist. Um das einzusehen und zu 
beschreiben, brauchen wir allerdings 
nicht den Begriff der Würde. Der Begriff 
der Würde, so die Hauptthese dieses 
Textes, ist vielmehr zur Beschreibung ei-
nes anderen Phänomens einschlägig. 
Die Idee ist, dass es eine weitere Hin-
sicht gibt, in der Menschen verletzlich 
sind, worin sie sich von anderen Wesen,
die über keine Selbstbilder und die Fä-
higkeit, dem zu entsprechen, verfügen, 
unterscheiden: Sie können in ihrer
Würde verletzt werden. Diese Würde ist 
als ein Gut ein ganz wesentliches Ele-
ment des menschlichen Lebens. Men-
schen darin zu treffen, also sie zu demü-
tigen, zu erniedrigen, heißt, spezielle 
moralische Verstöße zu begehen. Umge-
kehrt heißt, Menschen zu helfen, in 
Würde zu leben, und zwar angepasst an 
ihre je eigenen individuellen Fähigkei-
ten dazu beizutragen, dass sie ein gutes 
menschliches Leben führen können. �

Eine detailliertere Ausarbeitung die-
ses Verständnisses von Menschenwürde 
findet sich in: Weber-Guskar, Eva 
(2016): Würde als Haltung. Eine philo-
sophische Untersuchung zum Begriff 
der Menschenwürde. Münster, Mentis

Sitzung des Europaparlaments in 
Straßburg: Um die „Würde“ des 
Parlaments und die „Würde“ des 
Menschen zu verteidigen, wurde ein 
Abgeordneter nach rassistischen 
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Äußerungen von den Sitzungen 
ausgeschlossen. Zwei Beispiele von 
Verwendungsweisen des Wortes Würde: 
einmal als die einer Institution, einmal 
als die von Menschen. 
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Eine kleine Systematik der 
Menschenrechte
Peter Koller

I. Die Semantik der Menschenrechte

Die Struktur von Rechten im 
Allgemeinen

Menschenrechte sind eine Teilmenge 
der im juristischen Sprachgebrauch so 
genannten subjektiven Rechte, weil sie 
einzelnen Personen, nicht aber ganzen 
Kollektiven zukommen. Solche Rechte 
lassen sich allgemein als interpersonelle
normative Relationen verstehen, die 
zum Schutz wichtiger Interessen oder 
der Wahlfreiheit der Personen dienen, 
denen die Rechte zukommen. Jede der-
artige Relation hat die folgende Struk-
tur, die drei Elemente – die Inhaber, 
Adressaten und Inhalte der Rechte – 
miteinander verknüpft:

Der Inhaber hat gegenüber dem Ad-
ressaten das Recht auf den Inhalt. Jedes 
der drei Elemente kann diverse Variati-
onen annehmen, woraus eine große
Vielfalt möglicher Formen von Rechten
resultiert. So können die Rechtsinhaber 
bestimmte Einzelpersonen sein (wie
z.B. bei jemandes Eigentumsrecht an ei-
ner konkreten Sache) oder eine Mehr-
zahl, ja überhaupt alle Menschen (wie 
bei den Menschenrechten). Ebenso kann 
sich die Menge der Adressaten von be-
stimmten Einzelpersonen (wie gewöhn-
lich bei vertraglichen Rechten) bis zur 
Gesamtheit aller Menschen (wie im Fall 
der Eigentumsrechte) erstrecken. Und 
schließlich kann auch der Inhalt von 
Rechten in zwei Hinsichten variieren: in 
Hinsicht auf die Modalität des Rechts 
und in Hinsicht auf seinen Gegenstands-
bereich. Was die Modalitäten von Rech-
ten angeht, so kommen die folgenden 
vier in Betracht: Ansprüche, die sich in 
entsprechenden Pflichten der Adressaten 
niederschlagen; Freiheiten, die aus dem 
bloßen Nichtverbotensein von Handlun-
gen resultieren; Kompetenzen, also Be-
fugnisse zur verbindlichen Regelung des
Handelns der Adressaten; und Immuni-
täten, die festlegen, dass ihre Inhaber 
eben nicht der Befehlsgewalt der Adres-
saten unterworfen sind.

Die sich aus diesen Variationen erge-
benden elementaren Formen von Rech-
ten können ihrerseits wieder auf vielfälti-
ge Weisen miteinander kombiniert wer-
den, woraus mehr oder minder komple-
xe Konfigurationen von Rechten entste-
hen. Tatsächlich erweisen sich so gut wie 
alle prominenten Rechte, die im Recht 
vorkommen oder moralisch postuliert 
werden, wie etwa Eigentumsrechte, ver-
tragliche Rechte, Eltern- und Kinder-
rechte und eben auch Menschenrechte, 
bei näherer Betrachtung als recht kom-
plexe Bündel von elementaren Rechten. 
Ob solche Rechte begrifflich notwendig 
auch entsprechende Wege und Mittel ih-
rer Einforderung und Durchsetzung ge-
gen ihre Adressaten einschließen, ist um-
stritten. Dessen ungeachtet wird man sa-
gen können, dass Rechte, die nicht ein-
gefordert und im Fall ihrer nachweisba-
ren Verletzung nicht durchgesetzt 
werden können, unvollständig bzw. im-
perfekt sind. Davon ausgehend kann 
nun der Begriff der Menschenrechte nä-
her bestimmt werden.

Die Beschaffenheit der Menschen-
rechte

Menschenrechte sind nach allgemei-
ner Auffassung universelle, unveräußer-

Prof. Dr. Dr. Peter Koller, Professor em. 
für Rechtsphilosophie, Rechtstheorie 
und Rechtssoziologie an der Universität 
Graz

liche und besonders gewichtige An-
spruchsrechte, nämlich Rechte, die glei-
chermaßen allen Menschen bedingungs-
los, d.h. unabhängig von ihren jeweili-
gen speziellen Lebensumständen von 
Geburt an zukommen, weder entzogen 
noch aufgegeben werden können und
jeder Person gegenüber der sozialen
Umwelt Anspruch auf die Wahrung ih-
rer grundlegenden Interessen verschaf-
fen. Diese Auffassung, die auf der An-
nahme des grundsätzlich gleichen Werts
aller Menschen beruht und damit deren
Recht auf Gleichheit im Recht notwen-
dig einschließt, stellt vor allem auf die 
Inhaber der Menschenrechte ab und
lässt deren Adressaten und Gegen-
standsbereiche weitgehend offen. Um 
diese Bereiche in erster Annäherung in 
den Blick zu nehmen, ist es hilfreich, 
eine gebräuchliche Einteilung der Men-
schenrechte in Erinnerung zu rufen, die 
folgende Sorten umfasst:

(a) liberale Rechte: auf Leben, kör-
perliche Integrität und bürgerliche Frei-
heiten (Bewegung, Religion, Meinung, 
Berufswahl, Eigentum, Vertragsverkehr
etc.);

(b) politische Rechte: auf Freiheit der 
politischen Betätigung (Vereinigung, 
Versammlung), Beteiligung und Mit-
sprache (gleiches Wahlrecht u.dgl.);

(c) soziale und wirtschaftliche Rech-
te: auf Arbeit, angemessene Entlohnung 
und Arbeitsbedingungen, Koalitionsbil-
dung, soziale Sicherung, Bildung usw.;

(d) kulturelle Rechte: auf Teilnahme 
am kulturellen Leben (Gebrauch der 
Muttersprache, Pflege kultureller Tradi-
tion), Schutz geistigen Eigentums.

Diese Sorten von Menschenrechten, 
die oft auch als „Generationen“ be-
zeichnet werden, weil sie, grob genom-
men, den sukzessiven Stufen der histo-
rischen Entfaltung dieser Rechte ent-
sprechen, lässt zugleich deren fort-
schreitende Expansion erkennen, mit 
der nach und nach wachsende Verbind-
lichkeiten der jeweiligen Adressaten
einhergehen. Vor einer näheren Bestim-
mung dieser Adressaten und ihrer 
Pflichten soll aber noch ein markanter 

Wesenszug der Menschenrechte hervor-
gehoben werden: ihre Doppelnatur.

Zu sagen, dass es Menschenrechte 
gibt oder dass sie existieren, kann nur
heißen, dass diese Rechte als Normen 
gelten bzw. Geltung besitzen. Von der 
Geltung von Normen kann nun aber in 
einem zweifachen Sinn die Rede sein: 
einerseits im Sinn ihrer idealen Geltung 
als moralischer Normen, für die triftige 
Gründe sprechen, sowie anderseits im 
Sinn ihrer realen Geltung kraft ihrer 
faktischen Anerkennung und Beach-
tung, was insbesondere auch auf rechtli-
che Normen zutrifft, die aufgrund ihrer 
Verankerung im positiven Recht gelten. 
Was nun die Menschenrechte angeht, so
werden sie seit ihrer Entdeckung oder 
Erfindung jedenfalls als moralische 
Rechte verstanden, nämlich als solche, 
die nicht allein Anspruch auf öffentliche 
Anerkennung als Normen der konventi-
onellen Moral erheben, sondern auch 
nach rechtlicher Institutionalisierung 
verlangen. Und insoweit sie tatsächlich 
durch positives Recht institutionalisiert 
werden, sind sie zugleich spezifische le-
gale Rechte, nämlich solche, die sich auf 
sehr gewichtige moralische Gründe 
stützen, derentwegen sie dem Belieben 
der staatlichen Macht entzogen bleiben.

Als legale Rechte brauchen die Men-
schenrechte, um effektive Geltung ent-
falten zu können, freilich auch entspre-
chende Rechtswege, die es ermöglichen, 
sie bei Bedarf gegen ihre Pflichtadressa-
ten einzufordern und nötigenfalls mit 
Mitteln rechtlichen Zwangs durchzuset-
zen. Aber gerade in diesem Punkt sto-
ßen die Menschenrechte, was den sich 
aus ihrer Universalität ergebenden An-
spruch auf globale Geltung betrifft, in 
einer in viele Staaten geteilten Welt 
vielfach auf kaum überwindliche Gren-
zen, weil ihre wirksame Gewährleistung 
in erster Linie den einzelnen Staaten 
obliegt, von denen sie vielerorts nicht 
nur nicht geschützt, sondern oft sogar 
notorisch verletzt werden, und weil 
auch die bestehende internationale 
Ordnung keine hinreichenden Möglich-
keiten bietet, die Achtung dieser Rechte 
seitens der Staaten gegen ihren Willen 
zu erzwingen. Dieser prekäre Sachver-
halt findet im Übrigen auch im morali-
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schen Diskurs über Menschenrechte in-
sofern Niederschlag, als es darin vielfäl-
tige Unsicherheiten bezüglich der nähe-
ren Bestimmung aller drei Elemente 
dieser Rechte gibt.

Der Gehalt der Menschenrechte als 
moralischer Ansprüche

Wenn man es unternimmt, die drei
erwähnten Elemente von Menschen-
rechten – deren Inhaber, Adressaten 
und Inhalte – im Detail zu konkretisie-
ren, so scheinen einige Aspekte heute 
weitgehend klar und gesichert zu sein, 
während über eine ganze Reihe weiter-
gehender Fragen weder Klarheit noch 
Einigkeit besteht.

Bezüglich der Inhaber der Men-
schenrechte ist so viel klar, dass diese 
Rechte uneingeschränkt allen Bürger/
innen eines jeden Staats in und gegen-
über diesem Staat zukommen. Mehr 
oder minder unsicher und umstritten ist 
aber, inwieweit sie auch den sich im 
Land aufhaltenden Fremden, wie Besu-
chern, Immigranten und Asylanten, zu-
gestanden werden müssen. In den ent-
wickelten Demokratien wird heute zwar 
weithin anerkannt, dass Fremden zu-
mindest die wesentlichen liberalen 
Rechte zugestanden werden müssen, 
doch ob und inwieweit ihnen auch poli-
tische, soziale und kulturelle Rechte zu-
kommen, ist weder sicher noch ausge-
macht.

Zu den Adressaten der Menschen-
rechte gehören sicher die einzelnen 
Staaten, die ja in erster Linie zur Ge-
währleistung dieser Rechte zumindest 

ihrer eigenen Bürger, zum Teil aber 
auch der sich in ihnen aufhaltenden 
Fremden verpflichtet sind. Ferner liegt
es nahe, zu den Adressaten auch die 
Staatengemeinschaft zu zählen, weil es 
dieser obliegt, eine internationale Ord-
nung zu etablieren, welche die Men-
schenrechte überall auf der Welt so gut 
wie möglich sichert. Und in dem Maße, 
in dem sich seit der Mitte des 20. Jahr-
hunderts sowohl auf regionaler als auch 
auf globaler Ebene transnationale Syste-
me des Menschenrechtsschutzes entwi-
ckelt haben, kommen auch deren Ak-
teure als Adressaten in Betracht. Da je-
doch alle diese Institutionen – Staaten
ebenso wie internationale Institutionen 
– letztlich nur durch ein entsprechendes 
kollektives Handeln der einzelnen Men-
schen zustande kommen und Bestand 
haben können, stellt sich die Frage, ob 
und inwieweit nicht auch alle privaten 
Verbände und politischen Akteure, ja 
sogar alle Einzelpersonen im Maß ihrer 
Einflussmöglichkeiten als Adressaten 
der Menschenrechte betrachtet werden 
sollen.

Was die Inhalte der Menschenrechte
betrifft, so findet im Laufe der Zeit eine
zunehmende Expansion dieser Rechte
statt, die von relativ bescheidenen, weil 
national begrenzten negativen Freiheits-
rechten zu sehr anspruchsvollen Rech-
ten führt, die jedem Menschen nicht nur
gegenüber dem eigenen Staat vielfältige 
positive Ansprüche auf politische Teil-
habe und soziale Sicherung garantieren 
sollen, sondern auch zunehmend durch 
transnationale Regelsysteme verbürgt 
werden. Diese Entwicklung hat unver-
meidlich eine Zunahme von Fällen zur
Folge, in denen Menschenrechte mitein-
ander und mit öffentlichen Interessen in
Kollision geraten, womit sie zugleich an 
Bestimmtheit verlieren. Ein Weg, den 
daraus resultierenden Problemen zu be-
gegnen, besteht darin, jenen Rechten, 
die dem Schutz besonders elementarer 
Interessen jedes Menschen dienen, so 
vor allem den Rechten auf Leben, kör-
perliche Integrität und Bewegungsfrei-
heit, in Kollisionsfällen Vorrang vor an-
deren, weniger gewichtigen zu geben 
und sie damit gewissermaßen not-
standsfest und nicht-derogierbar zu ma-
chen.

II. Die rechtliche Gewährleistung der 
Menschenrechte

Die Menschenrechte im nationalen 
Kontext

Als legale Rechte finden die Men-
schenrechte in erster Linie in den natio-
nalen Rechtsordnungen ihren Platz. 
Und in funktionierenden Verfassungs-
staaten bilden sie als Grundrechte auch 
ein tragendes Fundament der Grund-
ordnung dieser Staaten. Dies legt es 
nahe, zuerst die Menschenrechte, wie 
sie in den Verfassungsstaaten garantiert 
werden, in der Reihenfolge ihrer suk-
zessiven Stufen kurz Revue passieren zu 
lassen.

Die liberalen Menschenrechte zielen 
darauf ab, die bürgerliche Freiheit aller 
Bewohner/innen eines Staates ein-
schließlich der Fremden zu sichern, in-
dem sie jeder dieser Personen gegen-
über den Institutionen des jeweiligen 
Staates die folgenden Ansprüche verlei-
hen, die entsprechende Pflichten der be-
treffenden staatlichen Gewalten bedin-
gen: 1. den Anspruch auf die grundle-
genden formell-rechtlichen Bedingun-
gen individueller Handlungsfreiheit, so
insbesondere das Verbot willkürlicher 
Gewalt und die Freistellung von Hand-
lungsmöglichkeiten, insoweit diese we-
der mit öffentlichen Interessen noch mit 
den Rechten Anderer in Konflikt gera-
ten, wie Religion, Meinungsäußerung, 
Vereinigung, Eigentum, Vertragsverkehr 
und Berufswahl; 2. den Anspruch, im 
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rechtskommissar und sowohl der erste 
Muslim als auch der erste Araber in 
diesem Amt. 

Gebrauch der Freiheiten weder durch 
den Staat noch durch Dritte gehindert 
zu werden; und schließlich 3. den An-
spruch auf die Absicherung dieser Frei-
heiten durch geeignete rechtliche Insti-
tutionen und faire Verfahren, welche 
die Einforderung und Durchsetzung der 
Rechte ermöglichen.

Im Unterschied dazu werden die po-
litischen Menschenrechte, jedenfalls die 
auf politische Beteiligung und Mitspra-
che, im nationalen Kontext nicht allen 
sich in einem Land aufhaltenden Perso-
nen, sondern nur dessen mündigen Bür-
ger/innen zugestanden. Dank dieser
Rechte haben alle Bürger/innen eines 
Staates gegen diesen die folgenden An-
sprüche: 1. auf freie Teilhabe am politi-
schen Leben, d. h. auf gleiche Teilnahme 
an der öffentlichen Meinungs- und Ent-
scheidungsbildung über allgemeine An-
gelegenheiten; 2. auf staatlichen Schutz
vor Behinderungen ihrer betreffenden
Aktivitäten durch Dritte; 3. auf faire 
Verfahren der politischen Meinungs- 
und Entscheidungsbildung, insbesonde-
re der Wahlen repräsentativer Körper-
schaften und politischer Abstimmungs-
prozesse; und 4. auf geeignete Rechts-
wege zur Durchsetzung jener Ansprü-
che.

Dass die sozialen und ökonomischen 
Menschenrechte hinsichtlich ihrer Inha-
ber und ihres Umfangs nicht unerheb-
lich von Land zu Land variieren, hat 
nicht nur mit den Ungleichheiten ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, son-
dern auch mit ihren unterschiedlichen 
Systemen der sozialen Sicherung zu tun. 
Zwar gilt das Recht auf ein Existenzmi-
nimum als ein zentrales Menschenrecht, 
wonach jeder Staat nach Möglichkeit al-
len seinen Bürger/innen, aber auch den 
sich in ihm aufhaltenden Fremden bei 
Bedarf wenigstens eine ihre Existenz si-
chernde Grundversorgung garantieren 
muss. Doch welche Leistungsansprüche 
dieses Recht im Einzelnen inkludiert, ist 
ebenso kontingent wie die Ausgestaltung 
der das Existenzminimum übersteigen-
den sozialen Leistungsansprüche, etwa 
bei Krankheit, bei Arbeitslosigkeit oder 
im Alter. Und Ähnliches gilt für andere 
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soziale Menschenrechte, wie das Recht 
auf angemessene Arbeitsbedingungen. 

Ungeachtet dieser Unterschiede ist
den sozialen Menschenrechten die fol-
gende Struktur gemeinsam: Alle Perso-
nen, die berechtigt sind, am Wirtschafts-
leben eines Landes teilzunehmen, haben 
gegenüber dessen Staat und Gesell-
schaft, abgesehen vom Recht auf das 
Existenzminimum, Anspruch: 1. auf Zu-
gang zu einer daseinssichernden Er-
werbstätigkeit, 2. auf menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen, 3. auf ausreichende 
soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit, 
Arbeitsunfähigkeit sowie im Alter und 4.
auf geeignete Rechtswege, um die Erfül-
lung jener Ansprüche durch den Staat 
nötigenfalls auch durchsetzen zu kön-
nen.

Während die liberalen und politi-
schen Menschenrechte in wohlfunktio-
nierenden Rechtsstaaten in hohem 
Maße verfassungsrechtlich verbürgt sind,
trifft das selbst in solchen Staaten auf 
die sozialen Rechte gewöhnlich nicht zu. 
Und das ist umso weniger in der Viel-
zahl jener Staaten der Fall, die nicht ein-
mal bei den bürgerlichen Rechten 
rechtsstaatliche Standards erfüllen. Da 
sich dieser Befund mit dem Universali-
tätsanspruch der Menschenrechte nicht 
gut verträgt, besteht auch Bedarf nach 
einer rechtlichen Sicherung dieser Rech-
te auf internationaler Ebene. Dabei sind 
zwei Ebenen des internationalen Men-
schenrechtsschutzes zu unterscheiden: 
einerseits die Ebene des globalen Men-
schenrechtsschutzes im Rahmen des 
universellen, weltweit verbindlichen Völ-
kerrechts, und andererseits die Ebene 
regionaler, nämlich länderübergreifen-
der, aber regional begrenzter Systeme, 

von denen vor allem das europäische 
System interessiert.

Elemente des globalen Menschen-
rechtsschutzes

Im Rahmen des universellen Völker-
rechts hat sich nach dem 2. Weltkrieg 
ein recht komplexes System des globa-
len Menschenrechtsschutzes entwickelt,
das folgende Komponenten inkludiert: 
allgemeine Proklamationen, internatio-
nale Abkommen, transnationale Institu-
tionen, globale NGOs und Massenme-
dien. Mit der UN-Charta von 1945 setzt 
eine Vielzahl von allgemeinen Prokla-
mationen der Staatengemeinschaft ein, 
die den weltweiten Schutz der Men-
schenrechte als eine vordringliche Auf-
gabe der internationalen Ordnung pos-
tulieren. Obwohl diese Proklamationen,
darunter vor allen anderen die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte 
(UDHR) von 1948, keine Rechtsver-
bindlichkeit haben, spielen sie im politi-
schen Diskurs eine nicht unerhebliche 
Rolle, weil sie zentrale Ziele der nähe-
ren Gestaltung der globalen Ordnung 
formulieren, die Menschenrechte als 
fundamentale Grundsätze einer legiti-
men staatlichen Ordnung bekräftigen 
und an die Selbstverpflichtung der Staa-
ten zur Achtung dieser Rechte erinnern. 
Konkretisiert werden sie durch eine 
Reihe völkerrechtlicher Abkommen, die 
meist bestimmte Sorten von Menschen-
rechten betreffen und heute im Prinzip 
weltweit rechtliche Geltung besitzen, da 
sie von einer dafür ausreichenden Zahl 
von Staaten ratifiziert wurden. Dazu ge-
hören, um nur die wichtigsten zu nen-
nen, die Genfer Flüchtlingskonvention 
von 1951 und die zwei Menschen-
rechtspakte von 1966 (in Kraft seit 
1976): zum einen der Zivilpakt, der die 
bürgerlichen und politischen Rechte 
umfassend und detailliert regelt und da-
bei unter anderem die Verbote von Fol-
ter, Sklaverei und Zwangsarbeit als not-
standsfeste Erfordernisse statuiert; zum 
anderen der Sozialpakt, der wie der Zi-
vilpakt ein allgemeines Diskriminie-
rungsverbot und die Gleichberechtigung 
der Geschlechter sowie darüber hinaus 
eine ausführliche und anspruchsvolle 
Liste von wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechten postuliert.

Um diesen Abkommen, deren reale 
Umsetzung infolge der Souveränität der 
Staaten ja weitgehend diesen selbst 
überlassen bleibt, dennoch eine gewisse 
Bedeutung zu verschaffen, wurde ein 
System transnationaler Institutionen 
etabliert, welche die Menschenrechts-
praxis der Einzelstaaten regelmäßig be-
obachten, überprüfen und dokumentie-
ren sowie notorische und krasse Men-
schenrechtsverletzungen anprangern 
können. Dazu gehören, abgesehen von 
der Generalversammlung, insbesondere 
die folgenden Einrichtungen der UNO: 
der Menschenrechtsausschuss (CCPR), 
der die Mitgliedsstaaten des Zivilpakts
anhand periodischer Berichte bewertet; 
der Menschenrechtsrat (UNHRC), der 
die Staaten bezüglich der Erfüllung ih-
rer menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen regelmäßig überprüft, bei Bedarf 
auch spezielle Untersuchungen über die 
Situation in einzelnen Ländern durch-
führt und Beschwerden über gravieren-
de Menschenrechtsverletzungen behan-
delt; und nicht zuletzt die Hochkom-
missariate für Menschenrechte (UNH-
CHR) und für Flüchtlinge (UNHCR), 
welche die menschenrechtlichen Akti-
vitäten der UNO koordinieren und sie 
auch durch ihre Öffentlichkeitsarbeit 
fördern sollen. Die meisten dieser Ins-
titutionen können zwar bis zu einem 
gewissen Grad relativ unabhängig von 
strategischen Machtkalkülen der Groß-
mächte agieren, verfügen aber über 
keine effektiven Sanktionsmöglichkei-
ten gegen Staaten, die sich schwerer 

Menschenrechtsverletzungen schuldig 
machen.

Davon gibt es zwei Ausnahmen, die
das Ergebnis rezenter Entwicklungen 
des Völkerrechts sind: erstens die hu-
manitäre Intervention, d.h. der militäri-
sche Eingriff in ein Staatsgebiet zur Be-
endigung einer humanitären Notlage, so 
vor allem schwerer Menschenrechtsver-
letzungen, aufgrund eines Beschlusses
des Sicherheitsrates; und zweitens die 
subsidiäre strafrechtliche Verfolgung 
von schweren Kriegsverbrechen oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
wie Völkermord, durch den Internatio-
nalen Strafgerichtshof (ICC). Beide Va-
rianten sind allerdings der Gefahr 
machtpolitischer Verzerrungen ausge-
setzt: die erste, weil die Entscheidungen 
des Sicherheitsrats viel eher von 
machtstrategischen Kalkülen seiner 
Mitglieder als von moralischen Erwä-
gungen geleitet sind; und die zweite 
deswegen, weil der Internationale Straf-
gerichtshof von einer Reihe von Staaten
boykottiert wird, so dass sich deren po-
litische oder militärische Führer der 
strafrechtlichen Verantwortung leicht 
entziehen können.

Das skizzierte System des globalen
Menschenrechtsschutzes, das wegen

seines Mangels an zwingenden Sankti-
onsmechanismen, abgesehen von den 
erwähnten Ausnahmen, im Wesentli-
chen den Charakter von „soft law“ hat, 
würde allein nicht viel ausrichten, fände 
es nicht Rückendeckung und Unterstüt-
zung durch zwei zivilgesellschaftliche 
Machtfaktoren, die relativ unabhängig 
von den strategischen Kalkülen der in-
ternationalen Politik operieren, nämlich 
NGOs und Massenmedien. So tragen 
zahlreiche globale Nichtregierungsorga-
nisationen, die sich, wie z.B. das Rote 
Kreuz, Amnesty International, Ärzte 
ohne Grenzen oder Oxfam, dem Kampf 
für Menschenrechte verschrieben haben, 
durch ihre konkreten Hilfsaktionen für 
Opfer von Menschenrechtsverletzungen 
wie auch durch ihre Pressekampagnen 
und Publikationen nicht nur zur Linde-
rung der Not vieler Menschen, sondern 
auch zur Ächtung der Täter bei. Und 
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Ähnliches gilt für seriöse Massenmedi-
g

en, deren Berichte über Menschen-
rechtsverstöße, sei es im eigenen oder in 
einem anderen Land, mitunter zu einer 
Mobilisierung der Öffentlichkeit führen, 
die unter günstigen Umständen den
Menschenrechten zu mehr Beachtung 
verhelfen kann, sei es vermöge entspre-
chender Reformen im eigenen Land 
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In den Pausen fanden Teilnehmer der 
Philosophischen Tage Gelegenheit, mit 
den Referenten zu sprechen. Professor 
Koller ging gerne auf Fragen und 
Anregungen ein.

oder mittels angemessener internationa-
ler Reaktionen auf die inkriminierten
Menschenrechtsverletzungen in ande-
ren Ländern.

Das europäische Menschenrechts-
system

Neben dem globalen System des 
Menschenrechtsschutzes existieren fer-
ner diverse regionale Systeme, darunter 
etwa die sich auf die Länder Mittel- und 
Südamerikas erstreckende Amerikani-
sche Menschenrechtskonvention oder 
die afrikanische Banjul Charta. Aus die-
sen Systemen sticht im Hinblick auf 
ihre Rechtsqualität, Breitenwirkung und 
Effektivität eines deutlich hervor: das
europäische System, das heute aus zwei 
sich überlappenden und ergänzenden 
Komponenten besteht: dem System des 
Europarates und dem der Europäischen 
Union. Im Zentrum des ersten steht die 
Europäische Menschenrechtskonventi-
on (EMRK) von 1950 (in Kraft seit 
1953), die sich zwar nur auf die bürger-
lichen und politischen Rechte erstreckt, 
aber durch eine Reihe weiterer Abkom-
men ergänzt wird, darunter die Europä-
ische Sozialcharta (1961, 1965) und das 
Rahmenübereinkommen zum Schutz 
nationaler Minderheiten (1995, 1998). 
Das System der EU (bzw. ihrer Vorläu-
fer) stützte sich ursprünglich ebenfalls 
auf die EMRK, findet heute noch eine 
weitere Fundierung durch die Grund-
rechtecharta (2000, 2009), die auch so-
ziale, wirtschaftliche und kulturelle 
Rechte einbezieht.

Insgesamt hebt sich das europäische 
System von anderen regionalen Syste-
men durch die folgenden Vorzüge ab:
1. Seine Grundlage bildet eine gelunge-
ne rechtliche Kodifikation der Men-
schenrechte in Gestalt der EMRK, der 
Grundrechtecharta und weiterer Ab-
kommen. 2. Seine Wirksamkeit wird 
durch eine weitgehend unabhängige 
Gerichtsbarkeit garantiert, für die zwei 
Gerichte zuständig sind, deren Recht-
sprechung zwar manchmal voneinander 
abweicht, im Wesentlichen aber doch 
harmoniert: der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) des 
Europarats, der bei vermuteten Verstö-
ßen gegen die EMRK von den beteilig-
ten Staaten wie auch von deren Bürger/
innen angerufen werden kann und über 
deren Beschwerden bindende Entschei-
dungen trifft, welche jedoch von man-
chen Staaten mitunter nur zum Teil 

oder gar nicht umgesetzt werden; sowie 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
der EU, bei dem zwar nur die Bürger/
innen der EU ihre Menschenrechte 
nach Erschöpfen des nationalen Instan-
zenzugs einklagen können, im positiven 
Fall aber ein durchsetzbares Urteil er-
wirken. 3. Die große Breitenwirkung 
des europäischen Systems verdankt sich
nicht zuletzt dem Umstand, dass ein 
Kriterium für den Beitritt eines Staates 
zur Europäischen Gemeinschaft bzw. 
Union dessen sichtbare Achtung und
Gewährleistung der Menschenrechte 
gemäß der EMRK war und ist – ein 
Umstand, der nicht wenige europäische 
Staaten veranlasst hat, ihre nationalen 
Rechtssysteme mit den menschenrecht-
lichen Anforderungen der EMRK zu-
mindest bis zum Beitritt in die EG/EU 
in Einklang zu bringen.

In diesem Zusammenhang sollte 
auch ein weiteres System des internatio-
nalen Menschenrechtsschutzes regiona-
len Zuschnitts erwähnt werden, das ge-
gen Ende des 20. Jahrhunderts die Bür-
gerrechtsbewegungen in den real-sozia-
listischen Ländern in erheblichem 
Maße gefördert hat: das System der 
Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (KSZE) und der 
daraus resultierenden Helsinki-Schluss-
akte (1975). In diesen Schlussakten hat 
der so genannte Ostblock im Interesse 
einer Verbesserung der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit dem Westen eine 
Reihe von Rechten seiner Bürger/innen
zugestanden, die deren Möglichkeiten 
des Reisens, der Meinungsäußerung, der 
Kommunikation mit dem Ausland und 
der kulturellen Betätigung sehr erwei-
tert haben.

III. Realität und Ideal der Menschen-
rechte

Die triste Realität der Menschenrechte

Es ist offensichtlich, dass die skizzier-
ten Systeme des Menschenrechtsschut-
zes, die heute in entwickelten Rechts-
staaten und im europäischen Raum 
existieren, zumindest die liberalen und 
politischen Rechte der Bürger/innen im 
Großen und Ganzen wirksam gewähr-
leisten, während die sozialen und kultu-
rellen Rechte, aber auch die Rechte von 
Fremden rechtlich schlechter gesichert 
sind. Es spricht ferner viel dafür, dass
auch das globale Menschenrechtssystem 
nicht ohne jede Wirkung ist, auch wenn 

es schwer ist, den Grad seiner Wirk-
samkeit näher zu bestimmen, da man 
dafür wissen müsste, wie es mit den 
Menschenrechten ohne dieses System 
stünde. Dennoch bietet sich, wenn man 
den realen Zustand der Welt insgesamt 
in den Blick nimmt und ihn an den
großartigen Ansprüchen menschen-
rechtlicher Proklamationen misst, ein
ziemlich tristes Bild. Nicht nur werden 
diese Rechte in vielen Ländern noto-
risch missachtet oder sogar in gröbstem 
Maße verletzt, sondern sie finden in 
großen Teilen der Welt auch keine hin-
reichend effektive Förderung oder Un-
terstützung durch ein regionales oder 
das globale System. Betrachten wir die
Missstände etwas näher, wozu es hilf-
reich ist, zwischen der nationalen und 
der internationalen bzw. globalen Ebe-
ne zu differenzieren.

Was die nationale Ebene betrifft, so 
reicht die Skala der menschenrechtli-
chen Defizite von horrenden Men-
schenrechtsverbrechen bis zu einer 
schleichenden Erosion erreichter men-
schenrechtlicher Standards. Über die 
schlimmsten, weil die fundamentalsten 
Ansprüche vieler Menschen verletzen-
der Vorkommnisse berichten mit beun-
ruhigender Regelmäßigkeit die Massen-
medien. Immer wieder erfahren wir: 
dass irgendwo auf der Welt eine eth-
nisch motivierte Vertreibung einer
Volksgruppe oder sogar ein Genozid ge-
schieht; dass eine Regierung eine groß-
flächige Verfolgungsaktion gegen oppo-
sitionelle Gruppen oder religiöse Min-
derheiten durchführt, indem sie deren 
Mitglieder töten, in Haft halten oder 
vertreiben lässt, Folterungen anordnet 
oder duldet und kritische Stimmen zum 
Schweigen bringt; dass manche Regie-
rungen die Bewohner ganzer Landstri-
che um ihren Grund und Boden bringt, 
um ihn gegen bare Münze an ausländi-
sche Firmen zu verpachten; dass in vie-
len Weltregionen die Frauen in weitge-
hender Rechtlosigkeit und Abhängigkeit 
von ihren Vätern oder Ehemännern le-
ben und im Fall ihres Aufbegehrens 
gnadenloser Bestrafung ausgeliefert 
sind; dass in manchen Ländern, darun-
ter auch sehr reichen, wenig qualifizier-
te ausländische Arbeitsuchende von ih-
ren Arbeitgebern mit dem Einverständ-
nis des Staates in ausbeuterische und 
entwürdigende Arbeitsverhältnisse ge-
drängt werden, die den Charakter von 
Zwangsarbeit haben; dass viele der 
fremden Frauen in solchen Verhältnis-
sen von ihren Arbeitgebern zu sexuellen 
Diensten genötigt und dann, wenn sie
dafür nicht mehr von Nutzen sind, ohne 
Abfindung verjagt, ja nicht selten getö-
tet werden; dass Scharen von Frauen 
aus armen Regionen von organisierten 
Zuhälter-Banden durch falsche Verspre-
chen in reichere Länder gelockt und 
dort zur Prostitution gezwungen wer-
den, wogegen die staatlichen Behörden 
dieser Länder nicht energisch genug 
einschreiten; und viele andere Dinge 
dieses Kalibers mehr.

Gegenüber diesen krassen Men-
schenrechtsverletzungen nehmen sich 
die in zahlreichen Staaten der Welt sys-
tematisch praktizierten Beschränkun-
gen der bürgerlichen und politischen
Freiheiten, vor allem der Meinungsäu-
ßerung, der Medien, der Vereinigung 
und Versammlung sowie der politischen 
Teilhabe, nahezu harmlos aus. Aber si-
cher sind diese Missstände ebenso ernst 
zu nehmen, da sie nicht nur von den
betroffenen Menschen als gravierende 
Freiheitsverluste empfunden werden,
sondern auch den Nährboden staatli-
cher Korruption bilden, die dann viel-
fach weitere und viel gravierendere 
Menschenrechtsverletzungen mit sich 
bringt. 

Doch auch in den Ländern mit einer
soliden Rechtsstaatlichkeit und einem 
funktionierenden System des Men-

schenrechtsschutzes ist keineswegs alles 
in bester Ordnung. Denn in den meis-
ten dieser Länder findet gegenwärtig 
eine schleichende Erosion dieses Sys-
tems in zweifacher Hinsicht statt: ers-
tens, weil die erreichten Standards der 
Sicherung der sozialen und wirtschaftli-
chen Rechte unter dem Druck der fort-
schreitenden ökonomischen Globalisie-
rung und im Sinne der sich damit zu-
gleich verbreitenden neoliberalen Ideo-
logie nach und nach abgesenkt werden, 
was auf keine großen Hindernisse stößt,
da diese Rechte in den meisten nationa-
len Rechtssystemen nicht im Verfas-
sungsrang stehen und auch nicht im 
Rahmen der internationalen Systeme
einklagbar sind; und zweitens, weil die
wachsenden Ströme von Flüchtlingen 
und Arbeitsmigranten, die aus den von 
Kriegen, wirtschaftlichen Nöten und 
klimatischen Desastern geplagten Regi-
onen des Südens in begünstigte Länder 
drängen, nicht nur deren Systeme der 
sozialen Sicherung in Bedrängnis brin-
gen, sondern infolge des wachsenden 
Arbeitskräfteangebots überdies die 
Macht der Gewerkschaften schwächen 
und damit den Abbau wirtschaftlicher 
Rechte erleichtern.

Die ganz erheblichen Defizite des 
Menschenrechtsschutzes auf internatio-
naler und globaler Ebene sind ebenfalls 
wohlbekannt. Sie bestehen, wenn man 
vom europäischen System absieht, zum 
einen in den Schieflagen und Verzer-
rungen der bestehenden Schutzsysteme
durch die überwiegend von machtstra-
tegischen Interessen beherrschte inter-
nationale Politik und zum anderen in 
der notorischen Schwäche und man-
gelnden Durchsetzungskraft dieser Sys-
teme. Infolgedessen pflegen sich die 
Großmächte, deren Politik nicht selten 
krasse Verletzungen der Menschenrech-
te unterstützt oder sogar betreibt, weder 
durch die Regeln des globalen Schutz-
systems noch durch kritische Äußerun-

g g

gen der zuständigen Institutionen beir-
ren zu lassen, es sei denn, es handelt
sich um Demokratien, deren Regierun-
gen auf die öffentliche Meinung ihres 
Wahlvolks Rücksicht nehmen müssen. 
Und noch weniger pflegen sich die Re-
gime waffenstarrender Despotien, die 
sich durch den Verkauf von natürlichen 
Ressourcen ihrer Länder finanzieren, 
um die Menschenrechte zu scheren 
oder von internationaler Kritik beein-
drucken zu lassen. So werden von 
machtbesessenen politischen Führern 
immer wieder kriegerische Konflikte 
ausgelöst, durch die zahllose Menschen 
ums Leben kommen oder schwere Ver-
letzungen an Leib und Seele erleiden, 
aus der Heimat vertrieben werden und 
zu einem elenden Dasein als uner-
wünschte Flüchtlinge verdammt sind.

Zu diesen skandalösen Missständen 
tragen aber mehr oder minder indirekt
auch die entwickelten Rechtsstaaten 
bei, auch wenn sie sich in Sonntagsre-
den zur Universalität der Menschen-
rechte bekennen. Sie fördern nämlich 
die Existenz der sich in diversen Weltre-
gionen behauptenden despotischen Re-
gime schon insofern, als sie ihnen durch
den Kauf dortiger Naturressourcen wie 
Erdöl oder Mineralien die finanziellen 
Mittel verschaffen, mit denen sich diese 
Regime in den entwickelten Staaten die 
Waffen beschaffen, die es ihnen erst er-
möglichen, die Bevölkerungen der be-
treffenden Regionen gewaltsam zu un-
terdrücken und konkurrierende War-
lords zu bekriegen. Ferner pflegen auch 
die entwickelten Rechtsstaaten stets 
dann, wenn es in ihrem Interesse liegt, 
auf ihre Souveränität zu pochen, wo-
durch sie zugleich das bestehende Sys-
tem der Staatensouveränität bekräfti-
gen, welches Sanktionen gegen repressi-
ve und ausbeuterische Regime schwierig 
und das globale System des Menschen-
rechtsschutzes machtlos macht. Und 
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Die Helsinki-Schlussakte wurde 1975 
in der finnischen Hauptstadt unter-
zeichnet. Letzte Gespräche führten 
US-Außenminister Henry Kissinger,
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Generalsekretär Leonid Breschnew, 
Präsident Gerald Ford und der sowjeti-
sche Außenminister Andrei Gromyko 
(v.l.n.r.). 

schließlich spielen gerade auch die 
wohlhabenden demokratischen Staaten 
des Nordens bei internationalen und 
globalen Handelsabkommen ihre grö-
ßere Verhandlungsmacht immer wieder 
gegen die Entwicklungsländer aus, um 
aus dem Welthandel möglichst großen 
Vorteil zu ziehen, oft zum Schaden vie-
ler dieser Länder, deren Wirtschaftsleis-
tung in der Folge eher sinkt oder stag-
niert statt zu wachsen.

Diese Befunde legen die Schlussfol-
gerung nahe, dass die vielfältigen Defi-
zite des gegenwärtigen Zustands weder 
allein auf Mängel der rechtlichen Siche-
rung der Menschenrechte, noch bloß 
auf deren Missachtung durch viele nati-
onale Regierungen zurückzuführen ist, 
sondern wesentlich auch im bestehen-
den Weltsystem mit seinen großen poli-
tischen Machtunterschieden, ökonomi-
schen Ungleichheiten, zwischenstaatli-
chen Interessenkonflikten und rechtli-
chen Unebenheiten wurzeln. Diese 
Schlussfolgerung sollte jedoch nicht zu
einer resignativen Haltung gegenüber 
den bestehenden Missständen verleiten, 
weil man damit überhaupt jede sich 
vielleicht einmal bietende Chance ver-
spielen würde, die bestehenden Verhält-
nisse nach Möglichkeit zu verbessern. 
Es ist daher sicher lohnend, darüber 
nachzudenken, wie ein Idealzustand ei-
ner weltweitenden Gewährleistung der 
Menschenrechte aussehen könnte.

Ein Ideal des globalen Menschen-
rechtsschutzes

Wie die rechtliche Verfassung einer 
globalen Ordnung, die die Menschen-
rechte überall auf der Welt garantiert, 
aussehen könnte, ist gar nicht schwer 
zu sagen. Denn dafür kann das europäi-
sche System durchaus als Modell die-
nen. Wenn es gelänge, ähnliche regiona-
le Systeme in allen Weltteilen zu etab-
lieren und diese überdies durch ein eini-
germaßen ausgewogenes und wirksa-
mes globales System zu stärken, dann 
wäre viel gewonnen.

Doch das Projekt, eine solche Ord-
nung zu realisieren, kann nur in Verbin-
dung mit einer tiefgreifenden Reform 
des bestehenden Systems der internatio-
nalen Beziehungen in Richtung auf de-
ren gerechtere Gestaltung gelingen. 
Dazu ist freilich eine Vorstellung inter-
nationaler und globaler Gerechtigkeit 
vonnöten, über die jedoch keine Einig-
keit besteht. Die diesbezüglichen Auf-
fassungen reichen von der Utopie eines
nach dem Vorbild eines föderalen Nati-
onalstaats verfassten Weltstaats, der 
über ein globales Gewaltmonopol ver-
fügt und die Menschenrechte überall
auf der Welt wirksam gewährleistet, bis 
zum Projekt einer Rückkehr zum klassi-
schen System vollsouveräner National-
staaten, die ohne Einmischung von au-
ßen schon in ihrem eigenen Interesse die 
Rechte ihrer Bürger/innen achten. Dar-
auf soll hier aber nicht weiter eingegan-
gen werden. Im vorliegenden Kontext
genügt es, einige grundlegende und 
selbstverständliche Erfordernisse der Ge-
rechtigkeit in Erinnerung zu rufen, aus 
denen sich relativ einfache Richtlinien 
für eine Reform des bestehenden Welt-
systems ergeben. Zu diesem Zweck sind 
mehrere Arten der Gerechtigkeit, die 
sich auf verschiedene Felder des sozialen 
Handelns beziehen, zu unterscheiden, 
nämlich Tausch-, politische, distributive 
und korrektive Gerechtigkeit.

Die Tauschgerechtigkeit bezieht sich 
auf Tauschverhältnisse, also bilaterale 
Vertragsgeschäfte, von denen sie ver-
langt, dass sie dem allseitigen Vorteil 
der beteiligten Parteien dienen, wozu 
sie von diesen unabhängig von mögli-
chen Ungleichheiten ihrer sozialen 
Macht aus freien Stücken in Kenntnis
der dafür relevanten Informationen 
geschlossen werden müssen. Dass der 

internationale Wirtschaftsverkehr die-
sem Erfordernis nicht genügt, ist dank 
der verbreiteten Kritik am bestehenden 
Welthandelssystem weithin bekannt 
und wird auch von den allermeisten 
Anhängern des Freihandels nicht be-
stritten. Die sich daraus ergebenden Un-
gerechtigkeiten des Weltwirtschaftssys-
tems, die nicht zuletzt auch zu den 
wachsenden ökonomischen Ungleich-
heiten unserer Welt beitragen, ließen 
sich in technischer Hinsicht leicht ver-
ringern, wenn die reichen Länder in ih-
ren Wirtschaftsbeziehungen mit ärme-
ren Regionen nicht bloß ihre eigenen 
nationalen Interessen, sondern vielmehr 
das gemeinsame Interesse aller Völker 
an wirtschaftlicher Wohlfahrt verfolgen 
würden.

Die politische Gerechtigkeit hat 
Herrschaftsverhältnisse zum Gegen-
stand und verlangt, dass mit Befehlsge-
walt verbundene Herrschaft über ande-
re Menschen, so auch jede rechtliche 
Gewalt, nur dann und insoweit ausge-
übt werden darf, wenn und soweit sie 
unparteiischen Regeln folgt und im ver-
nünftigen Interesse der Beherrschten 
liegt. Es ist evident, dass die existieren-
den internationalen Machtverhältnisse,
aber auch die unausgewogenen Ent-
scheidungsverfahren der Institutionen 
der Vereinten Nationen zu diesem Er-
fordernis in Widerspruch stehen. Und 
darauf ist nicht zuletzt auch die unglei-
che Verhandlungsmacht der Staaten bei 
internationalen Abkommen zurückzu-
führen, die es den mächtigeren und rei-
cheren Nationen erlaubt, den schwä-
cheren oder ärmeren in allen möglichen 
weltpolitischen, wirtschaftlichen, ökolo-
gischen und kulturellen Belangen ihren 
Willen aufzuzwingen. Obwohl es tech-
nisch sehr leicht möglich wäre, wenigs-
tens die gröbsten Verzerrungen der Ent-
scheidungsprozesse in den Institutionen 
der UNO, etwa im Sicherheitsrat, abzu-
bauen, besteht heute wohl wenig Aus-
sicht, dies auch politisch zu erreichen. 
Dennoch sollte man diesen Aspekt
nicht aus dem Auge verlieren.

Die distributive Gerechtigkeit bezieht 
sich auf Gemeinschaftsverhältnisse und 
erfordert eine ausgewogene, d.h. für alle 
Gemeinschaftsmitglieder bei rechter Be-
trachtung akzeptable Verteilung ge-
meinsamer Güter und Lasten. Welche 
Güter und Lasten allen Völkern der 
Welt gemeinsam zukommen, ist zwar 
kontrovers, aber die folgenden zwei 
Dinge wird man wohl dazu rechnen 
können: zum einen die natürlichen Res-
sourcen unserer Welt (Meere, Boden-
schätze, klimatische Gegebenheiten der 
Atmosphäre u.dgl.), sowie zum anderen 
die kulturellen und intellektuellen Er-
rungenschaften der Menschheit (Kennt-
nisse, Technik, Bildungsgüter, Kunst). 
Hinsichtlich der Verteilung der sich auf 
diese Dinge beziehenden Rechte und 
Pflichten leidet das bestehende interna-
tionale System an erheblichen Unge-
rechtigkeiten: Während die reichen Na-
tionen aus der rücksichtslosen Ausbeu-
tung der Weltmeere und aus ihrer den
Klimawandel forcierenden Lebens- und 
Wirtschaftsweise Nutzen ziehen, tragen 
die armen den Schaden davon; und 
während die vermögenden Länder sich 
die kostspieligsten Bildungssysteme und 
Forschungseinrichtungen leisten, um 
ihre wirtschaftliche und kulturelle Ent-
wicklung zu fördern, fehlen vielen ar-
men Völkern die Mittel, um allen Kin-
dern eine elementare Grundschulausbil-
dung zu ermöglichen. Eine gerechtere 
Verteilung der im Gemeineigentum aller 
Völker stehenden Natur- und Kulturgü-
ter ließe sich technisch wiederum ohne 
große Schwierigkeiten bewerkstelligen: 
zum Beispiel durch eine Belastung aller 
wirtschaftlichen Aktivitäten mit den tat-
sächlichen Kosten ihrer schädlichen 
ökologischen Auswirkungen, und ferner 
durch eine ausreichende Direktfinanzie-
rung von Schulen, Ausbildungsstätten 
und Forschungseinrichtungen in armen 
Ländern aus Mitteln, zu denen alle rei-
chen entsprechend ihrer Wirtschafts-
kraft beitragen müssten. 

Die korrektive Gerechtigkeit stellt 
auf Unrechtsverhältnisse ab, d.h. auf in-

terpersonelle Verhältnisse im Gefolge
eines von Beteiligten begangenen Un-
rechts, das nach einer Korrektur in 
Form einer angemessenen Strafe und/
oder Wiedergutmachung verlangt. Die 
Geschichte der internationalen Bezie-
hungen ist bekanntlich voll von großen 
Verbrechen, die einzelne Nationen bzw. 
deren Mitglieder im Auftrag und Ein-
vernehmen mit der jeweiligen Staats-
macht gegen Angehörige oder Einrich-
tungen anderer Völker begangen haben, 
ohne jemals dafür irgendeine Art von 
Wiedergutmachung geleistet zu haben. 
Zu diesen in der Vergangenheit liegen-
den Verbrechen kommt aber noch das 
andauernde Unrecht, das vielen Völ-
kern durch die erwähnten Ungerechtig-
keiten ständig zugefügt wird. Dennoch 
dürfte es aus pragmatischen Gründen 
ratsam sein, nicht allzu sehr auf die kor-
rektive Gerechtigkeit zu pochen, weil 
die Entschädigungen, die sie erfordern 
mag, kaum zu beziffern sind und weil 
die Heraufbeschwörung früherer Ver-
brechen einzelner Nationen eher inter-
nationale Konflikte schürt als eine Ver-
söhnung der beteiligten Völker herbei-
führt. Die Erinnerung an solche Verbre-
chen kann aber vielleicht als ein Zu-
satzargument dienen, das die aus den 
anderen Ungerechtigkeiten resultieren-
den Ansprüche stärkt.

Nimmt man alle diese Erfordernisse 
internationaler und globaler Gerechtig-
keit, von denen jede für sich allein als 
relativ moderat erscheinen mag, zusam-
men, so ergibt sich ein durchaus gehalt- 
und anspruchsvolles Ideal einer gerech-
ten Weltordnung, in der die Menschen-
rechte nicht nur dem Namen nach, son-
dern auch in der Realität universelle 
Geltung erlangen könnten. Dieses Ideal 
hat überdies den Vorzug, dass man sich 
ihm auch graduell durch viele kleine
Schritte annähern kann, die zumindest 
partielle Verbesserungen der Lage der 
Menschenrechte bringen, auch wenn 
das ideale Endziel wohl unerreichbar 
bleibt. �
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Gefährlicher Einsatz für die 
Menschenrechte
Ingrid Bausch-Gall 

I. Zum Geltungsbereich 
der Menschenrechte

Die Schaffung einer Welt, in der den 
Menschen, frei von Furcht und Not, 
Rede- und Glaubensfreiheit zuteilwird, 
war das idealistische Ziel der vor sieb-
zig Jahren von den Vereinten Nationen 
verabschiedeten Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte. Dass diese trotz 
der Formulierung entscheidender 
Grundsätze zur Einhaltung von Men-
schenrechten auf globaler Ebene tragi-
scherweise oftmals verletzt werden, be-
stätigte Sahil Shetty, der Generalsekre-
tär von Amnesty International, offiziell 
im Februar 2017 im Jahresbericht der 
Nichtregierungsorganisation (NGO). 
Seine markante These, die Welt sei
2016 finsterer und unsicherer gewor-
den, bezieht sich in erster Linie auf die 
politische Instabilität der gegenwärtigen 
Weltlage, die durch schwache Staaten, 
Terrorismus, anhaltende Kriegszustän-
de, Hungersnöte, Umweltkatastrophen 
und daraus resultierende Massenflucht- 
und Migrationsbewegungen charakteri-
siert ist. 

Der medial stets präsente Einsatz von 
Amnesty und Menschenrechtsverteidi-
ger ist infolge der beschriebenen Zu-
stände ein hoch gefährlicher. Dies wird 
vor allem dadurch belegt, dass inner-
halb eines einzigen Jahres, genauer von
2015 auf 2016, die Anzahl von getöte-
ten Menschenrechtsverteidigern welt-
weit rapide gestiegen ist, wodurch die 
Problematik eine hohe aktuelle Brisanz 
gewinnt. 

Um die Gefährdung von Menschen-
rechtsverteidigern in ihrer Komplexität 
zu begreifen, bedarf es zunächst einer 
Einführung in die Entstehungsgeschich-
te und Arbeit von Amnesty. Prägnante 
Beispiele, die das Wirken einzelner 
Menschenrechtsverteidiger näher be-
leuchten, sollen anschließend einen
Einblick in ihren gesellschaftspoliti-
schen Einsatz und in die eklatanten 
Folgen desselben verschaffen.

II. Geschichte und Struktur
von Amnesty 

Die Entstehung von Amnesty lässt
sich im Rahmen dessen verorten, was 
der deutsche Politikwissenschaftler 
Karl-Peter Fritzsche als einen explosi-
onsartigen Anstieg von menschenrecht-
lichen NGOs in den letzten fünfzig Jah-
ren definiert. Sie geht nicht aus einer 
Organisationsgründung im eigentlichen 
Sinne hervor, sondern ist vielmehr als 
erstaunliche Reaktion auf einen Artikel 
des Rechtsanwalts Peter Benenson zu 
verstehen. In „The Forgotten Prisoners“,
der im Mai 1961 in The Observer er-r
schien, setzte sich der Brite für zwei
ihm fremde Studenten ein, die in einem
Lissaboner Café gemeinsam auf die 
Freiheit angestoßen hatten und darauf-
hin vom damals autoritären Regime 
Portugals zu sieben Jahre Haft verurteilt 
worden waren.

Der Artikel begann mit den Worten 
„Schlagen Sie Ihre Zeitung an irgendei-
nem beliebigen Tag auf, und Sie werden
eine Meldung aus irgendeinem Teil der 
Welt lesen: Ein Mensch ist eingekerkert, 
gefoltert, hingerichtet worden, weil sei-
ne Ansichten oder religiösen Überzeu-
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gungen nicht mit denen der Regierung 
übereinstimmen.“ Benensons Aufruf, 

mit Appellschreiben öffentlichen Druck 
auf die Regierungen zu machen und
von ihnen die Freilassung politischer 
Gefangener zu fordern, erfuhr eine 
überwältigende Resonanz, die als soge-
nannter „Appeal for Amnesty“ den Be-
ginn von Amnesty markierte. Rasch ver-
breitete sich die Menschenrechtsorgani-
sation auch in anderen Ländern. In 
Deutschland traf sich bereits im Juni 
desselben Jahres eine Gruppe unter 
Führung des Auslandskorrespondenten
Gerd Ruge und der WDR-Radioredak-
teurin Carola Stern.

 Laut „amnesty.org“ beträgt 
die Zahl der gegenwärtigen 
Unterstützer etwa sieben 
Millionen weltweit, wäh-
rend die Organisation glo-
bal durch 140 Sektionen 
vertreten wird.

Zu Beginn setzte sich Amnesty pri-
mär für sogenannte Gewissensgefange-
ne ein, also jene Menschen, die auf ge-
waltfreie Weise ihren Überzeugungen
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Ausdruck geben und infolgedessen der 
Freiheit beraubt werden. Als Arbeits-
grundlage dienten lediglich einzelne Ar-
tikel der Menschenrechtserklärung, wo-
runter vor allem der zur Freiheitssphäre
des Einzelnen (Art. 12), der zur Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit
(Art. 18), der zur Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit (Art. 19) und der zur 
Versammlungs- und Vereinigungsfrei-
heit (Art. 20) zu nennen sind. Erst im
Laufe der Jahre wurden diese um weite-
re ergänzt, wodurch beispielsweise der 
Einsatz gegen Folter und Todesstrafe 
(Art. 3 und 5) in allen behandelten Fäl-
len in das nähere Blickfeld rückte.

Für ihren Einsatz erhielt Amnesty 
1977 den Friedensnobelpreis. In der Be-
gründung hierfür hieß es, Amnesty 
zeichne sich dezidiert durch eine klare 

Dr. Ingrid Bausch-Gall, langjähriges 
Vorstandsmitglied der deutschen 
Sektion von Amnesty International, 
München

Haltung aus: „Nein zu Gewalt, Folter
und Terrorismus. Auf der anderen Seite 
ein Ja zur Verteidigung der Menschen-
würde und Menschenrechte“. Für diese 
Werte setzt sich Amnesty auch heute 
ein. In der unverrückbaren Überzeu-
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gung, dass Menschenrechte unteilbar 
sind, engagiert sich Amnesty seit Mitte 
der 1990er Jahre weltweit für alle Men-
schenrechte, die in der UNO-Menschen-
rechtserklärung verankert sind, die ne-
ben den politischen Rechten auch sozi-
ale, wirtschaftliche und kulturelle Rech-
te umfasst. Laut amnesty.org beträgt die 
Zahl der gegenwärtigen Unterstützer 
etwa sieben Millionen weltweit, wäh-
rend die Organisation global durch 140 
Sektionen und Strukturen vertreten 
wird.

In ihrer Bezeichnung inhärent, reprä-
sentieren NGOs als nichtstaatliche Ak-
teure die Zivilgesellschaft. Auf vorwie-
gend ehrenamtlicher Basis leisten sie – 
so Fritzsche – Menschenrechtspolitik 
von unten, da sie die Perspektive der 
Opfer und Betroffenen näher beleuch-
ten können. Entsprechend spielen in 
der Arbeit von Amnesty, nämlich dass 
alle Menschen ein Leben frei von 
„Furcht und Not“ führen sollten, indivi-
duelle Schicksale und Fälle eine ent-
scheidende Rolle. Versucht wird stets, 
Untersuchungen und Aktionen zu for-
cieren, die schwere Menschenrechtsver-
letzungen beenden, wodurch das Recht 
eines jeden auf körperliche und geistige 
Unversehrtheit garantiert werden soll. 
Konkret bedeutet dies, das Recht auf 
Leben, Asyl, Bildung, Gesundheit, Mei-
nungs-, Gewissens- und Religionsfrei-
heit zu verteidigen sowie für die Ab-
schaffung von Folter, Todesstrafe, Skla-
verei, Unterdrückung, grausamer und 
erniedrigender Behandlung und letzt-
endlich die Behebung von extremer Ar-
mut zu plädieren. Zusätzlich zur ge-
schilderten Interventionsarbeit handelt 
Amnesty auch präventiv, was an ihrem 
Einsatz für Menschenrechtsverteidiger 
deutlich wird.

Geprägt wurde der Begriff der Men-
schenrechtsverteidiger durch das UNO-
Hochkommissariat für Menschenrechte. 
Nach einer deutschen Umschreibung 
von humanrights.ch bezeichnet er „alle 
Personen, die sich alleine oder in einer 
Gruppe für Menschenrechte einsetzen 
und diese verteidigen, schützen und för-
dern.“ Menschenrechtsverteidiger sind 
einer Vielzahl von Gefahren ausgesetzt,
darunter neben willkürlicher und auch 
illegaler Tötung und Inhaftierung, auch 
das sogenannte „Verschwindenlassen“. 
Die in der UN-Konvention enthaltene 
„Erklärung zum Schutz aller Personen 
gegen das Verschwindenlassen“ (Art. 2) 
definiert das „Verschwindenlassen“ als 
„die Festnahme, den Entzug der Frei-
heit, die Entführung oder jede andere
Form der Freiheitsberaubung durch Be-
dienstete des Staates oder durch Perso-
nen oder Personengruppen, die mit Er-
mächtigung, Unterstützung oder Dul-
dung des Staates handeln, gefolgt von
der Weigerung, diese Freiheitsberau-
bung anzuerkennen, oder der Verschlei-
erung des Schicksals oder des Verbleibs 
der verschwundenen Person, wodurch 
sie dem Schutz des Gesetzes entzogen 
wird“. 

Darüber hinaus bestehen viele weite-
re staatliche Repressionsmaßnahmen 
wie die tatsächliche Schließung jener 
Organisationen, in denen Menschen-
rechtsverteidiger aktiv sind. Hierunter 
zählen nicht allein NGOs, sondern bei-
spielsweise auch politische und religiöse 
Zusammenschlüsse. Ferner gelten ver-
schiedene Formen der Schikane, kurz-
fristige Befragungen durch Behörden, 
öffentliche Hetzkampagnen, Reise- und 
Einreiseverbote und der Entzug der Fi-
nanzierungsgrundlagen zu probaten 
Mitteln der staatlichen Bekämpfung 
von Oppositionellen. 

Gesetze zur systematischen Behinde-
rung von NGOs bestehen unter anderem 
in Indien, Ungarn, Ägypten, der Türkei,

g

China und Russland. Unter dem Vor-
wand einer unmittelbaren Terrorismus-
gefahr werden Antiterrorgesetze unter 
anderem auch erlassen, um die Ein-
schränkung des Freiheits- und Ver-
sammlungsrechts zu begründen, uner-
wünschte politische Organisationen zu
verbieten und eine dystopische Massen-
überwachung zu legalisieren. Wie an den 
Beispielen Türkei, Bahrein, Äthiopien, 
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USA und EU ersichtlich ist, werden 
solche Maßnahmen nicht nur in autori-
tären und semiautoritären, sondern 
auch offenkundig demokratischen Län-
dern ergriffen. Entscheidend ist an die-
ser Stelle die Mahnung des deutschen
Diplomaten Walther Linder, nach dem 
es „keine Legitimierung von Menschen-
rechtsverletzungen unter dem Etikett
der Terrorismusbekämpfung geben“ 
darf.

III. Menschenrechtsverteidigung 
in Aktion

Um der Arbeit von Amnesty, die sich 
– wie oben erwähnt – insbesondere in-
dividuellen Schicksalen widmet, gerecht 
zu werden, sollten im Folgenden eben-
solche anhand von Fallbeispielen näher 
in den Blick genommen werden. Ein 
Fokus wird hierbei auf Medien-, Bil-
dungs- und Kirchenvertreter gesetzt.

In Hinblick auf die Auseinanderset-
zung mit Menschenrechtsverteidigern, 
die als Journalisten oder IT-Experten tä-
tig sind, sollte die spannungsgeladene 
Ambivalenz von Print- und Digitalmedi-
en betont werden. Denn einerseits kön-
nen diese individuelle Meinungsfreiheit 
in höchstem Maße ermöglichen, ande-
rerseits als Mittel zur Instrumentalisie-
rung und Pervertierung von Nachrichten 
gänzlich freiheitseinschränkend wirken. 

Die NGO „Reporter ohne 
Grenzen“ schätzt, dass im 
Winter 2017/2018 etwa 30 
Prozent der 326 Journalis-
ten, die weltweit inhaftiert 
worden sind, in der Türkei 
festgehalten werden.

Jene Journalisten, die beispielsweise 
in der Türkei Protest äußern und wirk-
sam machen, sind infolge neuer Medi-
en- und Antiterrorgesetze willkürlichen 
Verhaftungen ausgesetzt. Der staatlich 
geäußerte rechtliche Vorwurf, Terroror-
ganisationen zu unterstützen oder als 
Mitglieder der islamischen Gülen-Be-
wegung aktiv zu sein, soll die hohe An-
zahl an Inhaftierungen im Land legiti-
mieren. Die NGO Reporter ohne Gren-
zen (reporter-ohne-grenzen.de) schätzt, 
dass im Winter 2017/2018 etwa 30 Pro-
zent der 326 Journalisten, die weltweit 
inhaftiert worden sind, in der Türkei 
festgehalten werden. 65 Journalisten
wurden 2017 bei der Ausübung ihrer
Tätigkeiten getötet.

Erstmals wurden auch Amnesty-Akti-
visten verhaftet, worunter erschrecken-
derweise Taner Kılıç, der ehrenamtliche 
Vorsitzende der türkischen Sektion von
Amnesty fällt. Der Fall belegt die strate-
gische Absicht, durch die Verhaftung 
bedeutender NGO-Exponenten Men-
schenrechtsorganisationen weltweit ein-
schüchternd zu warnen und an ihrer 
weiteren Arbeit zu hindern. Taner wur-
de aufgrund einer App auf seinem Han-
dy im Juni 2017 der „Mitgliedschaft in 
einer bewaffneten Terrororganisation“ 
bezichtigt und daraufhin verhaftet. Im 
Januar 2018 wurde er kurzfristig freige-
lassen, um beim Verlassen des Gefäng-
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Die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, das wichtigste Dokument,
auf das sich die Arbeit von amnesty 
international stützt, wurde von der 
UN-Vollversammlung am 10. Dezember 
1948 verabschiedet. 

p

nisses unmittelbar wiederverhaftet zu 
werden. Dessen Schicksal teilten zeit-
weise zehn weitere Menschenrechtsver-
teidiger, die im Juli 2017 friedvoll einen 
Workshop zum Thema „Wie kann die 
Menschenrechtsarbeit sicherer gemacht 
werden?“ besucht hatten und infolge-
dessen inhaftiert wurden, darunter die 
türkische Direktorin von Amnesty I

.
dil 

Eser und der deutsche Politologe Peter 
Steudtner. Eser und Steudtner sind in-
zwischen frei, bleiben jedoch weiter an-
geklagt. 

Menschenrechtsverteidiger, die 
hauptsächlich das Internet als Oppositi-
onsplattform nutzen, müssen mit weit-
reichenden Folgen rechnen. Bekannt ist 
der saudische Blogger Raif Badawi, der 
bereits seit 2012 inhaftiert ist und nach 
mehreren Gerichtsverfahren am 7. Mai 
2014 vom Strafgericht in Jeddah wegen 
der Gründung und Verwaltung seiner 
Webseite der „Saudi-Arabischen Libera-
len“ und Beleidigung des Islam zu zehn
Jahren Haft, 1.000 Peitschenhieben und 
einer Geldstrafe von einer Million Saudi-

Rial (etwa 195 000 Euro) verurteilt wor-
den ist. 

Besonders gefährdet sind auch soge-
nannte Whistleblower. Öffentlichkeits-

g g

wirksam war der Fall des US-amerika-
nischen Informatikers und ehemaligen 
Geheimdienstmitarbeiters Edward 
Snowden, der 2013 im Zentrum eines 
weltweiten Whistleblowing-Skandals
stand. Seine Enthüllungen lenkten die 
öffentliche Aufmerksamkeit auf ein 
komplexes Netz von Überwachungs- 
und Spionagesystemen aufseiten von 

Geheimdiensten auf, wodurch eine heik-
le internationale Debatte zum Privat-
sphärenschutz ausgelöst wurde. So be-
tonte Widney Brown, Abteilungsleiterin
für Internationales Recht und politische 
Strategien im internationalen Sekretari-
at von Amnesty International in Lon-
don, diesbezüglich im Jahr 2013: „Nie-
mand darf dafür angeklagt werden, dass 
er durch die US-Regierung begangene 
Menschenrechtsverletzungen offenlegt“.
Als politische Folge entstanden neue 
Gesetze zur fairen und transparenten 
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Im Jahr 1977 erhielt amnesty internatio-
nal den Friedensnobelpreis. Der dama -
lige Journalist Thomas Hammerberg 
von der schwedischen Sektion der 
Gefangenenhilfsorganisation nahm

y

damals den Preis stellvertretend ent -
gegen. Später wurde er Generalsekretär 
von amnesty international und von 
2006 bis 2012 Menschenrechtskommis-
sar des Europarats. 

lassen, terroristische Handlungen zu 
melden. Der internationale Appell zu 
ihrer Freilassung traf bis dato zwar auf 
große öffentliche Resonanz, blieb je-
doch gleichsam von den lokalen Autori-
täten unberücksichtigt. 

Ein Großteil humanitärer Leistungen 
ist Geistlichen zuzuschreiben, die sich 
im Sinne religiöser Werte und Normen
auf globaler Ebene für Menschenrechte

Von ihrem Lehrer, der den 
humoristischen Textinhalt 
nicht als solchen wahr-
nahm, bei der Polizei de-
nunziert, verurteilte das 
Militärgericht Kameruns die 
Schüler zu einer zehnjähri-
gen Haft.

einsetzen. Auch diese sind dem imma-
nenten Risiko der strafrechtlichen Ver-
folgung ausgesetzt. So endete beispiels-
weise der mutige Einsatz zweier christli-
cher Exponenten der „Kachin Baptist 
Convention“, die von der birmanischen 
Armee begangene Menschenrechtsver-
letzungen mediale Wirksamkeit in My-
anmar verschafften, mit ihrer Verhaf-
tung im Jahr 2016. Der Diffamierung 
angeklagt, sollen Dumdaw Nawng Lat 
und Langjaw Gam Seng nun eine acht-
jährige Freiheitsstrafe verbüßen. Ihren 
Fall weiterhin an die Öffentlichkeit zu 
j g

tragen und damit nicht in Vergessenheit 
geraten zu lassen, ist Aufgabe und de-
klariertes Ziel von Amnesty. 

IV. Auswertung

Die bisherige Schilderung der poli-
tisch-militärischen Gräuel, mit denen 
sich zahlreiche Menschenrechtsverteidi-
ger konfrontiert sehen, widerspiegelt ei-
nerseits die Fragilität der jetzigen Welt-
lage, die Amnesty – auch hier in Bezug 
auf das Jahr 2016 – als eine „des anhal-
tenden Elends und unablässiger Angst“ 
beschreibt. Andererseits betont sie, so 
die Leiterin des Bereichs Politik bei 
Amnesty International Deutschland An-
drea Berg, die „entscheidende Kontroll-
funktion [von Menschenrechtsverteidi-
gern] in allen Gesellschaften“. Damit 
einhergehend erscheint es umso not-
wendiger, diese bestmöglich zu schüt-
zen. Amnestys Einsatz für internationa-
le Rechte, für die Stärkung internatio-
naler Gerichtshöfe und die Schaffung 
eines öffentlichen Bewusstseins für 
Menschenrechtsverletzungen ruft die 
Bedeutung der Menschenrechtserklä-
rung, die sich 2018 zum siebzigsten Mal 
jährt, in Erinnerung. Geschützt werden 
hiermit mutige Menschenrechts- und 
Gewissensverteidiger, deren Schicksale 
der öffentlichen Vergessenheit entzogen
werden. �

An diesem Text wirkten mit:
Erica Lorenzoni und Sonja Gall.

Regulierung von personenbezogenem 
Datenschutz. In der globalen Presse ei-
nerseits als Held tituliert und anderseits 
als Verräter beschuldigt, droht Snowden, 
der sich gegenwärtig abseits der Öffent-

g

lichkeit im Moskauer Asyl befindet, bei 
Verurteilung eine jahrzehntelange Haft. 
Amnesty setzt sich seit Jahren für seine 
Begnadigung ein. Das Thema Men-
schenrechte im digitalen Zeitalter (Hu-
man Rights in the Digital Age) ist seit-

her eines der Schwerpunkte von Am-
nesty.

Den Blick von den Vereinigten Staa-
ten auf Zentralafrika lenkend, tritt die 
Verhaftung von drei jungen kameruni-
schen Menschenrechtsverteidigern, na-
mentlich die Schüler Ivo Feh, Azah Le-
vis und Avu Nivelle Nfor, in den Vor-
dergrund. Weder als Journalisten online 
tätig, noch als Informatiker aktiv, be-
dienten sich diese des Internets, um 

eine harmlos-sarkastische Nachricht
über die terroristische islamistische 
Gruppierung Boko Haram zu verbrei-
ten. Von ihrem Lehrer, der den humo-
ristischen Textinhalt nicht als solchen 
wahrnahm, bei der Polizei denunziert, 
verurteilte das Militärgericht Kameruns 
sie zu einer zehnjährigen Haft. Laut Ur-
teilsbegründung, die ihre rechtliche Le-
gitimierung in der Antiterrorgesetzge-
bung findet, hätten es die Schüler unter-
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Armut als Bedrohung der Menschen-
würde? Die Frage der sozialen 
Menschenrechte
Arnd Pollmann

Die oft als „Schere“ bezeichnete Kluft 
zwischen Arm und Reich ist augen-
scheinlich eine doppelte: Sie zeigt sich 
sowohl innerhalb der unterschiedlichs-
ten Nationen und Gesellschaften, und 
zwar jeweils vor Ort, wie auch im inter-
nationalen Vergleich und damit im 
Weltmaßstab. Nach Schätzungen des 
Statistischen Bundesamtes leben allein 
in Deutschland etwa 16,7 Prozent der 
Gesamtbevölkerung, das heißt etwa
jede sechste Person, an oder unterhalb
der Armutsgrenze. Hierzulande gilt als 
arm, wer lediglich 60 Prozent und weni-
ger des durchschnittlichen Nettoein-
kommens zur Verfügung hat (in 2015: 
1033 Euro pro Monat). Die ärmeren 
50 Prozent der Bevölkerung besitzen 
laut Schätzungen der Deutschen Bun-
desbank nur etwa 2,3 Prozent des ge-
samten Reichtums in diesem Land. 
Nach Schätzungen des World Food 
Programme hingegen leiden weltweit 
etwa 800 Millionen Menschen unter 
den Folgen extremer, das heißt langfris-
tig tödlicher Armut. Diese Armut wiede-
rum wird seitens der Weltbank durch 
eine Nettokaufkraft von unter 1,90 US-
Dollar definiert. Dabei sollen die reichs-
ten 10 Prozent der Bevölkerung über 
etwa 79 Prozent des weltweit vorhande-
nen Reichtums verfügen. Und nach 
Schätzungen von Oxfam sollen gar nur 
8 (!) Milliardäre ebenso viel Vermögen 
wie die ärmere Hälfte der Weltbevölke-
rung besitzen.

Vergleiche dieser Art jedoch provo-
zieren umgehend den fraglos berechtig-
ten, mitunter aber regelrecht empört 
vorgetragenen Einwand, man könne 
wohl kaum die Armut in der so genan-
ten Dritten Welt mit der sozialen Un-
gleichverteilung in einem derart reichen 
Land, wie eben Deutschland, verglei-
chen. Denn während die extreme Ar-
mut in der Dritten Welt stets tödliche 
Risiken berge, brauche hierzulande ja 
„niemand verhungern“. Mit diesem na-
heliegenden Einwand ist umgehend 
die empirische, aber auch begrifflich 
schwierige Frage aufgeworfen, ob man 
diese unterschiedlichen Formen von Ar-
mut überhaupt vergleichen kann; ob es 
sich bei den hier skizzierten Vergleichen 
gar um ganz unterschiedliche Begriffe 
von Armut handelt und welche Konse-
quenzen sich daraus für die „universel-
len Menschenrechte“ ergeben mögen,
die es sich spätestens seit 1948 auch in-
ternational auf die Fahne geschrieben 
haben, möglichst allen Menschen welt-
weit ein Leben in „Menschenwürde“ zu 
ermöglichen.

I. Zwei Gesichter der Armut

Jede empirische Untersuchung natio-
naler oder aber globaler Reichtumsver-
teilung muss eine bestimmte Definition 
von Armut voraussetzen. Und jeder
Versuch, diese Armut monetär, das 
heißt durch die Angabe einer konkreten 
Einkommens- oder Lebensunterhalts-
grenze, zu bestimmen, führt rasch in 
enorme methodische Schwierigkeiten. 
Bestimmt man nämlich diese monetäre 
Grenze jeweils nur unwesentlich anders
(zum Beispiel 55 statt 60 Prozent des 
durchschnittlichen Nettoeinkommens 
oder aber 1,50 statt 1,90 US-Dollar rea-
le Kaufkraft), so führt dies umgehend zu 

markant anderen Ergebnissen. Aus ei-
ner eher begrifflich-normativen und da-
mit weniger empirischen Sicht auf Ar-
mutsprobleme bietet sich daher ein 
ganz anderes Vorgehen an. Diese Me-
thode führt zwar nicht umgehend zu 
verlässlichen Zahlen und Statistiken, 
wohl aber zu einem genaueren Ver-
ständnis des Problems der Armut. Im 
Folgenden soll vorgeschlagen werden, 
eben dieses Problem wie folgt zu be-
stimmen: Armut kann definiert werden
als ein Mangel an fundamentalen Le-
bensmöglichkeiten und als gravierende 
Knappheit an Grundgütern, Fähigkei-
ten, Lebensaussichten und/oder Sozial-
beziehungen. Demnach wäre arm, wer 
nicht genug von dem hat, was man zum 
Leben braucht; zum Beispiel Ressour-
cen, Bildung, Chancen und/oder Aner-
kennung.

Dem zu Anfang erwähnten Verdacht, 
dass Armut in Deutschland, zumindest 
teilweise, etwas ganz anderes bedeuten
kann als beispielsweise Armut in Nairo-
bi, will die sozialwissenschaftliche Ar-
mutsforschung regelmäßig dadurch ge-
recht werden, dass sie zwischen einem 
„absoluten“, das heißt objektiven und 
vornehmlich physischen Mangel und ei-
nem „relativen“, das heißt kontextab-
hängigen und vornehmlich sozialen 
Mangel unterscheidet. So hilfreich diese 
begriffliche Unterscheidung auch ist: 
Wo genau die qualitativen und quantita-
tiven Grenzen zwischen absoluter und 
relativer Armut liegen, ist umstritten;
zumal dann, wenn man diese Grenzen 
erneut, wie das eben zumeist geschieht, 
monetär zu bestimmen versucht. Aus ei-
ner spezifisch menschenrechtlichen
Sicht jedoch erscheint es sinnvoll, Ar-
mutsprobleme von vornherein auf den
für den Menschenrechtsdiskurs insge-
samt zentralen Begriff der Menschen-
würde und mithin des „menschenwürdi-
gen Lebens“ zu beziehen.

Dieser Vorschlag kann auf empirische 
Kalkulationen und Berechnungen zu-
nächst verzichten. Auch dann ergeben 
sich zwar keine verlässlichen Zahlen und
Statistiken, wohl aber ein verbessertes 

PD Dr. Arnd Pollmann, Bereich 
Philosophie der Universität Magdeburg

Verständnis des Armutsproblems, das 
ersichtlich zwei grundverschiedene Ge-
sichter hat: Absolute Armut bezeichnet 
dann die Grenze, unterhalb derer men-
schenwürdiges Leben nicht mehr mög-
lich ist. Relative Armut hingegen be-
zeichnet die Schwelle, unterhalb derer 
menschenwürdiges Leben unmöglich 
wird. Wer absolut arm ist, läuft Gefahr, 
an dieser Armut mittel- oder langfristig
zu sterben. Aber man kann leben, ohne 
zugleich menschenwürdig zu leben. 
Dann ist man unter Umständen relativ 
arm. Anders gesagt: Wer absolut arm ist, 
hat so wenig, dass sie oder er nicht ein-
mal das hat, was man – langfristig gese-
hen – zum „nackten Überleben“ braucht. 
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Wer dagegen relativ arm ist, hat nicht 
das, was man benötigt, um im jeweils
konkreten kulturellen und sozialen
Kontext – das heißt verglichen mit sei-
nen Mitmenschen vor Ort – einen men-
schenwürdigen „Lebensstandard“ zu ge-
nießen.

II. Universelle Ansprüche?

Erst aus dieser nicht länger monetä-
ren, sondern problemorientierten Un-
terscheidung zwischen absoluter und re-
lativer Armut ergibt sich ein gewisses 
Verständnis für die zu Anfang erwähnte 
Empörung, mit der viele Menschen auf 
den Vergleich von Armutsproblemen in-
nerhalb reicher Ländern mit Armuts-
phänomenen im globalen Maßstab re-
agieren: Während wir es in Deutschland 
und in vielen anderen reichen Ländern, 
die soziale Sicherungssysteme aufwei-
sen, meist „nur“ mit Problemen relativer
Armut zu tun haben, ist das oft tödliche 
Risiko weltweiter Armut ein Problem 
mit absolutem Mangel. Wenn man nun 
aber aus menschenrechtlicher Sicht Ar-
mut derart als objektive und kontextuell 
abhängige Bedrohung der Menschen-
würde interpretiert, ergibt sich gleich-
wohl das Problem, dass eine Antwort 
auf die Frage, was es konkret heißt, ein 
Leben in Würde, das heißt oberhalb der 
doppelten Armutsgrenze, zu führen, 
nicht unabhängig von den ungleichen 
Lebensumständen vor Ort formuliert 
werden kann. Armut in Deutschland ist 
dann eben – zumindest teilweise – et-
was ganz anderes als Armut in Nairobi, 
Brasilien, Japan, Russland, Peru oder
Australien. Wie aber verträgt sich ein 
derart kontextsensibler Begriff men-
schenwürdigen Lebens mit der Idee 
„universeller“ Menschenrechte, die 
doch für alle das Gleiche zu fordern 
scheinen? Pointierter gefragt: Ist die 
deutsche Menschenwürde am Ende 
eine andere als die Menschenwürde in 
Nairobi, Brasilien oder Japan?

Dies wäre fraglos eine für den Dis-
kurs um universelle Menschenrechte 
katastrophale Konsequenz. Wenn man 
folglich, so wie hier vorgeschlagen, die 
Menschenrechte immer auch zur Ar-
mutsbekämpfung verpflichten und da-
bei auf den Begriff „menschenwürdige 
Lebens“ beziehen will, so wird man 
dazu einen Begriff der Würde benöti-
gen, der sich menschenrechtlich opera-
tionalisieren, das heißt anwenden lässt,
ohne den für die Menschenrechte zen-
tralen Anspruch aller Menschen welt-
weit auf gleiche Berücksichtigung als 
Mensch zu verletzen. Derzeit aber kur-
siert innerhalb der menschenrechtlichen 
Debatte eine Vielzahl von äußerst di-
vergenten Interpretationen der Würde-
idee. Dies lässt eine baldige Einigung auf 
einen universell akzeptierten und damit 
konzeptionell alternativlosen Würdebe-
griff vollends unrealistisch erscheinen.

Der philosophische Mainstream frei-
lich versteht unter der Würde des Men-
schen eine Art natürliche oder auch
göttlich verfügte „Mitgift“, einen „inhä-
renten Wert“, den der Mensch „immer 
schon“ und „angeboren“ aufweist oder 
in sich trägt und folglich auch nicht 

verlieren kann. Die Würde ist dem 
Menschen qua Menschsein mitgegeben 
– und sie kann einem auch nicht ge-
nommen werden. Versteht man die 
Menschenwürde auf diese Weise, so
wird jedoch rasch fraglich, warum und
inwiefern Armutsprobleme überhaupt 
eine Bedrohung für die Menschenwürde 
darstellen sollen. Wenn man doch die 
jeweils eigene Würde, diesen inhärenten 
Wert aller Menschen, ohnehin nicht 
einbüßen kann, dann kann diese Würde 
auch nicht von Armut oder anderweitig 
depravierten Lebensumständen bedroht 
sein. Was nicht zu verlieren ist, kann ei-
nem auch nicht genommen werden. 
Und daraus folgt: Ein solcher Mitgift-
Begriff der Würde hilft an dieser Stelle 
nicht weiter, weil er sich gar nicht ope-
rationalisieren lässt.

III. Eine Frage der Würde

Als weitaus fruchtbarer erweist es 
sich aus Sicht der Philosophie der Men-
schenrechte, den universellen Würde-
begriff – und damit auch das Armuts-
problem – auf ein typisch menschliches 
Bedürfnis nach an einem Leben in 
„Selbstachtung“ zu beziehen: Weil jeder 
Mensch ein Interesse an sozialen Ver-
hältnissen hat, in denen er seine Selbst-
achtung bewahren kann, weil er sich 
von seinen Mitmenschen als ein gleich-
wertiger Mensch wie jeder andere ge-
achtet weiß, müssen die Menschenrech-
te derartige Verhältnisse allererst schaf-
fen und dann schützen. Ein entspre-
chender Würdebegriff, der auf der Idee 
der Selbstachtung aufruht, könnte in al-
ler Kürze wie folgt umrissen werden: 
Als mögliche Kandidaten für den Besitz 
von Menschenwürde kommen zunächst 
alle Menschen, und zwar allein auf-
grund ihres Menschseins, in Frage. Alle
Menschen haben aus menschenrechtli-
cher Sicht einen Anspruch darauf, inso-
fern als „gleiche“ geachtet zu werden, 
als niemand, in seiner Eigenschaft als 
Mensch, mehr fundamentale Rechte 
oder aber weniger als jeder andere 
Mensch hat. Die spezifische Form sozi-
aler Anerkennung, die wir uns als Men-
schen wechselseitig zukommen lassen, 
wenn wir uns als derart gleiche Men-
schen anerkennen, wird in der Philoso-
phie gemeinhin „Achtung“ genannt.
Und wer sich von anderen Menschen 
und auch von Seiten öffentlicher Insti-
tutionen hinreichend geachtet fühlt, 
mag dieses Annerkantsein zu einer in-
neren Einstellung der „Selbstachtung“ 
transformieren. Das bedeutet: Der für 
die Menschenwürde zentrale Aspekt 
der Selbstachtung ergibt sich auf jeweils 
individueller Seite aus der sozialen Er-
fahrung, von anderen Menschen hinrei-
chend als ein gleichwertiger Mensch an-
erkannt zu sein und sich entsprechend 
dann auch so zu fühlen.

Allerdings ist mit diesem begrifflichen 
Zusammenhang von Menschenwürde 
und Selbstachtung erst einmal noch 
nicht sehr viel gewonnen – weder für 
den Menschenrechtsdiskurs insgesamt 
noch für den Armutsdiskurs im Beson-
deren. Der gesuchte systematische Er-
trag dieser begrifflichen Verknüpfung er-
gibt sich erst dann, wenn man den Um-
stand berücksichtigen will, dass Men-
schen in ihrer Selbstachtung verletzt 
werden können und dann entsprechend 
auch an Selbstachtung einbüßen mögen.
Die gesellschaftlichen und auch instituti-
onellen Verhältnisse, in denen man als
Mensch lebt, bringen keineswegs immer 
oder auch nur oft die menschenrechtlich
zentrale Botschaft zum Ausdruck, dass 
alle Menschen als gleichwertig zu ach-
ten sind. Menschen etwa, die in Armut 
leben, thematisieren die jeweils eigene 
Lebenslage sehr häufig als „Demüti-
gung“, „Erniedrigung“, „Missachtung“ 
oder auch mit Begriffen wie „Minder-
wertigkeit“, „Nutzlosigkeit“, 
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Ein Township bei Kapstadt in der 
Südafrikanischen Republik: Dort sind 
die „absolut“ Armen zu Hause.

y

Prof. Dr. Winfried Nerdinger, der 
Gründungsdirektor des NS-Dokumen-
tationszentrums, führte die Teilnehmer 
der Philosophischen Tage durch sein 

Haus. Dort konnte man sich über die 
mannigfaltigen Verletzungen der 
Menschenrechte im München der 
NS-Zeit informieren.

„Ohnmacht“, „Respektlosigkeit“, „Un-
sichtbarkeit“, „Scham“ oder eben „Wür-
delosigkeit“. Es sind die in diesen Be-
griffen zum Ausdruck kommenden Er-
fahrungen, in denen sich ein möglicher
Verlust an Selbstachtung und damit 
dann entsprechend auch Einbußen an 
Würde andeuten. Anders gesagt: Unter 
gesellschaftlich potenziell entwürdigen-
den Lebensumständen, wie sie etwa bei
der Armut vorherrschen, kann auf Sei-
ten der Betroffenen die Überzeugung 
verloren gehen, ein voll- und gleichwer-
tiger Mensch zu sein.

Damit liegt allerdings sogleich auch 
ein grundsätzlicher Einwand gegen eine 

allzu enge Bindung der Armut an den 
Würdebegriff nahe. Denn bisweilen 
wird die Ansicht vertreten, dass es 
„nicht viel braucht“, um ein Leben in
Würde zu führen. Historische Beispiele
von „Eremiten“, „Bettelmönchen“ oder 
„Fastenkünstlern“, so heißt es, würden
beweisen, dass es sehr wohl möglich sei, 
„in Würde arm zu sein“ und entspre-
chend auch die eigene Selbstachtung zu 
bewahren. Armut führe damit keines-
wegs notwendig zum Würdeverlust. Es 
gebe – auch heute noch – viele Men-
schen, die ihre Armut in Würde tragen. 
Auch wenn es schwer sein mag, als ar-
mer Mensch ein Leben in Würde zu 

führen – unmöglich sei es nicht. Daher
gebe es keinen Automatismus zwischen 
der Armut und dem Verlust der Selbst-
achtung. Aber wie plausibel ist dieser 
Einwand?

Um diesen Einwand differenziert be-
werten zu können, bedarf es erneut der
zu Anfang skizzierten Unterscheidung 
zwischen absoluter und relativer Armut: 
Richtig scheint zu sein, dass man in re-
lativer Armut leben kann, ohne seine
Würde einbüßen zu müssen. Auch 
wenn ein sozial unangemessener Le-
bensstandard stets eine Bedrohung für 
die eigene Selbstachtung darstellen 
mag, gelingt es vielen relativ armen 
Menschen dennoch, ihre Selbstachtung 
und Würde zu bewahren. Falsch an 
dem besagten Einwand scheint jedoch 
zu sein, dass man auch in einem absolu-
ten Sinn arm sein kann, ohne seine 
Würde zu verlieren. Wenn das Leben 
selbst bedroht ist, so wird ein Leben in 
Selbstachtung bereits in elementar vita-
ler Hinsicht unmöglich. Und mit den 
existenziellen Grundlagen „nackten 
Überlebens“ und einem Dasein in An-
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betracht einer ständiger „Todesdro-
hung“ schwinden dann eben doch auch 
zwingend die Grundbedingungen eines 
menschenwürdigen Lebens in Selbst-
achtung.

IV. Die sozialen Menschenrechte

Auch wenn der begriffliche Zusam-
menhang von Menschenwürde und Ar-
mut komplizierter ist, als auf den ersten 
Blick vermutet: Bedroht ist die Men-
schenwürde nicht nur in absoluter, son-
dern auch schon in relativer Armut; ob-
gleich damit zwei sehr unterschiedliche 
und mithin unterschiedlich gravierende 
Arten von Bedrohung markiert sind.
Wenn nun aber die universellen Men-
schenrechte insgesamt dem Schutze der 
Menschenwürde verpflichtet sind, dann 
müssen sich diese Menschenrechte auch 
dem sowohl nationalen als auch inter-
nationalen Problem einer teilweise ex-
tremen Ungleichverteilung von Vermö-

gen widmen. Nach gängiger Auffassung 
lassen sich die Menschenrechte inhalt-
lich in drei Klassen aufteilen: „liberale 
Freiheitsrechte“, „politische Teilnahme-
rechte“ und „soziale Teilhaberechte“, 
wobei es diese dritte und historisch zu-
letzt erkämpfte Klasse von sozialen 
Rechten ist (Bildung, Gesundheit, Ar-
beit, soziale Sicherheit, kulturelle Teil-
habe u.a.), die gemeinhin die Aufgabe 
zugewiesen bekommt, einen insgesamt 
„angemessenen Lebensstandard“ zu er-
möglichen und damit ein sowohl in ab-
soluter wie auch in relativer Hinsicht 
menschenwürdiges Leben oberhalb der 
(doppelten) Armutsgrenze zu garantie-
ren.

Insofern nun die mit Menschenrech-
ten ganz allgemein einhergehenden 
Pflichten vornehmlich an Staaten bzw. 
Regierungen und subsidiär an die inter-
nationale Staatengemeinschaft adres-
siert sind, erweisen sich menschenrecht-
liche Forderungen nach einer aktiven 
Bekämpfung von Armut zumindest 
dann als gerechtfertigt, wenn gezeigt 
werden kann, dass diese Staaten und 
Regierungen – entweder ursächlich 
oder aber durch unterlassene Hilfeleis-
tungen – mitverantwortlich dafür sind, 
dass Menschen unfreiwillig in Not sind 
und nicht länger ein Leben in Würde
und Selbstachtung zu führen vermögen. 
Demnach wollen die sozialen Men-
schenrechte sowohl auf jeweils nationa-
ler Ebene wie auch im Weltmaßstab 
eine teilweise massive Ungleichvertei-
lung vermeiden, und zwar so lange, bis
jeder Mensch weltweit ein Leben ohne
demütigende Armut und somit in Wür-
de zu leben vermag. Abgesehen von der 
geradezu utopischen „Realitätsferne“ 
dieser normativen Überlegungen in re-
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alpolitischer Hinsicht, sind mindestens 
zwei Fragen in der aktuellen Menschen-
rechtsdebatte sehr umstritten:

(1) Sind die sozialen Menschenrechte 
gleichrangig? Nach gängiger Auffassung 
generiert die erste inhaltliche Klasse der 
liberalen Freiheitsrechte „negative Un-
terlassungspflichten“, während die drit-
te inhaltliche Klasse der sozialen Men-
schenrechte „positive Hilfspflichten“ auf 
den Plan ruft. Diese positiven Pflichten 
weisen insofern über das „Soll“ rein ne-
gativer, passiver Abwehrleistungen hin-
aus, als sie all jene Menschen, die un-
freiwillig unterprivilegiert sind, aktiv in 
den Stand versetzen sollen, ein men-
schenwürdiges Leben zu führen. An 
diesen Pflichten wird häufig kritisiert, 
sie führten zu einem überhöhten An-
spruchsdenken; sie seien zudem „un-
vollkommen“ in dem Sinn, dass ihre 
Konsequenzen vollends unterbestimmt 
seien; und man müsse die mit ihnen 
einhergehenden Forderungen ohnehin 
bloß als „supererogatorisch“, das heißt 
fakultativ, und damit im Grunde nicht 
einmal als „Pflichten“ im strengen Sinn 
verstehen. Kurzum: Die sozialen Men-
schenrechte seien schwächer begründet 
und gegenüber negativen Abwehrrech-
ten zweitrangig. Aber diese Auffassung 
ist falsch, denn es lässt sich zeigen, dass 
schlicht jedes Menschenrecht sowohl 
negative als auch positive Pflichtendi-
mension aufweist. Nur ein Beispiel: Das 
liberale Abwehrrecht auf Meinungsfrei-
heit generiert keineswegs bloß negative 
Unterlassungspflichten. Selbstredend 
muss der Staat die Unterdrückung oder 
Zensur von Meinungen unterlassen, 
aber er muss immer auch aktiv zum 

Wenn das Leben selbst be-
droht ist, so wird ein Leben 
in Selbstachtung bereits in 
elementar vitaler Hinsicht 
unmöglich. 
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Die Referenten, wie hier Dr. Arnd 
Pollmann, boten zusätzlich zu ihren 
Referaten auch Arbeitskreise an, in 
denen einzelne Fragen vertieft werden
konnten.

Aufbau einer meinungsbildenden Öf-
fentlichkeit beitragen; zum Beispiel 
durch die Bereitstellung eines öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Beispiele
wie diese machen deutlich: Wenn sich 
positive Hilfspflichten nicht gleichran-
gig mit negativen Unterlassungspflich-
ten begründen lassen, dann wird sich 
keines der Menschenrechte hinreichend 
begründen lassen.

(2) Gilt die völkerrechtliche „respon-
sibility to protect“ auch in Armutsfra-
gen? Wie schon angedeutet, liegt eine
Menschenrechtsverletzung mit Blick auf 
Armutsprobleme immer dann vor, wenn 
ein Staat – oder subsidiär die Staatenge-
meinschaft – gravierende Armut zwar 
bekämpfen könnte, es aber dennoch 
nicht hinreichend tut. Nun ist es aber 
auf dem UN-Gipfel 2005 und im Jahre 
2009 dann auch im Rahmen einer eige-
nen UN-Resolution (A/RES/63/308) 
zur Anerkennung einer völkerrechtli-
chen „responsibility to protect“ gekom-
men. Diese durchaus umstrittene, weil 
nationalstaatliche Souveränitätsansprü-
che erheblich einschränkende Idee be-
sagt: Kommt es in irgendeinem Land zu 
massiven Menschenrechtsverletzungen, 
so ist die Völkerrechtsgemeinschaft in 
der menschenrechtlichen Pflicht, poli-
tisch zu intervenieren und einzugreifen, 
und zwar notfalls mit Gewalt. Noch 
umstritten ist derzeit aber, ob diese völ-
kerrechtliche Verantwortung auch in 

Armutsfragen gelten soll. Man könnte 
jedenfalls die These vertreten, dass es
aus Sicht der Menschenrechte keinen 
erheblichen Unterschied macht, ob hun-
derttausende Menschen deshalb ster-
ben, weil sie Opfer eines ethnischen 
Konflikts sind, den ihre Regierung nicht 
hat verhindern wollen, oder ob diese 
Menschen an vermeidbarer Armut zu-
grunde gehen. Die völkerrechtliche „re-
sponsibility to protect“ wäre demnach 
auch dann gut begründet, wenn die 
massenhafte Missachtung von Leben 
und Würde die Folge staatlich mitver-
schuldeter Armut ist; zumindest dann, 
wenn es sich um absolute, das heißt
letztlich tödliche Armut handelt.

V. Ausblick

Wenn die zu Anfang zitierten Schät-
zungen zutreffend sind und derzeit al-
lein 800 Millionen Menschen weltweit 
in absoluter Armut leben bzw. sterben, 
so dürfte das politisch vollends unzurei-
chend bekämpfte Armutsproblem das 
weltweit derzeit gravierendste Men-
schenrechtsproblem sein. Daher sollten 
die folgenden Einsichten weitaus stär-
ker in den Fokus der für die Menschen-
rechte noch weiter zu sensibilisierenden 
Weltöffentlichkeit rücken:

• Meist sind die im weltweiten Ver-
gleich besonders stark von absoluter 
Armut betroffenen Staaten als Nationen 
keineswegs „arm“, sondern oftmals 
schlicht nicht willens, die Armut in ih-
rem Land zu beseitigen. Stattdessen 
wird sehr häufig ein teilweise obszöner 
Reichtum korrupter Eliten direkt auf 

Kommt es in irgendeinem 
Land zu massiven Men-
schenrechtsverletzungen, so 
ist die Völkergemeinschaft 
in der menschenrechtlichen 
Pflicht, politisch zu inter-
venieren und einzugreifen, 
und zwar notfalls mit 
Gewalt.

Blick auf den Yachthafen und die 
Silhouette von Monaco. Es gibt Berech-
nungen, dass die acht reichsten Milliar-
däre ebenso viel besitzen wie die ärme-
ren 50 Prozent der Weltbevölkerung. 
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Kosten der Leiden der Gesamtbevölke-
rung akkumuliert.

• Die betreffenden Länder verdienen 
aus völkerrechtlicher Sicht nicht länger 
den Respekt, den man ihnen traditionell
durch das nationalstaatliche „Recht auf 
Nicht-Einmischung“ zuteil werden ließ. 
Vielmehr fordern die Menschenrechte
spätestens seit 1948 auch in Armutsfra-
gen eine gewisse weltpolitische Einmi-
schung seitens der internationalen Staa-
tengemeinschaft.

• Kommt es gar zu einem armutsbe-
dingten Massensterben in bestimmten 
Regionen dieser Welt, und erweisen sich 
die dortigen Regierungen als unfähig
oder auch nicht willens, diese absolute 
und tödliche Armut zu bekämpfen, kön-
nen als ultima ratio selbst humanitäre 
Interventionen gerechtfertigt sein, um 
dieses Massensterben zu verhindern.

• Führt absolute Armut zu Flucht- 
und Migrationsbewegungen, so ergeben 
sich menschenrechtliche Pflichten für 
alle Länder, die helfen können. Men-
schen, die unfreiwillig in lebensbedroh-
licher Not sind, haben ein Menschen-
recht auf Unterstützung, Versorgung 
und Aufnahme. In menschenrechtlichen 
Fragen der Bekämpfung absoluter Ar-
mut gibt es keine „Obergrenze“.

• Allerdings darf das global massen-
hafte Problem absoluter Armut nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass selbst die 
„entwickelten“ und reichen Länder die-
ser Welt relative Armutsprobleme auf-
weisen, die ebenfalls eine Bedrohung 
für die Menschenwürde darstellen und 
entsprechende menschenrechtliche 
Pflichten der Bekämpfung auch dieser 
Armut generieren.

So sehr man auch im Einzelnen poli-
tisch darüber wird streiten müssen, was
genau und im Einzelnen die weltweite 

Realisierung sozialer Menschenrechte 
beinhalten würde und für wie realistisch 
man die Aussicht auf deren weltweite 
Durchsetzung zu halten hat: Dass sol-
che menschenrechtlichen Ansprüche 
auf einen angemessenen Lebensstan-
dard sehr viel mehr erfordern, als die 
Staaten dieser Welt und mithin die 
Staatengemeinschaft derzeit zu tun be-
reit sind, liegt auf der Hand. Es würde 
laut World Food Programme täglich nur 
etwa 20 Cent kosten, jedem Kind eine 
Schulmahlzeit mit wichtigen Vitaminen 
und Nährstoffen zur Verfügung zu stel-

len, die es braucht, um gesund aufzu-
wachsen. Tagtäglich aber sterben welt-
weit mehr als 30.000 Menschen an den 
Folgen einer vermeidbaren Armut. Dies 
zu verhindern, ist ein Gebot der Men-
schenwürde. �
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Religionsfreiheit. Ein Menschenrecht 
unter Druck
Marianne Heimbach-Steins

I. Religionsfreiheit ist ein kostbares, 
aber umkämpftes Gut

Religiöse ebenso wie nicht-religiöse 
weltanschauliche Überzeugungen sind 
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auf das Engste mit den Praktiken von 
Individuen und Gemeinschaften ver-
knüpft. Überzeugungen, aus denen her-
aus Menschen ihre Welt- und Wirklich-
keitserfahrung deuten, gewinnen kon-
krete Gestalt im individuellen und ge-
meinschaftlichen Handeln, in sozialem 
und politischem Engagement und prä-
gen dadurch den Charakter einer Ge-
sellschaft mit. Sie gehen in Legitimati-
onsdiskurse für persönliches Tun und
Lassen und für die Programmatik kor-
porativer religiöser und weltanschauli-
cher Akteure ein und begründen da-
durch Schwerpunkte und Modi sozialen 
Handelns. Sie artikulieren sich im Wer-
ben für die je eigenen Werte, Hand-
lungsmuster und Wahrheitseinsichten 
und provozieren dadurch Diskurse um 
Wertoptionen und -prioritäten sowie 
um Lösungsansätze normativ aufgelade-
ner Fragen des Zusammenlebens. In-
dem um religiöse und weltanschauliche 
Überzeugungen öffentlich gerungen 
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wird, indem mit ihnen und gegen sie ge-
sellschaftliche Ziele diskutiert und be-
stimmt werden, erweisen sich Religio-
nen und Weltanschauungen grundsätz-
lich als wichtige Ressourcen für die Ori-
entierung und Entwicklung der Gesell-
schaft. Dass daraus in weltanschaulich 
pluralen Konstellationen unvermeidli-
cher Weise Spannungen erwachsen, ist 
nicht per se beunruhigend. Eine frei-
heitliche, demokratisch strukturierte 
Gesellschaft verfügt über Mittel, solche 
Spannungen und Konflikte im Rahmen 
der rechtsstaatlichen Ordnung grund-
sätzlich friedfertig auszutragen.

Eben dafür steht in prominenter Wei-
se das Menschen- beziehungsweise 
Grundrecht auf religiöse und weltan-
schauliche Freiheit. Es schützt ein kost-
bares, jedoch weltweit vielfach gefähr-
detes, gegenwärtig auch in liberal-de-
mokratischen Gesellschaften Europas 
angefochtenes Gut. Auf diesen letzten 
Aspekt möchte ich meine Überlegungen 
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fokussieren. 
Das Recht auf Religionsfreiheit ist 

deshalb – so meine These – nach zwei 
Seiten hin zu schützen und zu verteidi-
gen: gegen den Verdacht, es diene blo-
ßen Partikularinteressen oder Privilegi-
en, und gegen Versuche, Religionsfrei-
heit tatsächlich partikular für religiöse 
Interessen zu vereinnahmen und/oder 
sie politisch zu instrumentalisieren, sei 
es zur Legitimation fragwürdiger politi-
scher Ziele auf staatlicher Ebene oder 
als Projektionsfolie für Fremdenfeind-
lichkeit bestimmter gesellschaftlicher 
Gruppen oder Parteien. Beide Arten, 
das Recht auf gleiche religiöse und welt-
anschauliche Freiheit sowie Gewissens-
freiheit infrage zu stellen, unterlaufen 
dessen spezifisch menschenrechtlichen 
Charakter. Angesichts entsprechender
Tendenzen, die den Charakter des men-
schenrechtsbasierten, freiheitlichen Ge-
meinwesens freiheitlich-demokratischer
Gesellschaften insgesamt im Kern her-
ausfordern, ist nach Status und Stellen-
wert sowie nach den Möglichkeiten und 
Grenzen des Rechtes auf Religionsfrei-
heit als eines Rechtes gleicher Freiheit 
für alle Mitglieder einer Rechtsgemein-
schaft zu fragen. 

Aus der fachlichen Perspektive der 
christlichen Sozialethik argumentiere 
ich im Folgenden für die Stärkung des 
Rechtes auf Religionsfreiheit als Grund-
lage und zu schützendes Gut, dem eine 
zeitgemäße Religionspolitik Rechnung 
tragen muss. Es darf in einer freiheitli-
chen Gesellschaft nicht aufs Spiel ge-
setzt oder zur Disposition gestellt wer-
den, weil und insofern es den Schutz 
und die Verwirklichung einer grundle-
genden Dimension menschlicher Frei-
heitsentfaltung gewährleistet. Mein so-
zialethisches Interesse richtet sich nicht
nur auf die normativen Implikationen
des Rechtes auf Religionsfreiheit für den 
Staat, sondern auch für die Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften 
als gesellschaftliche Akteure und Ver-
antwortungsträger. Individuelle und 
korporative Religionsfreiheit sind 
grundsätzlich als miteinander ver-
schränkt zu betrachten, insofern das re-
ligiöse Freiheitsrecht der Person nicht 
nur die Glaubens-, Bekenntnis- und Ge-
wissensfreiheit, sondern auch die indivi-
duelle und gemeinschaftliche Religions-
ausübung umfasst, die aber notwendi-
gerweise an bestimmte Kriterien der 
Freiheitlichkeit gebunden ist. Meine Ar-
gumentation bezieht sich schwerpunkt-
mäßig auf den staatlichen, religionspoli-
tischen und gesellschaftlichen Kontext 
der Bundesrepublik Deutschland.

II. Was schützt das Recht 
auf Religionsfreiheit?

Das Recht auf „Gedanken-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit“ ist in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte der Vereinten Nationen (Art. 18) 
formuliert. Es ist völkerrechtlich ver-
bindlich verankert im Pakt für bürgerli-
che und politische Rechte der Vereinten 
Nationen (Art. 18), in einer Reihe von
UN-Konventionen ebenso wie in der 
Europäischen Menschenrechtskonventi-
on (Art. 9) und in den Verfassungen vie-
ler moderner Staaten. Das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland (Art. 
4) schützt die „Freiheit des Glaubens, 

Prof. Dr. Marianne Heimbach-Steins, 
Direktorin des Instituts für Christliche 
Sozialwissenschaft an der Universität
Münster

des Gewissens und die Freiheit des reli-
giösen und weltanschaulichen Bekennt-
nisses“ als „unverletzlich“ und gewähr-
leistet „die ungestörte Religionsaus-
übung“. Zudem schützt es die Gewis-
sensentscheidung gegen den Dienst mit 
der Waffe.

Die Trias von Religions-, Weltan-
schauungs- und Gewissensfreiheit bildet 
gemäß dem modernen Menschenrechts-
ethos einen konstitutiven Bestandteil 
der Freiheitsrechte jedes Menschen. Da-
mit sind weitreichende Implikationen 
für die allgemeine Handlungsfreiheit in-
dividueller Personen und – mittelbar – 
korporativer Akteure verbunden. Ge-
schützt sind die Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit („forum internum“) so-
wie die individuelle und gemeinschaftli-
che Religionsausübungsfreiheit („forum 
externum“) gegen jeden Zwang in religi-
ösen Dingen, einschließlich der Freiheit 
der Eltern zur religiösen Erziehung ih-
rer Kinder nach den eigenen Überzeu-
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gungen und der Freiheit, das religiöse 
Bekenntnis beziehungsweise die Welt-
anschauung zu wechseln. Gewährleistet 
ist die positive ebenso wie die negative 
Religionsfreiheit, also sowohl die Frei-
heit des Individuums, einen Glauben zu 
haben, zu bekennen und zu praktizie-
ren, als auch die Freiheit, keinen Glau-
ben zu haben, zu bekennen und zu 
praktizieren. Der Staat muss den fairen 
und diskriminierungsfreien Umgang mit 
religiöser und weltanschaulicher Vielfalt 
garantieren. Er ist daher darauf ver-
pflichtet, weltanschaulich neutral zu 
bleiben. Er darf sich folglich weder an 
ein bestimmtes religiöses Bekenntnis, 
etwa den christlichen Glauben bezie-
hungsweise eine seiner konfessionellen 
Ausprägungen, noch an eine bestimmte, 
zum Beispiel säkularistische oder laizis-
tische Weltanschauung binden. Unter 
dem Vorzeichen des Grundrechtes auf 
Religions-, Weltanschauungs- und Ge-
wissensfreiheit sind der Staat und seine 
Organe deshalb gehalten, den Religio-
nen und Weltanschauungen in der Hal-
tung „respektvoller Nicht-Identifikati-
on“ (Heiner Bielefeldt) zu begegnen. 
Den Gläubigen beziehungsweise An-
hängern bestimmter Weltanschauungen 
sind gleichberechtigte Entfaltungsmög-
lichkeiten ihrer individuellen und ge-
meinschaftlichen religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen und Praxen 
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zu sichern, ohne dass sich der Staat 
selbst mit einer dieser Optionen identi-
fizieren darf. In diesem Sinne ist der 
Staat gerade als Grundrechtsstaat in ei-
nem normativen Sinne säkular.

III. Religionsfreiheit ist ein Recht 
der Person, nicht der Religion

Das Recht auf Religionsfreiheit schützt
nicht abstrakt „Religion“ oder „Weltan-
schauung“, sondern die Freiheit der 
Person, sich zu einer Religion und/oder 
Weltanschauung zu verhalten. Der Staat 
ist der erste Adressat der Verpflichtung, 
die religiöse und weltanschauliche Frei-
heit sowie die Gewissensfreiheit der 
Bürgerinnen und Bürger zu achten und 
zu schützen. Aber auch die religiösen 
Institutionen sind aufgrund des Rechtes 
auf Religionsfreiheit verpflichtet, die 
Freiheit des Glaubens, der Religionsaus-
übung und sogar des Religionswechsels 
ebenso wie die Freiheit, nicht zu glau-
ben und keine Religion zu praktizieren, 
als Freiheit der jeweils Anderen zu res-
pektieren. Darin liegt für alle – religiö-
sen oder nicht-religiösen – Bekenntnis-
gemeinschaften, die einen Wahrheitsan-
spruch erheben, eine erhebliche Her-
ausforderung. Die Religionsfreiheit als 
individuelles Grundrecht verlangt also 
den einzelnen Gläubigen wie den Be-
kenntnisgemeinschaften ab, die von ih-
nen vertretene Wahrheitsauffassung 
nicht anders anzubieten als „kraft der 
Wahrheit selbst“, wie es explizit in der 

Erklärung des Zweiten Vatikanischen 
Konzils über die Religionsfreiheit „Dig-
nitatis Humanae“ festgehalten wird, 
und das heißt zugleich: im Respekt vor 
der Freiheit der Adressaten. 

Gegen ein tiefsitzendes Missverständ-
nis ist zu betonen: Das Menschenrecht 
auf Religionsfreiheit dient nicht dazu, 
eine Religion als solche (welche auch 
immer) unter „Artenschutz“ (Jürgen 
Habermas) zu stellen, sondern es 
schützt die Freiheit der Person, einen 
religiösen Glauben oder eine weltan-
schauliche Überzeugung zu haben oder 
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nicht zu haben, den eigenen religiösen 
Glauben oder die eigene weltanschauli-
che Überzeugung auch öffentlich zu be-
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kennen und individuell und gemein-
schaftlich zu praktizieren. Die im 19. 
Jahrhundert von der katholischen Kir-
che vehement vertretene, heute eher im
Kontext islamischer Staaten anzutref-
fende Auffassung, der Staat habe mit 
seinen Rechtsinstrumenten eine be-
stimmte Religion zu etablieren und zu 
schützen, deren Wahrheits- und Orien-
tierungsanspruch durchzusetzen und 
deren Dominanz zu sichern, verfehlt 
Anspruch und Charakter der Religions-
freiheit im Kern. Das Gleiche gilt etwa 
auch für Systeme, die den Staat auf eine
anti-religiöse beziehungsweise säkula-
ristische Position festlegen, oder für 
staatskirchliche Systeme. Alle diese 
Konstellationen unterlaufen die Norm 
der „respektvollen Nicht-Identifikation“ 
und negieren die gleiche Freiheit aller 
Personen sowie mittelbar aller religiö-
sen und weltanschaulichen Vereinigun-
gen, ein Bekenntnis und eine Überzeu-
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gung nicht nur im „Seelenkämmerlein“ 
zu haben, sondern auch öffentlich zu 
bekennen und zu praktizieren.

Das Menschen- beziehungsweise 
Grundrecht auf Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit basiert auf der Vor-
aussetzung eines personalisierten Ver-
ständnisses von Religion: Als religiöser
Glaube, als Bekenntnis und Praxis bil-
det sie ein spezifisches Potenzial der in-
dividuellen und gemeinschaftlichen 
Identitätsbildung und kann die Fähig-
keit, das eigene Leben zu verantworten 
und zu reflektieren, unterstützen. Unter 
solchen Vorzeichen ist Religion nicht 
als Relikt vormoderner Zeiten abzutun, 
das zu überwinden schon per se ein 
Symptom gesellschaftlicher Modernität 
wäre. Religion und Weltanschauung 
bergen in der Pluralität ihrer Erschei-
nungsformen Potenziale der Humanität,
deren Entfaltung durch die staatlich ga-
rantierte gesellschaftliche Ordnung zu
ermöglichen und zu fördern ist. Dass
Religion und Weltanschauung auch in 
das Gegenteil umschlagen können, ist 
kein Gegenargument, zwingt aber dazu, 
die grundlegende Ambivalenz menschli-
cher Freiheit und die Erfahrung ernst zu 
nehmen, dass religiöse wie weltan-
schauliche Potenziale immer dem Risi-
ko des Missbrauchs und der Perversion 
ausgesetzt sind. 

Der aus dem Recht auf religiöse und 
weltanschauliche Freiheit erwachsende 
Anspruch an den Staat, die Möglichkeit 
des öffentlichen Ausdrucks solcher 
Überzeugungen zu sichern, bedeutet 
nicht, diese seien von Staats wegen vor 
Provokationen und Infragestellungen zu
bewahren. Religiöse wie nicht religiöse 
Traditionen, Überzeugungen und Argu-
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mente müssen sich dem Streit der Über-
g g g

zeugungen stellen. Sie müssen bereit 
sein, das Eigene, für das Respekt einge-
fordert wird, nach Möglichkeit zu plau-
sibilisieren und angesichts von Bestrei-
tungen zu rechtfertigen. Ein Beispiel für
solche Bemühungen religiöser Akteure 
um Plausibilisierung des Eigenen bot 
die heftige öffentliche Debatte, die das 
Kölner OLG-Urteil zur religiösen, im 
konkreten Fall: muslimischen Knaben-
bescheidung (2012) auslöste. Betroffen 
waren nicht nur die Muslime, sondern 
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auch die jüdische Gemeinde in Deutsch-
land. Verantwortungsträger aus den be-
troffenen Religionsgemeinschaften, aber 
auch aus den Kirchen mobilisierten 
theologische Expertise, um in einer ag-
gressiv aufgeheizten Debattenlage die
innerreligiöse Bedeutung dieser symbo-
lischen Praxis zu erklären und zu recht-
fertigen. 

Die Bereitschaft öffentlicher Recht-
fertigung des Eigenen ist jedoch von re-
ligiösen wie nicht-religiösen Überzeu-
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gungen zu erwarten. Es widerspräche 
dem Anspruch auf Fairness, Diskrimi-
nierungsfreiheit und Gleichbehandlung, 
nur religiöse Überzeugungen unter eine 
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besondere Legitimationspflicht zu stel-
len und ihnen damit per se die Legitimi-
tät streitig zu machen – sei es im Zei-
chen eines Rationalitätsverständnisses, 
das für Religion keinen Sensus hat, oder 
im Zeichen eines Generalverdachts der 
sozialen Unverträglichkeit, der gegen 
Religion erhoben wird.

Respekt vor weltanschaulicher und 
religiöser Vielfalt schlägt sich in einer 
menschenrechtlichen Ordnung nieder, 
die dem herausfordernden Umgang mit 
der Pluralität und der Konkurrenz von 
Überzeugungen und Bekenntnissen ei-
nen Rahmen gibt. Sie schützt religiöse
und nicht-religiöse Überzeugungen 
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grundsätzlich in gleicher Weise und 
nimmt die politischen Gemeinwesen in 
die Pflicht, den öffentlichen Raum so zu 
entwickeln und zu pflegen, dass die 
Einzelnen ihre Freiheitsrechte in einer
komplexen Gesellschaft individuell und 
gemeinschaftlich wahrnehmen können. 

Wie ist dann aber mit der Forderung 
nach dem Schutz religiöser Identitäten 
umzugehen, sei es im Konflikt zwischen 
Ansprüchen verschiedener religiöser 
oder weltanschaulicher Bekenntnisse 
oder im Konflikt mit anderen Grund-
rechtsansprüchen? Entsprechende For-
derungen können sich auf die Behaup-
tung traditioneller Mehrheiten bezie-
hen, die in europäischen Kontexten
zum Beispiel unter Berufung auf die 
prägenden christlichen Traditionen mit 
Formeln wie „christliches Abendland“, 
„christliche Leitkultur“ oder ähnliches 
geltend gemacht werden. Oder es kann 
der Schutz von Minderheiten eingefor-
dert werden, beispielsweise von den be-
ziehungsweise für die in verschiedene 
europäische Gesellschaften eingewan-
derten Musliminnen und Muslimen, für 
die in Deutschland gegenwärtig erneut 
antisemitischen Ressentiments (unter 
anderem von Muslimen) ausgesetzten 
Juden, aber auch für kleinere Gruppen 
wie die Bahai oder die Yeziden.

Die Sicherung der Freiheit zur Religi-
onsausübung kann zwar in bestimmten 
Konstellationen Maßnahmen zum 
Schutz religiöser Minderheiten erfor-
dern. Dabei ist jedoch Vorsicht geboten 
gegenüber der Gefahr, unterschiedliche 
Kategorien – etwa Ethnie, Kultur und 
Religion – miteinander zu verwechseln 
oder zu vermischen. Auch wenn es ge-
rade im Zusammenhang mit dem Schutz 
von Minderheiten empirisch plausible 
Gründe gibt, eine gewisse Nähe von Re-
ligion und Ethnizität anzunehmen, ist 
eine Ethnisierung des Religionsbegriffs, 
wie sie zum Beispiel in der Programma-
tik der AfD in Bezug auf den Islam zu 
beobachten ist, höchst bedenklich. Reli-
giöse Bekenntnisse und Überzeugungen 
können in anderer Weise zum Gegen-
stand kritischer Diskurse werden als 
ethnische Merkmale: Letztere werden 
eher „im Modus narrativer Selbstverge-
wisserung“ (Heiner Bielefeldt) zum The-
ma. Hingegen müssen die Anhänger ei-
nes religiösen oder weltanschaulichen 
Bekenntnisses wie auch die Gegner der 
Religion die grundsätzliche Pluralität 
von Religion und Weltanschauung er-
tragen und sich gegebenenfalls der Aus-
einandersetzung in der Gesellschaft 
stellen, wollen sie ihren Positionen und 

Das Recht auf Religionsfreiheit schützt 
nicht abstrakt eine „Religion“ oder 
„Weltanschauung“, sondern die Freiheit 
der Person, sich zu einer Religion zu 
bekennen und sie frei auszuüben. 

Öffentliche Fronleichnamsprozessionen
– wie hier im Jahr 2017 durch München 
– sind ein Ausdruck dieser Religions-
freiheit. 

Wertoptionen öffentlich Ausdruck und 
Anspruch auf Geltung verleihen.

Aus dem gleichen Grund darf Religi-
onsfreiheit auch nicht vorschnell und 
harmonistisch mit Religionsfrieden 
gleichgesetzt werden. Das Streben nach 
einer respektvollen Austragung religiö-
ser und weltanschaulicher Differenzen 
ist etwas grundlegend Anderes als ein 
Diskussionsverbot „de rebus religionis“, 
das auf eine Art Tabuisierung hinauslie-
fe. Ein Harmoniekonzept zu postulie-
ren, das eventuell sogar staatlich „behü-
tet“ werden sollte, würde die Freiheit 

der Religionsausübung gefährden. Prüf-
stein der Freiheitlichkeit sind sowohl 
auf Seiten des Staates als auch auf Sei-
ten der Religionsgemeinschaften selbst 
insbesondere der Umgang mit Mission 
und Konversion. Religionsfreiheit als 
Recht der Person schützt grundsätzlich 
beides. Indem sie auch hier die Freiheit 
des Subjekts an die erste Stelle setzt, 
nicht etwa das Interesse einer Religions-
gemeinschaft, Mitglieder zu werben, er-
legt sie den Religionsgemeinschaften 
aber Grenzen des rechtlich wie ethisch 
Zulässigen auf.

IV. Das Recht auf Religionsfreiheit ist 
in der religiös und weltanschaulich 
heterogenen Gesellschaft umstritten

Dem Staat obliegt es, die in unserer 
Verfassung durch Art. 4 GG umschrie-
benen religiösen Freiheiten zu achten, 
zu schützen und zu gewährleisten. Sie
bilden – so meine These – den grundle-
genden Maßstab der Religionspolitik. 
Diese Verhältnisbestimmung und der 
entsprechende Auftrag an den Grund-
rechtsstaat blieben weitgehend unbe-
stritten, solange die Gesellschaft in welt-
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Auch junge Menschen interessierten 
sich für das Thema Menschenrechte.

anschaulicher und religiöser Hinsicht 
als relativ homogen wahrgenommen
wurde, die überwiegende Mehrheit ih-
rer Mitglieder einer christlichen Groß-
kirche angehörte und sich andersreligi-
öse, a-religiöse oder anti-religiöse welt-
anschauliche Ansprüche kaum offensiv 
artikulierten. Erst unter den Bedingun-
gen gesteigerter religiöser und weltan-
schaulicher Pluralität und Heterogenität 
sowie der Herausforderung, mit als 
„fremd“ erfahrenen religiösen Traditio-
nen umzugehen, ist das religiöse Frei-
heitsrecht verstärkt zum Gegenstand ju-
ristischer, politikwissenschaftlicher und 
ethischer Debatten sowie periodisch 
aufflammender öffentlicher und immer 
wieder auch gerichtlicher Auseinander-
setzungen geworden. Der grundlegende 
Charakter des religiösen Freiheitsrechts 
für eine (zurückhaltende, Freiräume si-
chernde) Religionspolitik des Staates 
steht nicht mehr außer Frage. 

Entsprechende Debatten sind keines-
wegs akademische Glasperlenspiele. Sie 
betreffen die gegenwärtig herausfordern-
de religionspolitische Lage in Deutsch-
land. Einige Beispiele: Rechtspopulis-
tische Kräfte wollen das Recht auf Reli-
gionsfreiheit des deutschen Grundgeset-
zes einem Kulturvorbehalt unterwerfen;
führende Politiker der C-Parteien haben 
eine generelle staatliche Kontrolle mus-
limischer Gottesdienste und Predigten 
gefordert; die in der Tradition des Ju-
dentums wie des Islams tief verankerte 
religiöse Praxis der rituellen Beschnei-
dung von Knaben wurde im Jahr 2012 
durch ein Gerichtsurteil kriminalisiert, 
dessen Begründung die Religionsfreiheit
den anderen relevanten Grundrechten 
generell unterordnet und damit als
Grundrecht faktisch außer Kraft setzt. 
Die Beispiele verdeutlichen: Ansprüche 
aus dem Recht auf Religionsfreiheit kön-
nen mit konkurrierenden Grundrechts-
ansprüchen in Konflikt geraten. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass notwendige 
Auseinandersetzungen zulasten der Reli-
gionsfreiheit ausgetragen werden, scheint
unter den Bedingungen stark ausgepräg-
ter weltanschaulicher Pluralität und He-
terogenität zu wachsen. Prominente 
Konfliktlinien betreffen in diesem Zu-
sammenhang unter anderem das Verhält-
nis von Religions-, Meinungs- und Kunst-
freiheit sowie die Frage nach der Deu-
tungshoheit über das, was zum Schutzbe-
reich der Religionsfreiheit gehört. 

V. Religionsfreiheit ist mehr 
als Meinungsfreiheit

Gegenüber der Religionsfreiheit als 
Menschenrecht wird immer wieder ein-

gewendet, sie sei eigentlich nur ein Un-
terfall der Meinungsfreiheit – so wie 
schon die französische Erklärung der 
Menschen- und Bürgerrechte aus dem 
Jahr 1791 kein eigenes Recht auf Religi-
onsfreiheit kodifizierte, sondern „selbst 
die religiösen“ Ansichten dem Schutz-
bereich der Meinungsfreiheit zuordnete 
(Art. 10). In der Aufnahme des Rechtes
auf Religions-, Weltanschauungs- und 
Gewissensfreiheit in den Kanon der 
modernen Menschenrechte, in eine Rei-
he internationaler rechtlicher Normen-
kodizes und in viele daran orientierte
Staatsverfassungen hat die Erfahrung 
Ausdruck gefunden, dass diese Unter-
ordnung offenbar zu kurz greift. Dafür 
spricht der spezifische Charakter des 
Schutzgutes der Religionsfreiheit: Die 
Freiheit der Religion und der Weltan-
schauung werden als grundlegendes Po-
tential für die Selbstentfaltung der Per-
son geschützt. Glaube sowie religiöser
und weltanschaulicher Selbstausdruck 
betreffen die Frage des Menschen nach 
sich selbst, nach Sinn und Ziel seines 
Daseins und des Seins im Kern. Damit
ist eine Qualität, Tiefe und Dichte der 
als schutzwürdig behaupteten Überzeu-
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gungen angesprochen, die nicht mit 
dem Schutzbereich der Meinungsfrei-
heit identisch gesetzt werden kann. 
Weit über die Freiheit, eine Meinung zu 
haben und zu äußern, hinaus geht es le-
bensgeschichtlich umfassender um die 
Freiheit, sich auf den existenziellen 
Ebenen der inneren Überzeugung („fo-
rum internum“) wie der kultischen be-
ziehungsweise rituellen und der ethi-
schen Praxis („forum externum“) durch 
den eigenen Glauben oder die eigene 
Weltanschauung bestimmen zu lassen 
und dies auch im Raum des Sozialen 
nicht verbergen zu müssen.

Für die Glaubens- und Gewissens-
freiheit gilt aus eben diesem Grund ab-
soluter Schutz. Der Schutz der Religi-
onsausübungsfreiheit kann hingegen nie 
absolut sein, denn hier muss mit kon-
kurrierenden Freiheitsansprüchen (Drit-
ter) gerechnet werden, sodass ein fairer 
Ausgleich zwischen den berechtigten 
Ansprüchen gesucht werden muss. In 
einer freiheitlichen rechtsstaatlichen 
Ordnung sind Freiheitseinschränkungen 
jedoch streng als Ausnahme von der Re-
gel zu behandeln und unterliegen einer 
Rechtfertigungspflicht. Sie müssen auf 
einer gesetzlichen Regelung basieren, 
transparent, nachvollziehbar und ver-
hältnismäßig sein und auf das geringst-
mögliche Maß limitiert bleiben. Eine 
Beschränkung der Religionsausübungs-
freiheit darf diese zudem nicht einfach 
aufheben. Und im Zweifelsfall soll die 

Regel – also die religiöse Freiheit als 
Recht jedes Menschen – gelten.

Spektakuläre Konflikte um das Ver-
hältnis der Grundrechte von Religions-, 
Meinungs- und Kunstfreiheit – oder 
eher: um die Legitimität religionskriti-
scher Meinungsäußerungen – beschäfti-
gen seit dem Streit um die in der däni-
schen Zeitung Jyllands Posten (2005) 
veröffentlichten Mohammed-Karikatu-
ren immer wieder die mediale Öffent-
lichkeit, in einigen Fällen auch Gerich-
te. Vor allem mit der Diskussion um die 
Abschaffung des Blasphemie-Paragra-
phen kam das Thema auch auf die poli-
tische Tagesordnung. Mit der islamisti-
schen Gewalteskalation gegen das fran-
zösische Satiremagazin „Charlie Hebdo“ 
2015 hat sich diese Auseinandersetzung 
dramatisch zugespitzt. Bereits die Dro-
hungen gegenüber dem Autor der däni-
schen Karikaturen, erst recht aber die 
Terrorakte von Paris negieren gewalt-
sam die Meinungs-, Presse- und Kunst-
freiheit als solche und berufen sich da-
für – missbräuchlich – auf die Religion. 
Sie sprengen damit den menschenrecht-
lichen Anspruch überhaupt, der nur als 
unteilbarer Zusammenhang personaler 
Freiheit(en) denkbar ist. Selbst wenn 
dieser Antagonismus nicht mit physi-
scher Gewalt beziehungsweise mit Waf-
fengewalt ausgetragen wird (wodurch 
der angeblich religiöse Anspruch sich 
nach allgemeinem Dafürhalten ohnehin 
delegitimiert), liegt darin nicht nur ein 
Angriff auf die Freiheit der Presse, der
Kunst und der Meinungsäußerung. 
Ebenso handelt es sich um einen An-
griff auf die Glaubens- und Religions-
freiheit selbst, weil und insofern ein he-
gemonialer Anspruch gegenüber den 
geistigen Freiheiten im Namen einer 
Wahrheit, im Namen Gottes oder des 
Propheten behauptet wird.

VI. Konflikte um religiöse Symbole 
manifestieren das Ringen um gleiche 
Religionsfreiheit

In den Streitigkeiten darüber, wann 
und wo religiöse Symbole und kultische 
Praktiken erlaubt oder verboten sind
oder sein sollen, schlägt sich das gesell-
schaftliche Ringen um gleiche Freiheit 
der Religionsausübung sinnenfällig und 
öffentlichkeitswirksam nieder. Seit 
mehr als zwei Jahrzehnten beschäftigen 
Konflikte um das christliche Kreuz, um 
religiöse Kleidervorschriften und andere 
sichtbare Zeichen der Präsenz von Reli-
gion Gesetzgeber, Gerichte und mediale
Öffentlichkeit europäischer Gesellschaf-
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ten: Ob Kreuze und Kruzifixe in Schu-
len und Gerichtsgebäuden mehrheitlich 
christlich geprägter Gesellschaften hän-
gen dürfen; ob muslimische Mädchen 
und Frauen in der Öffentlichkeit ein
g

Kopftuch tragen dürfen; ob die Ganz-
körperverschleierung muslimischer 
Frauen toleriert, generell oder in be-
stimmten Kontexten des öffentlichen 
Lebens verboten werden soll; wie es 
sich mit religiösen Kleiderordnungen 
für Staatsbedienstete in Schulen und 
Gerichten verhält – und wie in diesen
sensiblen Fragen der gleichen Religions-
freiheit Genüge getan wird; ob und un-
ter welchen Bedingungen in westeuro-
päischen Städten Moscheen – mit oder 
ohne Minarett – gebaut werden dürfen.

Bei den angesprochenen Streitgegen-
ständen geht es einerseits um die 
Durchsetzung gleicher Religionsfreiheit 
und andererseits um die kontextuell zu 
klärende Reichweite der Religionsaus-
übungsfreiheit im Verhältnis zu bezie-
hungsweise im Konflikt mit konkurrie-
renden Freiheitsansprüchen. Die Prä-
senz religiöser Symbole ist ein öffentli-
ches Konfliktthema, das immer wieder 
durch neue Auseinandersetzungen be-
feuert wird. Nicht immer werden im 
Raum der gesellschaftlichen Debatte 
Lösungen gefunden, die den Ansprü-

chen aller Beteiligten gerecht werden 
und sozial befriedend wirken. In ent-
sprechenden Konflikten werden häufig 
die Gerichte angerufen. Vor allem bei 
neuartigen Konfliktlagen, bei einer ge-
richtlichen Neubewertung religiös moti-
vierter Praktiken oder in einer die reli-
gionspolitischen Erwartungen der Be-
völkerung erheblich verändernden ge-
sellschaftlichen Gesamtlage ist der Ge-
setzgeber gefragt.

Dass es keineswegs immer und aus-
schließlich um „den Islam“ als „fremde“ 
Religion geht, zeigen die vor nationalen
und europäischen Gerichten ausgetra-
genen Streitfälle um Kreuze in Schulen. 
Die Frage nach dem legitimen Ort der 
Bekundung religiöser Überzeugungen 

g gg

und Bekenntnisse – sichtbar repräsen-
tiert in ihren Symbolen – wird offenbar 
in einer religiös und weltanschaulich 
heterogenen Gesellschaft insgesamt neu 
gestellt. Sie ist geeignet, die Gemüter, 
seien sie religiös oder areligiös, gottgläu-
big oder atheistisch, zu erhitzen und die 
Gesellschaft zu polarisieren. Allerdings 
werden religionsbezogene Auseinander-
setzungen gegenwärtig häufig durch is-
lamfeindliche Regungen veranlasst oder
geschürt, die nicht zwischen Islam und 
Islamismus unterscheiden, notwendige 
Differenzierungen in polemischer Ab-
sicht negieren und mit simplifizierenden 
und diskriminierenden Wahrnehmungs-
mustern populistisch agitieren.

Mit der islamistischen Ge-
walteskalation gegen das 
französische Satiremagazin 
„Charlie Hebdo“ 2015 hat 
sich die Auseinanderset-
zung dramatisch zugespitzt.

Wenn die Präsenz religiöser Symbol-
sprache in der Öffentlichkeit zum 
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Streitgegenstand wird, drängt sich die 
Frage auf, wem die Deutungshoheit dar-
über zukommt. Darf oder muss, wenn 
religiöse Selbstdeutungen durch externe 
Interpretationen in Frage gestellt wer-
den, der Staat in Gestalt der Jurisdik-
tion als „neutraler“ Dritter dazwischen-
treten, oder wird damit das Gebot der 
weltanschaulichen Neutralität des Staa-
tes gerade verletzt? Antworten darauf 
sind nicht einfach zu geben: Einerseits 
darf der Staat die Individuen und die 
religiösen Akteure, die ihre Religion 
sichtbar auszudrücken wünschen, als 
erste Interpreten ihrer Ausdrucksfor-
men nicht „enteignen“. Andererseits 
kann er beziehungsweise können die 
staatlichen Gerichte als Schlichter ge-
sellschaftlicher und politischer Ausein-
andersetzungen um konkurrierende 
Geltungsansprüche religiöser Selbst- 
und Fremddeutungen aber auch nicht 
völlig auf eine inhaltliche Auseinander-
setzung mit dem umstrittenen Symbol
verzichten. Alle Beteiligten stehen hier 
vor hohen Anforderungen, um die
zur Debatte stehenden, typischerweise
nicht konfliktfrei auszutarierenden An-
sprüche im gegenseitigen Respekt vor 
der grundrechtlichen Gleichheit der Be-
troffenen zu einem Ausgleich zu brin-
gen.

Die Frage nach der Deutungshoheit 
über religiöse Symbole verweist schließ-
lich darauf, dass auch Grundrechtsan-
sprüche nicht „freischwebend“ existie-
ren, sondern in konkreten gesellschaft-
lich-kulturellen Kontexten geltend ge-
macht werden, die immer auch durch 
religiöse und/oder weltanschauliche 
Traditionen mitgeprägt sind, sich im ge-
sellschaftlichen Wandel je neu bewäh-
ren oder der Überprüfung aussetzen 
müssen. Ein – von Konnotationen zum 
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Islam vollkommen unabhängiges – Bei-
spiel für solche Auseinandersetzungen 
ist der im Herbst 2016 vehement ge-
führte Streit zwischen der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und 
den Kirchen auf der einen Seite und 
den Interessenvertretungen des Handels 
und der Kommunen auf der anderen 
Seite um Beschränkung beziehungs-
weise Abschaffung verkaufsoffener
Sonntage. 

VII. Fazit: Religionsfreiheit fordert 
den Staat und die Gesellschaft heraus

Aus den bisherigen Überlegungen er-
gibt sich ein vielschichtiges Bild: Die 
grundsätzliche Trennung zwischen den 
Sphären von Politik und Religion, Staat 
und Kirchen sowie Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften, politi-
schen Regelungs- beziehungsweise 
Durchsetzungsansprüchen und religiö-
sen beziehungsweise weltanschaulichen 
Wahrheits- und Geltungsansprüchen im 
modernen Grundrechtsstaat konstitu-
iert einen gesellschaftlichen Raum welt-
anschaulicher und religiöser Freiheit. In
diesem staatlich geschützten und garan-
tierten Raum, in dem geistige Freiheiten
öffentlichen Ausdruck finden und in
Handeln umgesetzt werden können, 
treffen Überzeugungen und Bekenntnis-
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se religiöser wie nicht-religiöser Prove-
nienz aufeinander. Mit der im Grund-
rechtsstaat gegebenen Freiheitsgarantie 
wird in der Gesellschaft die Möglichkeit 
gesichert, dass Religionen und Weltan-
schauungen als Quellen existentieller 
Orientierung und sinnstiftender Praxen 
wirken können. Zugleich liegt darin der 
Anspruch an alle Rechtsgenossen, aner-
kennend mit der gleichen Freiheit der 
Verschiedenen umzugehen und in ei-
nem dauerhaften Prozess einen zwar 
kaum spannungsfreien, gleichwohl 
friedfertigen Ausgleich zwischen kon-
kurrierenden Freiheitsansprüchen und 
Konzeptionen des Zusammenlebens zu 
suchen. Das individuelle Recht auf Reli-
gions-, Weltanschauungs- und Gewis-
sensfreiheit fordert mithin staatliche wie 
gesellschaftliche Akteure als Verantwor-
tungsträger heraus.

Der Staat ist als Garant des Freiheits-
rechts gehalten, um der Freiheit der 
Bürgerinnen und Bürger willen gegen-
über den Inhalten religiöser Bekennt-
nisse und weltanschaulicher Überzeu-
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gungen grundsätzlich abstinent zu blei-
ben; gleichzeitig kommt er aber weder 
als gesetzgebende noch als rechtspre-
chende Gewalt umhin, zumindest for-
male Kriterien dessen zu bestimmen, 
was als Religion oder Weltanschauung 
unter den Schutzbereich des Rechts
fällt, und muss Schutzansprüche oder
deren Verweigerung der Sache nach be-
gründen können.

So sehr der Schutz der Religionsfrei-
heit primär Aufgabe des Rechtsstaates 
ist, so wenig kann die reale Freiheit des 
Glaubens und des Gewissens sowie der 
Religionsausübung allein durch Recht 
und Gesetz gesichert werden. Die Aner-
kennung wechselseitiger Rechtsansprü-
che durch die religiös beziehungsweise 
weltanschaulich verschiedenen Mitglie-
der einer Gesellschaft verlangt vielmehr 
auch von diesen selbst zumindest eine
Haltung des gegenseitigen Respekts. Sie 
ist weder durch das Recht zu ersetzen
noch voll und ganz durch Recht einzu-
holen und zu garantieren. Komplemen-
tär dazu sind die Mitglieder einer welt-
anschaulich pluralen Gesellschaft sowie 
die gesellschaftlichen Repräsentations-
instanzen religiöser und weltanschauli-
cher Überzeugungen herausgefordert, 
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die geistigen Freiheiten eines jeden 
Menschen – gleich welchen Bekennt-
nisses und welcher Überzeugung – zu 

g

achten und zur Verwirklichung und 
Pflege eines gesellschaftlichen Klimas 
beizutragen, in dem Konkurrenz und 

Nach einem erneuten antisemitischen 
Übergriff demonstrierten Berliner Bürger 
am 25. April 2018 unter dem Motto 
„Berlin trägt Kippa“ gegen diese und 
andere Angriffe auf die Religionsfreiheit 
in ihrer Stadt. 
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Konflikt im wechselseitigen Respekt 
und in Anerkennung dieser jedem Men-
schen eigenen, gleichen Freiheit ausge-
tragen werden können. 

Der Bereitschaft der Bürgerinnen
und Bürger, den Vertreterinnen und 
Vertretern nicht geteilter Überzeugun-

g

gen Respekt entgegenzubringen, ent-
spricht die Haltung der Toleranz gegen-
über deren nicht geteilten, gegebenen-
falls ausdrücklich abgelehnten Überzeu-
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gungen, solange diese nicht ihrerseits 
die Grundlagen eines respektvollen Mit-
einanders untergraben, wie im Fall von 
(antireligiöser) Hassrede und jeder 
Form von Gewaltanwendung gegen An-
dersglaubende beziehungsweise -den-
kende.

Insofern gilt grundlegend: An der für 
moderne westliche Gesellschaften cha-
rakteristischen religiösen Pluralisierung 
muss sich nicht nur die rechtliche Ga-
rantie der Religionsfreiheit, sondern 
auch die den gesellschaftlichen Diskurs 
tragende Überzeugung vom menschen-
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rechtlichem Charakter der Religions-, 
Gewissens und Weltanschauungsfreiheit 
bewähren. Mein sozialethisches Plädo-
yer für die Verteidigung der Religions-
freiheit als Grundrecht schließt deshalb
ein Plädoyer für einen verantwortlichen
Umgang aller Gesellschaftsmitglieder 
mit dem religiösen Freiheitsrecht ein. 
Damit sind beträchtliche Herausforde-
rungen an ein gesellschaftliches Ethos 
der Religionsfreiheit verbunden: Es geht
um die (sozial-)moralischen Vorausset-
zungen, die gesichert und gepflegt wer-
den müssen, damit Religions-, Weltan-
schauungs- und Gewissensfreiheit in
der weltanschaulich und religiös hetero-
genen Gesellschaft gelebt werden und 
gelingen kann. Die Grenze dessen, was 
in der weltanschaulich pluralen Öffent-
g g

lichkeit Platz hat, verläuft nicht zwi-
schen Religion und Nicht-Religion, son-
dern zwischen der Bereitschaft zur res-
pektvollen Konfliktaustragung auf der 

einen Seite und dem Versuch, das Eige-
ne hegemonial, gegebenenfalls gewalt-
sam gegen konkurrierende Überzeugun-
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gen durchzusetzen, auf der anderen Sei-
te. Weltanschauliche und/oder religiöse 
Spannungen werden nicht dadurch ge-
löst, dass irritierende Überzeugungen 
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durch staatliches Eingreifen in die Pri-
vatsphäre verwiesen und aus dem öf-
fentlichen Raum verbannt werden. Die 
Auseinandersetzung um konkurrierende
Geltungsansprüche gehört grundsätz-
lich in den Raum der gesellschaftlichen 
Öffentlichkeit.

In weltanschaulich pluralen Gesell-
schaften, in denen keine selbstverständ-
liche „kulturelle Affinität“ zu einer be-
stimmten Religion, Religionsgemein-
schaft beziehungsweise Kirche voraus-
gesetzt werden kann, tragen deshalb
auch Kirchen und Religionsgemein-
schaften ebenso wie nicht religiöse 
Weltanschauungsgemeinschaften als ge-
sellschaftliche Akteure und als Reprä-
sentanten religiöser Bekenntnisse und 
Überzeugungen eine Verantwortung für 

g

das Gut der religiösen und weltan-
schaulichen Freiheit. Sie bezieht sich
vor allem darauf, ihr jeweiliges Selbst-
verständnis zumindest in Grundzügen 
öffentlich nachvollziehbar zu erschlie-
ßen. Sie müssen darlegen können, wo-
für die von ihnen repräsentierten Gläu-
bigen den Schutz ihrer religiösen Frei-
heit beanspruchen – anders gesagt, in-
wiefern das von ihnen repräsentierte 
Bekenntnis und dessen (öffentliche) 
Ausdrucksgestalten schützenswert sind.

An dem in meinem Argumentations-
gang mehrfach aufgerufenen Beispiel 
der Auseinandersetzung um die religiös 
motivierte Knabenbeschneidung wird 
dies exemplarisch deutlich: Die Bedeu-
tung einer in der Gesellschaft umstritte-
nen (und auch in Teilen der betroffenen 
religiösen Gemeinschaften diskutierten)
Praxis erschließt sich für Außenstehen-
de nicht „von selbst“. Was sie für das 

religiöse Selbstverständnis und die reli-
giöse Zugehörigkeit bedeutet, können 
authentisch nur die „Insider“ bezie-
hungsweise deren Repräsentanten er-
schließen. Indem sie sich darum bemü-
hen, können sie zwar nicht damit rech-
nen, Kritiker zu überzeugen. Es geht je-
doch um eine Voraussetzung wechsel-
seitigen Respekts: dem Gegenüber die 
Möglichkeit zu eröffnen, die Binnenlo-
gik des Religiösen zumindest kennen zu 
lernen und das, was dem religiösen 
Selbstverständnis heilig ist, wenn nicht 
Anerkennung, so doch ein Mindestmaß 
an Achtung zu verschaffen. Je weniger 
damit gerechnet werden kann, dass die 
Gesellschaftsmitglieder einen Bezug zu 
bestimmten Bekenntnissen und Über-
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zeugungen haben und je weniger eine 
Gesellschaft „religiös alphabetisiert“ ist, 
umso wichtiger wird es, dass die religiö-
sen Akteure sich nicht in eine Aura des 
Geheimnisvollen zurückziehen, son-
dern versuchen, die Eigenlogik religiö-
ser Überzeugung und ihrer Ausdrucks-
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formen öffentlich zu plausibilisieren, 
wenn denn der zuvor besprochene An-
spruch, Konflikte im Sinne des gleichen
religiösen Freiheitsrechtes respektvoll 
und im Geist der Toleranz gegenüber 
den nicht geteilten Bekenntnissen zu lö-
sen, eine Chance auf Gelingen haben 
soll. �

Eine erweiterte Fassung dieses Beitrags 
erschien im März 2018 unter dem Titel 
„Gleiche Religionsfreiheit. Status und 
Stellenwert eines komplexen menschen-
rechtlichen Anspruchs“, in: Daniel 
Gerster/Viola van Melis/Ulrich Willems 
(Hg.): Religionspolitik heute. Problem-
felder und Perspektiven in Deutschland, 
Herder Verlag Freiburg.
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Meinungsfreiheit in Zeiten von Hassrede 
und Fake News 
Alexander Filipović

I. Einleitung

Das Grundrecht der Meinungsfreiheit 
gilt als einer der wichtigsten Maßstäbe 
für den Zustand eines demokratischen
Rechtsstaates. Die Meinungsfreiheit 
oder Meinungsäußerungsfreiheit ist das
gewährleistete individuelle Recht auf 
freies Sprechen und (öffentliche) Ver-
breitung einer Meinung in allen Über-
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tragungsmitteln. Englische Ausdrücke 
sind „Freedom of Expression“ oder 
„Freedom of Speech“. Es handelt sich 
um ein individuelles Grundrecht gegen 
die Staatsgewalt. Oft ist damit das Ziel 
verbunden zu verhindern, dass die öf-
fentliche Meinungsbildung und damit 
auch die öffentliche Auseinanderset-
zung mit Regierung und Gesetzgebung 
beeinträchtigt werden.

Dieses Grundrecht steht unter Druck 
oder wenigstens in dauernder Diskussi-
on. Totalitäre Staaten oder Staaten, die 
auf dem Weg dahin sind, schränken für
gewöhnlich dieses Recht als erstes ein. 
Andersdenkende und Publizisten einzu-
sperren widerspricht unserem Verständ-
nis von Demokratie massiv. Ein Beispiel 
für die dennoch stattfindenden Diskus-
sionen wäre die „Affäre“ Jan Böhmer-
mann: Dieser hatte ein als „Schmähkri-
tik“ tituliertes Gedicht in seiner Sen-
dung vorgetragen und darin den türki-
schen Präsidenten massiv beleidigt. Die-
se Performance war eine Antwort auf 
die Reaktion Erdogans zu einem Bei-
trag in der Sendung „extra3“: Der türki-
sche Präsident war über den recht 
harmlosen Beitrag so verärgert, dass er 
den deutschen Botschafter zweimal ins
türkische Außenministerium in Ankara 
einbestellte. Böhmermann hat in seiner 
Performance deutlich gemacht, dass es 
Grenzen für Satire gibt, aber die extra3-
Sendung eben diese Grenzen nicht 
überschritten hatte. Böhmermann zeigte 
mit seiner Aktion, was nicht erlaubt ist, 
also was nicht gedeckt ist durch Grund-
rechte. In genialer Weise trieb er die Sa-
tire damit künstlerisch auf die Spitze 
und brachte damit – wie beabsichtigt – 
die Situation mit Erdogan zur Eskalati-
on. Interessant war zu beobachten, wie 
Politik, Medien und Öffentlichkeit da-
mit ziemlich überfordert waren. Kurz: 
Satire ist immer ein schwieriger Fall für 
die Meinungsfreiheit; das Ausreizen des 
Grundrechtes irritiert, ist aber vielleicht
als Kritikform notwendig.

Wenn wir über das Gewähren von 
Sprachrechten, aber auch das fallweise 
Einschränken und Regulieren von Spre-
chen und Meinen nachdenken, fällt uns 
die aktuelle, sehr sensible öffentliche 
Diskussion darüber auf: „Das wird man 
ja wohl noch sagen dürfen“ ist ein viel-
gesagter Satz heutzutage. Und in Foren 
und auf Social-Media-Plattformen erle-
ben wir an einigen wenigen Orten eine
hasserfüllte, aggressive Sprache, die 
dem unbedarften Leser wiederum die 
Sprache verschlägt. Und im Hinblick 
auf die grassierenden „Fake News“ 
müssen wir uns die Frage stellen: Ha-
ben Menschen ein Recht, Unwahrheiten 
zu verbreiten? Oder ist das gedeckt 
durch die Meinungsfreiheit?

Im Folgenden möchte ich zuerst 
über diese Phänomene sprechen, um 
dann kurz zu schildern, in welche Vari-
anten das Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung kodifiziert ist. In einem weiteren 
Schritt möchte ich dann mit ein paar 

Argumenten der britischen Philosophin 
Onora O’Neill überlegen, ob wir nicht 
weniger über Toleranz sprechen sollten
als besser über das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Zuletzt leite ich ein 
paar Überlegungen daraus ab für Poli-
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tik, Medien und uns Nutzerinnen und
Nutzer, die wir immer auch zugleich 
Produzenten sind.

II. Verstöße und der Kampf um 
Sprachnormen: Hassrede, 
Fake News und der Kampfbegriff 
Political Correctness

Die Normen, die unser Sprechen re-
geln, sind vielgestaltig. Man soll andere 
nicht beleidigen, man soll die Wahrheit 
sagen, und unliebsame Kommentare 
sollen nicht unterdrückt werden. Alle 
diese Regeln aber stehen zur Debatte,
bzw. gegen diese Regeln wird verstoßen, 
bewusst oder unbewusst, oder es gibt 
Klagen, dass sich keiner an diese Regeln 
hält. In den heutigen Diskussionen fal-
len drei Themenbereiche auf, an denen 
deutlich wird, wie das öffentliche Spre-
chen reguliert wird und wie die Regeln 
dafür zur Debatte stehen: Hate Speech, 
Fake News und die sogenannte „Politi-
cal Correctness“.

Hassrede
Im Zuge des starken Flüchtlingszu-

zugs konnte man in Deutschland ab un-
gefähr April 2015 eine steigende Ag-
gressivität in den Debatten beobachten. 
Besonders in den populären Sozialen 
Medien, also vor allem bei Facebook 
und zum Teil bei Twitter, fiel eine Häu-
fung von aggressiven, hasserfüllten und 
rassistischen Kommentaren auf. Oft ist 
von „Hassreden“ (Hate Speech), „Hass-
botschaften“ oder „Hasskommentaren“ 
die Rede, auch der Begriff Cyberhate 
wird benutzt. Hate Speech bedeutet ur-
sprünglich eine menschenfeindliche und 
rassistische Äußerung (Hate Speech) 
p g

gegenüber religiösen und ethnischen 
Gruppen. Heute ist Hate Speech die 
Chiffre für aggressive und hasserfüllte 
Sprache und Kommunikation mit den 
Mitteln digitaler Kommunikation. Hate 

Prof. Dr. Alexander Filipović, Professor 
für Medienethik an Hochschule für 
Philosophie München

Speech muss sich nicht immer gegen
Minderheiten richten; oft ist das Ziel 
des Hasses eine Politikerin, ein Autor 
oder ein Sportler.

Seit 2009 ist es zu einer geschätzten 
Verdreifachung von Hate Speech-Akti-
vitäten im Internet gekommen (Hafez 
2017). Bei der Durchsicht der Berichte 
und Untersuchungen ergibt sich durch-
aus das Bild, dass Hasskommentare in 
den letzten Jahren zugenommen haben. 
„An einigen Stellen“ ist dabei wichtig: 
Laute und aggressive Kommunikation 
rückt in den Vordergrund und tendiert 
dazu, moderate und sachliche Beiträge, 
selbst wenn sie kritisch sind, unsichtbar 
werden zu lassen. Ines Brodnig (2016) 
untersucht Dynamiken der onlineba-
sierten Hassreden, analysiert den Hass 
als Instrument in diesen Diskursräumen 
und betont die toxische Wirkung von 
Schimpfworten und verbalen Attacken. 
Sie glaubt nicht, dass die Digitalisierung 
und das Internet die Auslöser für den 
neuen Hass und die massive Aggressivi-
tät der Sprache sind. Sie zeigt aber, dass 
das Internet eine gesellschaftliche „Dis-
sonanz“ verstärken kann. 

Hate Speech ist ein weit verbreitetes 
Phänomen, das zeigt, wie sehr eine Ent-
tabuisierung öffentlicher Kommunikati-
on fortgeschritten ist.

Fake News
Wir leben in Zeiten, in denen die 

Lüge in ganz neuer Form salonfähig ist 
und in denen sich die Täuschung in der 
öffentlichen Kommunikation breit etab-
liert hat. Auf diesen Zustand macht der 
Begriff des „post-faktischen Zeitalters“ 
aufmerksam. Dabei ist es ein Missver-
ständnis, dass dieser Begriff zugleich 
meint, wir lebten einst in einem reinen 
„faktischen Zeitalter“. Denn natürlich 
gab es Lüge und Täuschung schon im-
mer. Neu ist also nicht, dass Unwahr-
heiten publiziert werden; neu ist, mit 
welcher Unverfrorenheit sich Lügnerin-
nen und Lügner zur Wehr setzen. Die
Erfindung des Ausruckes „Alternative
Fakten“ durch Kellyanne Conway, der 
Beraterin von US-Präsident Trump, in
einem Interview mit Chuck Todd ist ein
sprechender Beleg dafür. 

Wir leben im Zeitalter der Desinfor-
mation und erleben eine fundamentale 
Wahrheitskrise. Verantwortlich dafür 
sind eine Reihe von Faktoren, ein öko-
nomisch kriselnder Journalismus, gras-
sierender Vertrauensverlust in die klas-
sischen demokratischen Institutionen 
(einschließlich der Massenmedien). Wir 
leben, wie es Stephan Ruß-Mohl (2017) 
ausgedrückt hat, in einem Zeitalter der 
Desinformationsökonomie. Ruß-Mohl 
geht dabei von dem Begriff der Auf-
merksamkeitsökonomie aus, den der 
Österreicher Georg Franck (1998) ge-
prägt hat. Franck versucht mit dem Be-
griff zu zeigen, dass unsere Gesellschaft 
durch den Austausch und den Handel 
mit der knappen Ressource Aufmerk-
samkeit geprägt ist – nach Franck eine 
typisch spätmoderne Entwicklung. Ruß-
Mohl nun sieht nicht mehr Aufmerk-
samkeit, sondern Desinformation als 
Handelselement: Gesellschaft ist also 
geprägt durch den „Handel“ mit Desin-
formation. Das ist sicherlich eine tref-
fende Diagnose, die zeigt, wie tief die 
Täuschung etabliert ist, wie sehr die 
Lüge öffentlich salonfähig ist und dass 
dies nicht zufällig geschieht, sondern 
verbunden ist mit politischen, ideologi-
schen und anderen Interessen.

Political Correctness
Auch Ihnen wird der folgende Satz in 

letzter Zeit öfter begegnet sein: „Das 
wird man ja wohl noch sagen dürfen…“
Viele Menschen haben den Eindruck, 
dass man einige Dinge eben nicht sagen 
darf, dass bestimmte Aussagen nicht 
getroffen werden dürfen. Das Phäno-
men, dass bestimmte Aussagen in der 

Öffentlichkeit nicht gemacht werden
dürfen, ist allerdings kein neues Phäno-
men. Man stelle sich vor, dass jemand 
1950 öffentlich gefordert hätte, homose-
xuelle Lebensformen heterosexuellen 
gleichzustellen. Das hätte man 1950 
eben nicht sagen „dürfen“ und Verstöße 
dagegen wären mit Achtungsentzug be-
straft worden. Eine solche Meinung ver-
stieß gegen den moralischen Konsens 
der Gesellschaft dieser Zeit.

Diese Erläuterungen steuern auf ein 
Thema zu, das ich mich scheue, mit 
dem Ausdruck „Political Correctness“ 
zu bezeichnen. Die politische Korrekt-
heit ist nämlich ein höchst missver-
ständlicher Ausdruck mit einer interes-
santen Bedeutungsverschiebung in den 
letzten Jahrzehnten. Heute ist die Kritik 
an der „politischen Korrektheit“ vor al-
lem in den extremen Lagern zu Hause 
und dort vor allem in rechtspopulisti-
schen Parteien. Alice Weidel, Co-Vorsit-
zende der AfD-Bundestagsfraktion, for-
dert im April 2017: Die „politische Kor-
rektheit gehört auf den Müllhaufen der 
Geschichte“ – und die ganze Halle tobt.

Meistens haben wir es, wenn jemand 
eine „political correctness“ kritisiert, 
mit einem Strohmann-Argument zu tun. 
In diesem Beispiel behauptet Weidel, in 
unserem politischen Klima dürfe man 
nicht mehr sagen, was man denkt. Und 
„alle“ (also „Mainstream-Medien“ und 
„die Altparteien“) wären Sprachpolizis-
ten, die über Sprachverbote Denkmög-
lichkeiten kontrollieren und so das
Recht auf freie Meinungsäußerung und 
eine ehrliche Politik unterdrücken. Da 
klatscht man gerne, denn wer ist schon 
gegen freie Meinungsäußerung? Aber 
natürlich ist das eine Verzerrung der 
Position eines politischen Gegners. Die 
AfD ist nun sicherlich nicht die einzige 
politische Kraft, die für freie Meinungs-
äußerung ist.

Der Punkt ist nun, dass es selbstver-
ständlich Sprachkritik gibt, also Kritik 
an der Sprache des politischen Gegners. 
Die gibt es aber nun von linker wie von 
rechter Seite als normalen Teil des poli-
tischen Diskurses. Die einseitige Diffa-
mierung einer Sprachkritik, die von ei-
ner linken politischen Richtung kommt, 
als „politische Korrektheit“, ist ein un-
lauteres Kampfmittel vor allem der 
Neuen Rechten, die damit verschleiert, 
dass selbstverständlich auch sie „Neu-
sprech“ produziert („Altparteien“, „Mei-
nungskartell“, „Frühsexualisierung“, 
„Bahnhofsklatscher“ ); und die sich da-
mit als einzige Hüterin der Wahrheits-
perspektive geriert.

Im Kontext einer gegenseitigen Ab-
schottung politischer Lager allerdings 
gibt es durchaus dogmatisch werdende 
Sprachregeln, die repressiv sind und 
Diskurse behindern können. Das ist zu 
kritisieren. Ebenso die Auswüchse, die 
eine panische Angst vor Diskriminie-
rung etwa in den USA produziert, wo 
Texte des traditionellen Literaturkanons 
zensiert werden sollen, weil sich Min-
derheiten von diesen Texten irritiert 
fühlen, was dann im Effekt, so muss 
man das verstehen, eine Diskriminie-
rung ist, weil Studentinnen und Studen-
ten das laut Lehrplan lesen müssen.

Meist kämpfen diejenigen, die gegen 
die „political correctness“ wettern, um 
eine weitere Ent-Tabuisierung öffentli-
cher Kommunikation, um damit eigent-
lich tabuisierte Aussagen und Themen 
in der öffentlichen Kommunikation un-
terzubringen. Dies ist natürlich hoch re-
levant für unser Thema, dem Men-
schenrecht auf freie Rede. Denn: „Der 
anti-tabuistische Gestus, der allerorten 
sichtbar wird, wendet sich am Ende ge-
gen sich selbst. Wer ethnische und reli-
giöse Demarkationen wieder zur 
Grundlage der politischen Ordnung ma-
chen will, der zerstört das Fundament 
der Menschenrechte und der Meinungs-
freiheit. Die Betreiber von Hassportalen 



zur debatte 4/2018  29

Gilt als Erzbeispiel aller Fake-News: 
Die Behauptung, dass bei Trumps 
Amtseinführung (unten) mehr Men-
schen waren als bei der seines Vorgän-
gers Obama. Die Öffentlichkeitsabtei-
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lung des Weißen Hauses blieb trotz 
dieser fotografischen Beweise bei der 
Behauptung und sprach zu ihrer 
Rechtfertigung von „alternativen 
Fakten“. 

berufen sich auf die Legalität ihres Han-
delns, da auch Vorurteile gegen Grup-
pen, solange diese nicht gegen lebende 
Individuen gerichtet seien, unter dem 
Schutz der Meinungsfreiheit stünden.“ 
(Hafez 2017)

III. Meinungsfreiheit 
als Menschenrecht

Nach dieser Zeitdiagnose halten wir
kurz inne und besinnen uns für das wei-
tere Vorgehen auf die menschenrechtli-
che Tradition der Meinungsfreiheit. Be-
grifflich sind wir zunächst damit kon-
frontiert, dass im Englischen differen-
ziert wird zwischen freedom of expres-
sion, freedom of speech und freedom of 
opinion. Freedom of expression (Aus-
drucksfreiheit) scheint im Verhältnis zu 
freedom of speech (Redefreiheit) weiter-
gehender zu sein und umfasst auch um-
fassende mediale Äußerungen ebenso 
g

wie Informationsfreiheit. Wo sich free-
dom of opinion (Meinungsfreiheit bzw. 
präziser: Meinungsäußerungsfreiheit) 
im Englischen eher wie ein Sonderfall
der Ausdrucksfreiheit anhört, ist die 
Meinungsfreiheit im Deutschen der 
Sammelbegriff für das Menschenrecht.

Im Bereich der Kodifizierung des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung 
werden wir historisch zunächst auf die 
Bill of Rights von 1689 verwiesen, die 
ein konstitutionelles Recht auf freie 
Rede vor dem Parlament kennt. Sicher 
haben sich im antiken Athen oder Rom 
politische Formen etabliert, die freies
öffentliches Reden unter Schutz stellten. 
Aber erst die französische Menschen-
rechtsdeklaration formuliert 1789 in Ar-
tikel 11 ein umfassendes Menschen- 
und Bürgerrecht auf freie Kommunika-
tion der Gedanken und Meinungen: 
„Die freie Äußerung von Gedanken und 

g

Meinungen ist eines der kostbarsten 
Menschenrechte: Jeder Bürger kann 
also frei reden, schreiben und drucken, 
vorbehaltlich seiner Verantwortlichkeit 
für den Missbrauch dieser Freiheit in
den durch das Gesetz bestimmten Fäl-
len.“

Berühmt ist der Zusatzartikel zur 
Verfassung der Vereinigten Staaten 
(englisch First Amendment) als Be-
standteil des Grundrechtekatalogs der 
Verfassung der Vereinigten Staaten von 
1791, der die besondere Rolle der Rede-
freiheit für die Gesellschaft der USA be-
gründet hat: „Der Kongress darf kein
Gesetz erlassen, das die Einführung ei-
ner Staatsreligion zum Gegenstand hat, 
die freie Religionsausübung verbietet, 
die Rede- oder Pressefreiheit oder das 
Recht des Volkes einschränkt, sich 
friedlich zu versammeln und die Regie-
rung durch Petition um Abstellung von 
Missständen zu ersuchen.“

Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte (1948) formuliert 
dann schließlich: „Jeder Mensch hat das 
Recht auf freie Meinungsäußerung; die-
ses Recht umfasst die Freiheit, Meinun-
gen unangefochten anzuhängen und In-
formationen und Ideen mit allen Ver-
ständigungsmitteln ohne Rücksicht auf 
Grenzen zu suchen, zu empfangen und 
zu verbreiten.“

Auf der Ebene der Verfassung wird 
am Beispiel des deutschen Grundgeset-
zes (Artikel 5) die Bedeutung der Pres-
sefreiheit im Kontext der freien Mei-
nungsäußerung deutlich: „(1) Jeder hat 
das Recht, seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern und zu 
verbreiten und sich aus allgemein zu-
gänglichen Quellen ungehindert zu un-
terrichten. Die Pressefreiheit und die 
Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleis-
tet. Eine Zensur findet nicht statt.“

Die Freiheit der Presse ist in 
Deutschland nach den Erfahrungen der 
sogenannten Gleichschaltung von Pres-
se und Rundfunk in der Zeit des Natio-

nalsozialismus ein hohes Gut. Das Zen-
surverbot im Grundgesetz bleibt die 
oberste Norm für jede öffentliche Kom-
munikation. 

Wenn man die Forderung nach ei-
nem freien und unabhängigen Medien-
system und die Bedeutung des Rechtes 
auf freie Meinungsäußerung zusammen 
betrachtet, sehen wir sehr klar, wie die 
individuellen Freiheitsrechte mit einer 
ihnen entsprechenden Ordnung der Ge-
sellschaft zusammenhängen: Das Recht 
auf freie Meinungsäußerung stellt „nur“ 
eine Chance dar, für deren Verwirkli-
chung es aber konkrete Kommunikati-
onsmöglichkeiten geben muss. Diese 
konkreten Kommunikationsmöglichkei-
ten, also Internet, Fernsehen, Radio und 
Presse haben wiederum eine wichtige 
Bedeutung für das Funktionieren von 
demokratischer Politik. Die rechtlich 
verbürgte Freiheit, seine Meinung frei 
äußern zu dürfen, hängt wechselseitig 
mit der Freiheit und Unabhängigkeit
der Medien zusammen.

An dieser Stelle hat sich der Zusam-
menhang von individueller Freiheit und 
öffentlicher Kommunikation schon in 
entscheidender Hinsicht gezeigt. Die 
Argumentation lässt sich aber noch wei-
terführen: Meinungsfreiheit ist ein nega-
tives Freiheitsrecht, das heißt, dass vor 
allem staatliche Beschränkungen dieses 
Rechtes abgewehrt werden sollen. Für 
die Demokratie ist aber dieses Recht auf 
freie Meinungsäußerung vor allem dann 
wichtig, wenn nicht nur alle Einzelnen
unabhängig voneinander ihre Meinung
äußern, sondern wenn es eine Kommu-
nikation gibt, also wenn Meinungen zu 
einem Thema öffentlich und allseits er-
reichbar geäußert werden, die Meinung 
dann wiederum andere Beiträge auslöst
und sich dadurch schließlich eine Me-
dienöffentlichkeit, eine öffentliche 
Kommunikation über Presse, Rundfunk
und Internet formiert. – Oft kommen 
wir also mit dem Verweis auf die bloßen 
Rechte nicht weiter und müssen uns 
über Kontexte und Verwirklichungsbe-
dingungen unterhalten. Mit den The-
men Hate Speech, Fake News und dem 
Kampfbegriff „political correctness“ im 
Hinterkopf müssen wir uns gar die Fra-
ge stellen, ob wir wirklich mit dem Ver-
weis auf Rechte in digitalen Zeiten wei-
terkommen.

IV. Toleranz statt Recht auf 
freie Meinungsäußerung?

Die Meinungsfreiheit ist die oberste 
Norm öffentlichen Sprechens und 
Schreibens. Wir haben es dabei mit al-
len Phänomenen öffentlichen Spre-
chens zu tun: Fake News wollen Nach-
richten sein, Menschen schotten sich 
kommunikativ in Teilöffentlichkeiten 
ab, die Debatten um die „political cor-
rectness“ beziehen sich ausdrücklich
auf die Meinungsfreiheit. 

Meine These nun ist, dass wir in der 
geschilderten Situation zwar unbedingt 
weiterhin an der Norm der Redefreiheit 
festhalten müssen, aber dabei nach ei-
nem Weg suchen müssen, wie wir un-
wahre und aggressive Äußerungen mo-
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ralisch kritisieren können, oder positiv 
ausgedrückt: Wie wir die Werte der 
Wahrheit und der Humanität in den 
menschenrechtlichen Diskurs um Rede-
freiheit und freie Meinungsäußerung 
einbauen können. Das ist nicht so ein-
fach, denn vielfach wird für die Äuße-
rung von unwahren und hasserfüllten 
Aussagen die Redefreiheit in Anspruch 
genommen. Deutlich wird die Schwie-
rigkeit auch da, wo öffentliche Rede 
rechtlich eingeschränkt wird, etwa bei 
Versuchen, Hassrede rechtlich einzu-
schränken bzw. zu verbieten und zu lö-
schen (NetzDG). Darf man mit dem Ar-
gument, Unwahrheiten und Hass sind
in moralischem Sinne schlecht, die Frei-
heit der Rede einschränken?

Auf der Suche nach einer Theorie der 
Meinungsfreiheit, die dem Wahrheits-
kriterium eine zentrale Stellung zuweist,
werden wir bei Onora O’Neill fündig. 
Die britische Philosophin setzt in Bezug 
auf die Frage nach der Meinungsfreiheit 
kommunikationsethisch an. Ganz ge-
mäß ihrer grundlegenden Perspektive 
auf praktisch-philosophische Fragen in-
tegriert sie dabei die moralphilosophi-
schen Bereiche der Rechte und der 
Pflichten.

O’Neills Überlegungen zur Redefrei-
heit starten mit einer kommunikations-
ethischen Weichenstellung: „Kommuni-
kation hat“, so O’Neill, „unzählige Zwe-
cke, wovon zwei immer Vorrang haben. 
Der eine ist theoretisch: Wir möchten 
(und müssen oft) beurteilen, ob die An-
sprüche Anderer wahr oder falsch sind. 
Der andere ist praktisch: Wir möchten 
(und müssen oft) beurteilen, ob die 
Selbstverpflichtungen anderer vertrau-
enswürdig sind – oder nicht.“ (O‘Neill 
2014: 37) Wir wollen also erstens wis-
sen, ob das, was jemand sagt, wahr ist.
Das ist in gewissem Sinne ein theoreti-
scher Grund, bei dem es um die Mög-
lichkeit geht, etwas zu erkennen und 
eine Prüfung durchzuführen, ob etwas 
stimmt. Jemand trifft eine Aussage, ich 
wende mich ihm zu, antworte und frage
nach seinen Quellen oder Beweggrün-
den. Der andere, zweite Grund, ist 
praktisch: „Wir möchten beurteilen, ob 
der Andere/die Andere vertrauenswür-
dig ist – oder nicht.“ (O‘Neill 2014: 37) 

Es geht darum, ob ich jemandem meine 
Stimme geben kann, ihm meine Kinder 
anvertrauen kann etc.

Der Zweck der Kommunikation, der
Zweck der Antwort auf einen Aus-
spruch oder eine Handlung ist also 
Wahrheit und Vertrauen; deswegen 
kommunizieren wir miteinander. Unser 
Bedürfnis nach richtigen Informationen 
und vertrauenswürdigen Mitmenschen 
lässt uns das Wagnis der Kommunikati-
on eingehen. Wenn wir jetzt fragen, in 
welcher Kommunikationskultur wir le-
ben wollen, dann wohl in einer, die es 
uns ermöglicht, die Zwecke der Kom-
munikation zu erfüllen, also richtige In-
formationen zu bekommen und eine 
vertrauensvolle Interaktion einzugehen. 

Die These von O’Neill ist nun: Heuti-
ge Diskussionen über Sprachrechte sind 
„ambivalent oder gleichgültig den Nor-
men gegenüber, die für die Beurteilung 
von Wahrheit und Vertrauenswürdigkeit 
bedeutsam sind“ (O‘Neill 2014: 37). Sie 
sagt also, dass wir über öffentliche Rede 
gar nicht mehr kommunikationsethisch 
im eigentlichen Sinne reden, sondern 
uns zu sehr auf das bloße „ein Recht 
haben, frei zu sprechen“ konzentrieren. 
Sie macht einen Vorschlag, wie man 
dies ändern kann. Sie schlägt vor, darü-
ber nachzudenken, ob nicht Toleranz 
der bessere Begriff ist, mit freier Rede
und dem öffentlichen Sprechen umzu-
gehen. Thema ihrer kommunikations-
ethischen Analyse ist die Verbindung 
von Toleranz mit den verschiedenen 
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Prof. Dr. Sabine Sandherr, Professorin 
für Katholische Theologie der Sozialen 
Arbeit an der Katholischen Stiftungs-
hochschule, im Gespräch mit einer ihrer 

Studentinnen: Sie hatte ein ganzes 
Seminar zu den Philosophischen Tagen 
mitgebracht.

Gegen Hassreden, wie sie oft auf 
Pegida-Veranstaltungen zu hören sind, 
richten sich Bürgeraktionen. Im März

Sprachrechten und -verboten. Zunächst 
nimmt sie die Kategorie der Wahrheit 
des öffentlichen Sprechens in den Blick. 
Wo aber liegt der Vorteil des Begriffes 
der Toleranz in Bezug auf die Wahr-
heit? Sie sagt: „Viele frühe Forderungen 
nach Toleranz behaupten nicht, dass 
alle ein Recht haben, alles zu sagen 
oder zu tun, wozu alle anderen zur Dul-
dung verpflichtet worden sind. Sie er-
klären vielmehr auffällig, dass es eine
Pflicht gibt, Sprechakte anderer zu tole-
rieren, auch wenn sie nicht wahr sind.“
(O‘Neill 2014: 37). 

Sie zeigt dies an dem Zusammen-
hang von Wahrheit und Zensur. Denn 
die Gründe, mit denen in der Frühauf-
klärung die Toleranz gegenüber auch 
falschen und irrigen Meinungsäußerun-
gen gefordert wurde, beziehen sich auf 
die Wichtigkeit der Wahrheit. Auch der
Zensur gehe es zwar um Wahrheit. Die 
Zensur wird gerechtfertigt mit dem Ar-
gument, dass es unerlaubt ist, falsche 
oder gefährliche Ideen zu verbreiten.
Diese Argumentation hat natürlich et-
was für sich, allerdings nur dann, wenn
man davon ausgeht, „dass wir ein gesi-
chertes Verständnis von Wahrheit ha-
ben können“ (O‘Neill 2014: 37). Eben 
dies aber sei eine falsche Prämisse, weil 
„Wahrheit nicht immer sicher erkennbar 
ist“ (O‘Neill 2014: 38). Die menschliche
Fehlbarkeit sei daher ein guter Grund, 
das Sprechen Anderer zu tolerieren und
zu schützen, anstatt sie zu regulieren. 
Denn wir können nicht wissen, ob der 
Sprecher nicht vielleicht doch Recht 
hat. Sie folgert: „Wenn wir Wahrheit
ernst nehmen, aber nicht wissen, wo sie 
liegt, erfordert das Streben nach Wahr-
heit den Schutz und die Tolerierung von 
Äußerungen und Veröffentlichungen … 
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die möglicherweise falsch sind.“ (O‘Neill 
2014: 38) 

Neben diesem Rückgriff auf die Tra-
dition des Toleranzgedankens bleibt für 
O’Neill die Kommunikationsethik zent-
ral. Menschliche Fehlbarkeit bleibt ein 
wichtiger Gesichtspunkt, aber der Fo-
kus auf das Kommunikationsgeschehen 
betont darüber hinaus, dass Wahrheits-

ansprüche und Selbstverpflichtungen 
von Äußerungen tatsächlich auch ver-
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standen und bewertet werden können. 
„Denn Kommunikation kann schlicht 
fehlschlagen, wenn sie entweder unver-
ständlich oder unbewertbar von den be-
absichtigten Adressaten ist.“ (O‘Neill 
2014: 38) Eine Ethik der Kommunikati-
on verweist daher auf weitere Normen, 
welche die Sprecher in die Pflicht neh-
men und anhand derer das Sprechen 
dann auch kritisiert werden kann. Ver-
ständlichkeit, Überprüfbarkeit und Ver-
trauensmöglichkeiten „sind für alle Ar-
ten von Kommunikation grundlegend, 
werden aber ausgeklammert, wenn wir 
uns nur auf den Schutz des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung konzentrieren 
und die Bedürfnisse der Adressaten, für 
die die Beurteilung von Wahrheit und 
Vertrauenswürdigkeit von Belang sein 
kann, ignorieren“ (O‘Neill 2014: 39). 

In ihrem letzten Schritt geht O’Neill 
nun auf die Frage ein, wie denn das 
Streben nach Wahrheit angesichts unse-
rer Fehlbarkeit aussehen kann. Woher 
wissen wir, ob jemand die Wahrheit sagt 
und ob wir ihm vertrauen können?
O’Neill lokalisiert die dafür notwendi-
gen Anstrengungen nicht nur bei den 
Rezipienten, sondern sieht dafür die 
Sprecher in die Pflicht genommen. Sie 
fordert, „dass die Sprecher bestimmte
Normen in die Praktiken der Untersu-
chung und der Kommunikation einbau-
en und sich um den Nachweis bemü-
hen, dass sie dem auch entsprechen … 
Wo immer uns Wahrheit und Vertrau-
enswürdigkeit wichtig sind, ist uns auch 
klar, dass die Normen, unter denen sie 
kommuniziert werden, tief in der Kom-
munikation selbst eingebettet sein müs-
sen.“ (O‘Neill 2014: 40)

V. Fazit

Angesichts von Hate Speech, Fake 
News und dem diffusen Gefühl der 
Menschen, nicht mehr sagen zu dürfen, 
was man sagen will, kommen wir mit 
dem bloßen Verweis auf das Menschen-
recht der freien Meinungsäußerung 

nicht richtig weiter. Die Ausführungen 
O’Neills zur Toleranzpflicht gegenüber 
jeglichen Äußerungen und dem gebote-
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nen Verbot der Vorzensur drehen den 
Diskurs um die Meinungsfreiheit in der 
Weise um, dass sie die Akteure in be-
sonderer Weise in die Pflicht nehmen. 
Gezeigt werden kann damit beispiels-
weise eine Pflicht für Einzelne wie auch 
für Institutionen, bestimmte Dinge nicht 
zu tun: nämlich nicht vorzuzensieren,
nicht eine Lizenz zum Sprechen und 
Schreiben zu geben oder Strukturen 
einzurichten oder zu behalten, die ent-
sprechende sublime Wirkungen haben. 

O‘Neill stellt nicht das Recht, etwas 
zu tun, in den Mittelpunkt, sondern
denkt vom Streben nach Wahrheit und
der Moralität menschlicher Kommuni-
kation her. Damit wird die Notwendig-

keit von Rechten schlechthin natürlich 
nicht bestritten; aber es ist eine interes-
sante und weiterführende Perspektive,
dass man in Bezug auf das Sprechen 
und Sich-Äußern gesellschaftlich nicht 
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zunächst von Rechten sprechen sollte, 
sondern von Verantwortlichkeiten und 
seinen moralischen Elementen. Dies 
kann und sollte auch eine Perspektive 
der Medienethik sein, die die aktuellen 
Zustände öffentlicher Kommunikation 
kritisch begleitet und beurteilt. �
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Filipović Alexander (2016): Verrohung 
der Debatte? Hassrede im Kontext des 
Flüchtlingszuzugs nach Deutschland in 
den Sozialen Medien. In: Marianne 
Heimbach-Steins (Hg.): Begrenzt 
verantwortlich? Sozialethische Positio-
nen in der Flüchtlingskrise. Freiburg: 
Herder, S. 39–50.
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Von der Macht 
des Heiligen
Ein Gegenentwurf zu Max Webers
Entzauberungsthese

„Entzauberung“ gilt in der Moderne
als ein schier alternativloser Schlüssel-
begriff. Meist beruft man sich dabei 
auf Max Webers Generalthese von der 
Rationalisierung aller Lebensberei-
che. Aber langsam scheint sich eine 
alternative Sichtweise zu etablieren,
die mit dem Namen Hans Joas und 
seinem Buch „Die Macht des Heiligen“ 
verbunden ist. Am 30. Januar 2018

war Prof. Dr. Hans Joas zu Gast in 
der Katholischen Akademie Bayern, 
um vor rund 200 Zuhörern diesen 
Gegenentwurf zu Max Webers Ent-
zauberungsthese vorzustellen. Für die 
Publikation in unserer Zeitschrift griff 
Hans Joas auf einen kürzeren Text zu-
rück, das Manuskript einer Rede beim 
Wichern-Empfang 2018 der Diakonie 
Deutschland.

Prophetie und Prognose: Wie reden wir 
über die Zukunft?
Hans Joas

0.

Vor wenigen Wochen war ich als Stu-
diogast in der Fernsehsendung „Scobel“
auf 3 SAT, vielen von Ihnen vermutlich 
bekannt. Thema des Abends war „Die
kirchliche Leere“, geschrieben mit zwei 
„e“. Dieser eigentlich nicht besonders 
geistreiche Witz, eher ein Kalauer, sig-
nalisierte die Tendenz der eingespielten 
Filmberichte: Unsere Kirchen seien 
meist leer und damit weitgehend ent-
behrlich geworden, keiner interessiere 
sich mehr für die Botschaften des christ-
lichen Glaubens, stattdessen blühten 
Esoterik und asiatische Formen der Spi-
ritualität im Westen. Eine Biologin, die 
auch Religionswissenschaftlerin zu sein 
in Anspruch nahm, behauptete, das 
Christentum sei seit 2000 Jahren nur 
verlängerter Arm des Staates gewesen – 
seit 2000 Jahren, streng genommen also 
schon vor der Kreuzigung Christi!

Zu Beginn der Sendung wurde der 
Abriss des Immerather „Doms“ gezeigt, 
einer Kirche, die dem Braunkohletage-
bau im nördlichen Rheinischen Braun-
kohlerevier zum Opfer fiel – was aller-
dings nicht erwähnt wurde, sondern zur 
Illustration der These von der Überflüs-
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sigkeit großer Kirchenbauten in unserer 
Zeit diente. Das historische Bild, das 
suggeriert werden sollte, ließe sich so 
kennzeichnen: Obwohl das Christentum 
in seiner Staatsnähe an allen Formen po-
litischer Unterdrückung und sozialer Un-
gleichheit wesentlich mitschuldig sei, 
hingen ihm bis in die Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg und des Wirtschafts-
wunders hinein fast alle Menschen in 
Deutschland an. Danach aber sei ein 
einmaliger und sich laufend selbst ver-
stärkender Absturz erfolgt, der heute zu 
einer Marginalisierung des Christentums 
führe und alles Reden von einer christ-
lich geprägten Kultur hierzulande in 
Zweifel zu ziehen erlaube oder zwinge. 

Prof. Dr. Hans Joas, Ernst-Troeltsch-
Honorarprofessor an der Theologischen 
Fakultät der Humboldt-Universität zu 
Berlin und Professor für Soziologie an 
der Universität Chicago

Nun bin ich natürlich auch nicht mit 
Blindheit geschlagen, so dass ich die Zei-
chen abnehmender Christlichkeit und 
fortschreitender Säkularisierung überse-
hen könnte. Tatsächlich wurden ja seit 
dem Jahr 2000 etwa 500 katholische 
Kirchen umgewidmet und 140 davon so-
gar abgerissen. Wenn man aber den ge-
nauen Charakter und die Verursachung 
dieses Prozesses wirklich verstehen will, 
muss man sich etwas tiefer auf die Sa-
che einlassen. Man muss z. B. bereit 
sein, den Blick über Deutschland hinaus 
auszuweiten. Dann wird schnell deut-
lich, dass – im Weltmaßstab gesehen – 

die Schwächung der Religion die Aus-
nahme ist. Sie betrifft einige, keineswegs 
alle, ex-kommunistische Länder Euro-
pas, am ausgeprägtesten die Tschechi-
sche Republik, Ostdeutschland und Est-
land. Sie ist in einer ganzen Reihe west-
europäischer Länder zu finden (Eng-
land, Schweden, Frankreich, den Nie-
derlanden), wobei es sich aber lohnt, 
das Verhältnis der Bevölkerungsmehr-
heit zur Minderheit ernsthaft „praktizie-
render“ Christen jeweils näher ins Auge 
zu fassen.

Am Fall Schweden wurde der Begriff 
„vicarious religion“ (Grace Davie) ent-
wickelt, um eine wohlwollende Haltung
derer, die am Sonntag nicht in die Kir-
che gehen, zu denen, die stellvertretend 
für alle den Gottesdienst besuchen, aus-
zudrücken. Den Kirchenbesuchern in 
Ostdeutschland wird dieses Wohlwollen
eher nicht zuteil. Nur in ganz wenigen 
nicht-europäischen Gesellschaften gibt 
es ähnliche starke Säkularisierungsten-
denzen (Neuseeland, Uruguay). Die 
kommunistische Unterdrückung der Re-
ligion findet sich heute vor allem noch 
in Nordkorea; China erlebt dagegen
trotz aller staatlichen Repression einen 
vielfältigen religiösen Aufschwung, der 
sowohl kultureigene religiöse Traditio-
nen (Buddhismus, Daoismus) betrifft 
wie das Christentum. Spektakulär ist 
die Entwicklung in Südkorea, wo einer 
der rapidesten wirtschaftlichen und wis-
senschaftlich-technischen Modernisie-
rungsprozesse, die es in der Weltge-
schichte jemals gegeben hat, mit einer 
Revitalisierung eigener Traditionen und 
einer starken Christianisierung zusam-
menfällt. In vielen afrikanischen Staa-
ten wächst das Christentum stark, ob-
wohl auch einige der klügsten Beobach-
ter, z. B. der große Theologe Paul Til-
lich, einst annahmen, dass das Ende der 
Kolonialherrschaft das Christentum als
europäisches Implantat zum Verdorren 
bringen werde. In Gestalt der soge-
nannten Pfingstbewegung breitet sich
das Christentum gegen größte Wider-
stände sogar in einigen Gegenden Indi-
ens heute weiter aus. 

Die sogenannte Säkularisierungsthe-
se hat aufgrund dieser Entwicklungen 
heute für die meisten Forscher auf die-
sem Gebiet ihre Plausibilität verloren.
Hier ist sofort vor einem häufigen Miss-
verständnis zu warnen. Diese These hat
nie einfach besagt, dass es Säkularisie-
rung gibt. Sie wird deshalb auch nicht 
durch unbestreitbare Phänomene der 
Schwächung von Religion bestätigt oder 
durch religiöse Neuaufschwünge wider-
legt. Diese These oder Theorie nahm 
vielmehr einen engen kausalen Zusam-
menhang von Modernisierung und Sä-
kularisierung an: Je moderner eine Ge-
sellschaft, desto schwächer oder aufs 
Private reduzierter die Religion. Aber 
eben diese Annahme hat sich immer 
mehr als eine falsche Verallgemeinerung 
von Phänomenen der europäischen Ge-
schichte herausgestellt. Schon immer 
war deutlich, dass sie auf die USA nicht 
passt – eine unbestreitbar moderne,
aber zugleich religiös höchst vitale und 
sogar religionsproduktive Gesellschaft. 
Heute wird deutlich, dass sie außerhalb
Europas fast nirgends von den Tatsa-
chen bestätigt wird. Selbst ihre noch 
verbliebenen Verfechter räumen ein, 
dass das stärkere Bevölkerungswachs-
tum in religiös vitalen Gesellschaften 
die Welt immer religiöser mache. 

Das aber hat mannigfaltige Konse-
quenzen. Auf drei davon will ich hier
kurz zu sprechen kommen: I. Wenn 
Modernisierung nicht die Erklärung für
Säkularisierung ist, brauchen wir eine 
andere Erklärung etwa für den deut-
schen Fall. II. Wenn Modernisierung 
und Säkularisierung kein unauflösliches 
Gespann bilden, gerät auch die ver-
breitete Deutung der Vorgeschichte 
moderner Säkularisierung ins Wanken, 

nämlich die auf Max Weber zurückge-
hende Geschichte von der Entzaube-
rung. III. Wenn wir die Fehlerhaftigkeit 
der Prognosen, die sich aus der Säkula-
risierungsthese und der Entzauberungs-
erzählung ergeben, ernsthaft durchden-
ken, stoßen wir auf sehr grundsätzliche 
Fragen, was solche geschichtlichen Ten-
denzbehauptungen generell angeht. 
Diese haben oft prophetische Züge. Aber 
es gibt echte und falsche Propheten. 
Unser Reden über die Zukunft ist immer 
Teil gegenwärtiger Kämpfe um diese.

I.

Zu Beginn habe ich schon angedeu-
tet, dass ich das Bild einer bis zum 
Wirtschaftswunder selbstverständlichen 
Christlichkeit Deutschlands oder ganz 
Europas für falsch halte. Schon am An-
fang des achtzehnten Jahrhunderts fin-
den sich erste Stimmen, die ein Ver-
schwinden des Christentums aus Euro-
pa voraussagen. Solche Stimmen hatte 
es, soweit ich sehe, seit der Zeit, als der 
heilige Augustinus nach Alarichs Plün-
derung Roms im Jahr 410 eine massen-
hafte Rückkehr zum Heidentum durch-
aus für denkbar hielt, über ein Jahrtau-
send lang in der Tat nicht gegeben. Jetzt
aber nahmen sie zu; der preußische Kö-
nig Friedrich II. äußerte sich in diesem 
Sinn, und in der Französischen Revolu-
tion gab es gewaltsame praktische Be-
strebungen in dieser Richtung. Wir soll-
ten nicht vergessen, dass Friedrich 
Schleiermacher seine genialen Reden 
„Über die Religion“ von 1799 nur des-

g

halb „an die Gebildeten unter ihren 
Verächtern“ adressieren konnte, weil es 
diese Verächter gab – gebildete und un-
gebildete.

Im Vormärz und der Revolution von 
1848 entfremdete die Treue der evange-
lischen (Staats-) Kirche zur preußischen 
Dynastie, zu König, Regierung und Ar-
mee weite Teile des liberalen Bürger-
tums und der keimenden Arbeiterbewe-
gung vom Christentum – mit anhalten-
den Folgen. Berlin war schon Ende des 
neunzehnten Jahrhunderts eine der sä-
kularisiertesten Städte der Welt, wesent-
lich auch deshalb, weil das Christentum
sich verbürgerlicht hatte und die Unter-
schichten sich abgestoßen oder ausge-
schlossen fühlten. Die Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg und die nationalsozia-
listische Bewegung stärkten die sekten-
haften und antisemitischen Bestrebun-
gen, hinter das jüdischstämmige Chris-
tentum auf eine germanische Religiosi-
tät zurückzugreifen. Bei einem anderen 
Ausgang des Zweiten Weltkriegs hätten 
diese Ansätze vermutlich eine große 
Zukunft gehabt; auch an den „Deut-
schen Christen“ ist das Christliche im
Sinne eines Universalismus der Liebe ja 
nicht mehr recht zu erkennen. 

Mit diesen wenigen Pinselstrichen 
will ich ein wenig plausibel machen, 
dass es eine Alternative zur Erklärung 
von Säkularisierung aus Modernisie-
rung gibt. Sie rückt die Stellung der Kir-
chen und Religionsgemeinschaften zu 
den großen politischen Fragen der je-
weiligen Epoche in den Mittelpunkt:
zur „sozialen Frage“ etwa, wie man im 
neunzehnten Jahrhundert sagte, zur na-
tionalen Frage – so ausschlaggebend für 
die Treue der Polen, Iren, Kroaten, Bay-
ern zu ihrer katholischen Kirche, zur 
demokratischen Frage, zu den Rechten 
des Individuums, zum Prozess der Frau-
enemanzipation, zu den Fragen des reli-
giösen Pluralismus. Der Flickenteppich 
der religiösen Landkarte Europas, wo
manchmal hochgradig religiöse an 
hochgradig säkulare Regionen angren-
zen, wird nur auf solch historisch diffe-
renzierendem Weg verständlich.

Wir erkennen dann auch, wie wenig 
bestimmte Säkularisierungsprozesse 
unumgänglich waren und sind. Über-
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triebene Staatsnähe und machtgestützte
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Der Volkswirt und Soziologe Max 
Weber wurde 1864 geboren und verstarb 
1920 in der Münchner Seestraße, rund 
100 Meter von der heutigen Katholi-
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schen Akademie entfernt. Das Porträt-
foto schuf E. Gottmann wohl im Jahr 
1918 in Heidelberg. 

Monopolstellung wurde für die Kirchen 
gefährlich, wenn sich in der Bevölke-
rung politische und wirtschaftliche Un-
zufriedenheit ausbreitet. Das ist der ver-
nünftige Kern der zu Beginn zitierten 
Äußerung einer Biologin. Wie ungerecht 
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deren Verallgemeinerung aber eben 
auch ist, zeigt ihre souveräne Ignoranz 

gegenüber der früheren Geschichte von 
Christenverfolgungen und der großen 
Bedeutung des Dualismus von Staat 
und Kirche in der europäischen Ge-
schichte. Mein Lieblingsbeispiel aus der 
neueren Geschichte ist eine katholische
Schule im Thüringer Eichsfeld, an der 
ich einmal einen Vortrag hielt. Ihre

Schließung wurde in Bismarcks Kultur-
kampf erzwungen – danach wurde sie 
wieder aufgemacht. Später schlossen sie
die Nazis – danach wurde sie wieder
aufgemacht. Als nächstes schlossen sie 
die Kommunisten – danach wurde sie 
wieder aufgemacht. Drei politische Re-
gime in Deutschland kamen und gingen, 

und die Schule hat sie alle überlebt. 
Seltsam muss da die These von der un-
entwegten Staatsnähe klingen, und es 
ist deshalb kein Zufall, dass das Eichs-
feld ein Asterix-Dorf des katholischen 
Glaubens durch die Regime hindurch 
geblieben ist. 

Herausforderungen dieser Art gehö-
ren auch nicht einfach der Vergangen-
heit an. Das gilt derzeit etwa für die 
Fragen der Migrationspolitik, wo eine
moralisch argumentierende Befürwor-
tung von Masseneinwanderung zur Ent-
fremdung benachteiligter einheimischer 
sozialer Milieus von den Kirchen beitra-
gen kann. Zuhören ist da oft wichtiger 
als Belehren. Die Herausforderungen 
stellen sich immer neu auch in Fragen 
von Krieg und Frieden, und von Bedeu-
tung scheinen mir die gestiegenen Be-
dürfnisse nach individualistischen For-
men von Spiritualität. Diese können 
aber innerhalb der Kirchen sehr wohl 
ihre Befriedigung finden oder eben ge-
gen diese gewendet werden. Das ist 
wiederum der vernünftige Kern der Be-
hauptung, Esoterik und Spiritualität 
nähmen zu. Es ist aber empirisch nicht 
korrekt, Suchbewegungen, die oft nur 
zu kurzzeitiger Mitgliedschaft oder Pra-
xis führen und schon bei der Weiterga-
be an die Kinder scheitern, zu histori-
schen Tendenzen hochzurechnen. 

Zwei letzte Bemerkungen zu diesem 
Komplex, um nicht missverstanden zu 
werden. Die Betonung politischer Fra-
gen bedeutet nicht, dass es das eigent-
lich Religiöse nicht gäbe und, wie es der 
Marxismus nahelegt, religiöse Formen 
nur verschobener Ausdruck materieller 
Interessen seien. Aber Hinwendung zu 
und Abwendung von bestimmten Reli-
gionen und auch säkularen Weltan-
schauungen und Wertsystemen ge-
schieht über ganzheitliche Identifikati-
on. So werden religiöse Biographien 
von politischen Weichenstellungen mit-
bedingt. Und schließlich: Die Folgen
solcher Weichenstellungen können mit 
großer Verspätung eintreten. Wir wissen 
aus Großbritannien, dass dort die Kir-
chenferne von Männern lange Zeit 
nicht zum Kirchenaustritt führte, weil 
Mütter, Ehefrauen und Geliebte oft ein 
Gegengewicht bildeten. Wenn diese 
Frauen aber ebenfalls ihre Kirchenbin-
dung verlieren, der Unglaube also „fe-
minisiert“ wird, kann der Kirchenaus-
tritt lawinenartig zunehmen. Und wenn
es einer Elterngeneration durch Zeitum-
stände nicht gelingt, ihre Kinder in der 
Glaubensgemeinschaft zu halten, ist ga-
loppierende Säkularisierung mit Verzö-
gerung wahrscheinlich. Das klingt resig-
nierter, als es gemeint ist. Man kann
die dreihundertjährige Geschichte der 
Schwächung des Christentums, die ich 
skizziert habe, auch als Geschichte im-
mer wieder gelungener Verjüngung le-
sen, als Anlass, die Vitalität des Chris-
tentums auch hierzulande und die uner-
hörte Aktualität seiner Botschaft und 
seiner liturgischen und diakonischen 
Praxis nicht zu unterschätzen.

II.

Erst seit dem siebzehnten und acht-
zehnten Jahrhundert entwickelt sich in 
Europa eine intellektuell ausgearbeitete 
und offensiv verfochtene neue Alterna-
tive zum christlichen Glauben in Ge-
stalt dessen, was der große kanadische 
Philosoph Charles Taylor den Aufstieg 
der „säkularen Option“ genannt hat. 
Vorher gab es gewiss religiöse Gleich-
gültigkeit, Hass auf einzelne oder alle 
Kleriker u.ä., aber keine solche selbstbe-
wusste Alternative. Wie konnte es zu
dieser kommen? So wie die Säkularisie-
rungstheorie die Entwicklung der letz-
ten beiden Jahrhunderte zu erklären be-
ansprucht, so scheint in der Geschichte 
von der Entzauberung eine Erklärung 
für die langfristige Vorgeschichte dieser 
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Säkularisierung zu liegen. „Entzaube-
rung“ ist nicht „Säkularisierung“, ob-
wohl dies immer wieder durcheinander 
gerät. „Entzauberung“ bedeutete für 
Max Weber vielmehr eine Geschichte 
von zweieinhalb Jahrtausenden, einset-
zend bei den alttestamentlichen Pro-
pheten (und einigen parallelen Erschei-
nungen in anderen Kulturen wie dem
Buddha). Weber zieht eine Linie, die 
von diesen Propheten und der Philoso-
phie der Griechen nach Rückschlägen 
im Mittelalter zur Reformation und zur 
frühneuzeitlichen wissenschaftlichen 
Revolution, von dort zur Durchsetzung 
eines kausalmechanistischen Weltbilds 
und zur Aufklärung, dann aber auch zur
tiefen Sinnkrise im europäischen Fin de 
Siècle und am Vorabend des Ersten 
Weltkriegs führt. Diese Geschichte hat 
sich als unerhört suggestiv erwiesen. 
Ähnlich wie Nietzsche dem Christen-
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tum eine konstitutive Rolle in einem 
historischen Prozess zuschrieb, der zur
Überwindung des Christentums führen 
musste, hat Weber bei aller Distanz zu 
Nietzsche im einzelnen doch auch eine 
Geschichte konstruiert, die keinen Platz
lässt für ein intellektuell verantwortba-
res und vitales Christentum in unserer 
Zeit.

Es würde den heutigen Anlass völlig
überfordern, diese Geschichte im ein-
zelnen zu erörtern. Ich habe in meinem
Buch Die Macht des Heiligen auf Hun-
derten von Seiten zu zeigen versucht, 
woran diese Geschichte krankt und wie 
eine Alternative auch zu ihr auszusehen 
hat. Sie krankt an der Vieldeutigkeit des 
Begriffs „Entzauberung“. Dieser be-
zeichnet sowohl den Kampf der Pro-
pheten gegen Magie (Entmagisierung) 
wie den Verlust alltäglichen Handlungs- 
und Lebenssinns (Entsakralisierung) 
und die Schwächung von Vorstellungen 
radikaler Transzendenz im Sinne von 
Jesu Wort vor Pilatus „Mein Reich ist 
nicht von dieser Welt“ (Immanentisie-
rung oder Enttranszendentalisierung). 
Weil Weber diese drei Bedeutungen 
nicht unterscheidet, spannt er die ver-
schiedenen Prozesse zu einem einzigen 
weltgeschichtlichen Prozess der Entzau-
berung hintereinander, der dann Mo-
dernisierung und Säkularisierung er-
möglicht haben soll. Wenn wir aber er-
kennen, wie verschieden diese Prozesse 
sind, dann entdecken wir in der Ge-
schichte immer neue Sakralisierungen 
und Entsakralisierungen, Magisierungen 
und Entmagisierungen, Transzendenta-
lisierungen und Enttranszendentalisie-
rungen, Säkularisierungen und religiöse 
Revitalisierungen. Das Bild wird da-
durch unübersichtlicher, trifft aber die 
Tatsachen besser. Auch hier erweisen 
sich Machtkonstellationen als wesent-
lich für die Frage, was sich jeweils histo-
risch durchsetzt. Das Heilige und der 
Glaube an Transzendenz haben ihre ei-
gene Machtqualität – als Quelle lebens-
bestimmender Motivation und Inspira-
tion für den Einzelnen, als Infragestel-
lung und als Quelle von Legitimität,
ohne die keine politische Macht über 
längere Zeit auszukommen vermag.

III.

Das Bild von der Zukunft bleibt des-
halb unbestimmt – offener, als es vielen 
recht ist. Die Zukunft, auch die der Kir-
chen und der Religion, hängt mit vom 
menschlichen Handeln ab, was nicht 
heißt, dass diese planbar und frei ge-
staltbar wäre. Wie die Christen und ihre 
Kirchen oder Gemeinschaften in die
vergangene Geschichte der Säkularisie-
rung auch schuldhaft verwickelt sind – 
die Säkularisierung ist eben nicht, wie 
ein amerikanischer Kardinal (Donald
Wuerl) 2012 sagte, ein „Tsunami“, der 
über christliche Kulturen unvorsehbar 
und quasi von außen hereingebrochen 
sei und alles zerstöre –, so sind sie auch 

in die zukünftige Geschichte verwickelt. 
Wir reden über die Zukunft oft im Mo-
dus falscher Gewissheiten.

Das hat mehrere Gründe. So werden 
die Prognosefähigkeiten der Wissen-
schaften regelmäßig überschätzt. Unvor-
hergesehene Ereignisse wirken dann er-
nüchternd, aber oft nur für kurze Zeit. 
Das Prestige etwa der Wirtschaftswis-
senschaften hat in dieser Hinsicht in 
den Jahren nach der Finanzkrise von 
2008 ähnlich gelitten wie das der Sozi-
alwissenschaften nach dem unvorherge-
sehenen Zusammenbruch des Kommu-
nismus in Europa 1989. Aber bald setzt 
diese Überschätzung wieder ein. Die Sä-
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kularisierungstheorie, die so verwundert 
auf das Wachstum der Pfingstbewegung 
oder die verstärkte öffentliche Präsenz 
von Religion in vielen Gesellschaften 
reagierte, ist freilich mehr als nur eine 
schlechte Prognose. Sie ist eine ver-
deckte, sich nicht als solche bekennen-
de Geschichtsphilosophie. Von dieser 
Art gibt es viele.

Mir selbst wurde die Unplausibilität 
einer solchen, allerdings offen vertrete-
nen Geschichtsphilosophie vor Jahr-
zehnten schlagartig klar, als ich in der 
DDR mit dem Bewusstsein konfrontiert 
wurde, der Sozialismus sei auf jeden 
Fall „um eine ganze Epoche voraus“. 
Da man zu wissen glaubte, wohin die
Geschichte sich entwickelt, musste eine 
sozialistische Gesellschaft historisch 
schlicht weiter sein, selbst wenn ihre al-
ten Wohnhäuser zerbröckelten, die 
städtische Infrastruktur verrottete und 
die Industrie international nicht kon-
kurrenzfähig war. Aber solches feste 
Wissen über die Zukunft wird nicht nur 
im Marxismus unterstellt. Von den Dis-
kussionen über den Bildungsföderalis-
mus in Deutschland bis zur Frage nach 
den Chancen einer „immer engeren“
Europäischen Union reichen die Mei-
nungsäußerungen, in denen eine histo-
rische Tendenz zu größeren Staaten 
unterstellt wird und die Gegner einer 
solchen Entwicklung als rückständig, 

Kirchenaustritte sind ein Beleg dafür, 
dass das Christentum in Deutschland 
– und auch einer Zahl anderer europäi-
scher Länder – starkem Säkularisie-
rungsdruck ausgesetzt ist. 
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Prof. Dr. Andreas Urs Sommer, Profes-
sor für Philosophie mit Schwerpunkt 
Kulturphilosophie an der Universität 
Freiburg, war einer der Diskutanten des 
Abends.
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nostalgisch oder gefährlich diffamiert 
werden. 

Kein Denker hat den Kampfcharak-
ter solcher historischen Tendenzbe-
hauptungen so scharfsinnig analysiert 
wie der große, 2006 gestorbene Histori-
ker Reinhart Koselleck. In seinem Buch 
Kritik und Krise zeigte er, wie sehr ge-
rade die aufklärerischen Denker des 
achtzehnten Jahrhunderts mit ge-
schichtlichen Zwangsläufigkeitsbehaup-
tungen arbeiteten. Diese waren keine
wertfreien Thesen über empirisch fest-
gestellte Tendenzen, sondern Waffen im 
Meinungskampf. An die Stelle der offe-
nen politischen Bekämpfung des abso-
lutistischen Staates trat immer wieder 
die geschichtsphilosophische Rede von 
seiner Überholtheit. Die Behauptung 
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von der Unvermeidlichkeit seines Ver-
schwindens wurde damit zu einer Waf-
fe, deren Charakter als Waffe aber nicht 
eingestanden werden sollte. Genau das-
selbe gilt von den aufklärerischen Prog-
nosen des Verschwindens des Christen-
tums oder der Religion insgesamt. An die 
Stelle der Zurückweisung des Glaubens

Hans Joas. Die Macht des Heiligen 
– Eine Alternative zur Geschichte von 
der Entzauberung. Verlag Suhrkamp, 
2017, gebunden, 527 Seiten, 35,00 €, €€

ISBN: 978-3-518-58703-4 

oder diese unterstützend tritt dann die 
These von seiner Überholtheit, Rück-
ständigkeit, Unzeitgemäßheit. Es ist be-
merkenswert und fast kurios, dass Ko-
sellecks Sensibilität für solche rhetori-
schen Strategien gerade bei der Säkula-
risierungsthese selbst versagt zu haben 
scheint, wenn er etwa selbst von einem 
„post-theologischen Zeitalter“ spricht. 
Das spielt in unserem Zusammenhang 
aber keine Rolle. Mir ging es hier nur 
darum, die Tatsachen heutiger Säkulari-
sierung illusionslos ins Auge zu fassen, 
sie aber in einen historischen und glo-
balen Rahmen zu setzen und damit von 
den Selbsteinschüchterungswirkungen
offener und verdeckter Untergangspro-
phetien zu befreien. �

Die Papstreise in die Zentralafrikanische 
Republik im Jahr 2015 zeigte – bei 
allen Problemen, die sichtbar wurden 
– die große Vitalität des Christentums 
auf diesem Kontinent. 

g p
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 Christentum und
Säkularität 
Impulse aus der Theologie Eugen Bisers
(1918 – 2014)

Der 100. Geburtstag des Theologen 
Eugen Biser war für die Katholische 
Akademie Bayern eine willkom-
mene Gelegenheit, einmal darüber 
nachzudenken, worüber Eugen Biser 
selbst immer wieder nachdachte: die
Gegenwart. So bat die Katholische 
Akademie in Zusammenarbeit mit der 
Eugen-Biser-Stiftung am 2. Februar 

2018 Kenner seiner Person und seiner 
wissenschaftlichen Arbeiten zu einem 
abendlichen Symposium mit 300 
Teilnehmern. Pointierte Darstellungen 
der Theologie Eugen Bisers und eine 
Diskussion, inwiefern seine Gedanken 
dazu beitragen können, dem Christen-
tum für die Moderne Bedeutung zu 
verleihen, standen im Mittelpunkt.

Religion und Recht
Paul Kirchhof

Eugen Biser kennt unsere säkulari-
sierte und zugleich um Menschlichkeit 
bemühte Welt. In diesem Bewusstsein
widmet er sein liebenswürdiges Chris-
tentum dem Menschen. Er definiert den
Auftrag des „noch in den Kinderschu-
hen steckenden“, also am Anfang seines
Wirkens stehenden Christentums, sucht 
den Menschen die Angst zu nehmen,
ihnen Hoffnung zu geben, ihnen die Be-
gegnung mit Gott zu erschließen. 

Diese ermutigende Theologie ist von 
großer Bedeutung für das Gelingen einer 
freiheitlichen Gesellschaft. Als Jurist 
darf ich Ihnen dieses für das Verhältnis 
von Religion und Recht verdeutlichen. 
Beide haben einen gemeinsamen Auf-
trag, stützen sich auf gemeinsame Ur-
sprünge, denken und verstehen den 
Menschen nach einem ähnlichen Men-
schenbild. 

I. Das Menschenbild 

Das Christentum lehrt, dass Gott
seinen Sohn in die Welt geschickt hat,
um dort Mensch zu sein und die Men-
schen zu erlösen. Dieses Menschenbild 
prägt das gesamte Wirken Eugen Bisers 
als Wissenschaftler, als Autor, als Päda-
goge, als Prediger und als Dialogpart-
ner. Wenn Gott Mensch geworden ist
und durch sein Menschsein den Men-
schen erlöst hat, gewinnt der Mensch
eine Würde und eine Freiheit, in der er 
seine Individualität entfaltet. Diese 
Rechte kommen dem Menschen allein 
deshalb zu, weil er Mensch ist. Einen 
radikaleren Freiheits- und Gleichheits-
satz gibt es in der Rechtsgeschichte 
nicht. Die modernen säkularen Staats-
verfassungen sprechen von angebore-
nen Menschenrechten, die unantastbar, 
unveräußerlich und unverletzlich sind. 
Religion und Recht widmen sich so dem 
Menschen, suchen seine Freiheit zur 
Wirkung zu bringen, sehen in der auto-
nomen Person ein Maß der Gerechtig-
keit. 

Prof. Dr. Dres. h.c. Paul Kirchhof,
Bundesverfassungsrichter a.D., Direktor 
der Forschungsstelle für Staats- und
Steuerrecht an der Universität Heidel-
berg und Mitglied des Kuratoriums der 
Eugen-Biser-Stiftung

Dabei stützen sich Theologie und 
Recht auf Texte, die Bibel und die Ver-
fassungsurkunde, denen sie hervorgeho-
bene Autorität und Geltung zusprechen, 
die sie für die Gegenwart weiterdenken, 
für die Zukunft vorausschreiben, vor-
schreiben. So entwickeln sich bestimm-
te Denkweisen, Theorien, die den Text 
begreifen, verstehen und erneuern wol-
len. Diese Theorien müssen überzeugen. 
Daneben entfaltet sich aber auch eine 
Dogmatik, die sich auf den geschriebe-
nen Text beruft und deshalb bean-
sprucht, an dessen Rang und Verbind-
lichkeit teilzuhaben. Doch sind beide 
Wissenschaften bemüht, subjektive 

Festschreibungen, zeitbezogene Fixie-
rungen und machtbegründende Kompe-
tenztitel zu vermeiden, den Text weiter-
hin atmen, sich entwickeln und erneu-
ern zu lassen. Die Bibel wie der Verfas-
sungstext sind gesprächsbereit und ant-
wortoffen. Religion braucht den Prediger,
Recht den Richter.

Religion und Recht vertrauen dem 
Menschen. Eugen Biser erwartet vom 
Menschen die Fähigkeit zum grenzenlos
Guten. Glaube ist insofern „die schon 
realisierte Utopie“. Die Verfassung 
bringt jedem Menschen Freiheitsver-
trauen entgegen, stützt dieses Vertrauen 
aber durch die Ordnung des Rechts.

II. Der gemeinsame Auftrag: 
Frieden und Freiheit

Eugen Biser betont einerseits die be-
freiende Botschaft des Christentums. 
Gott hat seinen Sohn gesendet, damit er 
uns von den mosaischen Gesetzen und
seinen Zwängen befreie. Diese Freiheit 
ist eine Freiheit vom Gesetz. Anderer-
seits betont Biser, dass der Gottessohn 
„Frieden auf Erden“ hinterlassen habe,
der Weltfrieden nicht von der Kunst der 
Politiker oder der Kraft der Vernunft 
zur Verständigung und Versöhnung zu 
erwarten sei, sondern von dem erbar-
menden Eingriff Gottes in ein leidvolles 
Weltgeschehen. Das Recht ist heute er-
folgreich auf dem Weg, eine verbind-
liche Friedensordnung zu schaffen, die 
Kriege beendet, die Waffen schweigen 
lässt und ihre Zahl und Zerstörungs-
kraft begrenzt. Vor allem aber sucht das 
Recht die Völker zu versöhnen und in 
Gemeinsamkeiten miteinander zu ver-
binden, um dem Entstehen von Krieg 
und Terror vorzubeugen. Dieses Recht 
ist nicht Gegner, sondern Garant von 
Frieden und Freiheit. Es schafft Frieden, 
der in der Freiheit der Menschen wur-
zelt. Das Recht bändigt Macht und be-
gründet Macht, dient der Freiheit, kann
aber auch Freiheit gefährden.

Unsere Sprache kennt den schönen 
Begriff „Rechtsquelle“. Das Recht ist – 
wie das Wasser – im Dunkel des Berges 
schon entstanden, wird dann beim Her-
austreten an der Quelle für den Men-
schen sichtbar und begreifbar, wird dort 
durch die Kunst des Menschen verfasst, 
so dass nichts verlorengeht oder ver-
schmutzt wird, wird so zu einem not-
wendigen Mittel menschlichen Lebens, 
zu einem Lebensmittel. Recht ist also in 
seinen Kerninhalten nicht von einer 
Obrigkeit gesetzt oder von einem Parla-
ment gewollt, sondern vorgefunden. Dar-
aus erwächst die Autorität des Rechts.

Diese Autorität des Rechts und des
Überbringers von Recht ist unangreif-
bar, wenn Gott die zehn Gebote Moses 
auf Tafeln überreicht und ihn beauf-
tragt, diese den Menschen zu geben. 
Dieses „göttliche“ Recht prägt oder ent-
spricht dem Rechtsempfinden des Men-
schen, der einem Hang zum Guten 
folgt, in dessen Gewissen der göttliche 
Rechtstifter und Rechtsprecher wirkt. 
Dieses insbesondere von Thomas von 
Aquin betonte natürliche Recht und die 
dem Menschen innewohnende Moral 
erlauben die Unterscheidung von Gut
und Böse durch das Menschsein und 
damit für die Menschheit. Die Einsicht 
des Geschöpfes in den Plan des Schöp-
fers lässt uns in dieser Vernunft das be-
greifen und verstehen, was uns – so 
Eugen Biser – eingestiftet ist. Die Auf-
klärung wird von der „Vernunftnatur“ 
des Menschen sprechen, die mensch-
liche Ratio als unbestechlichen „Ge-
richtshof“ (Kant) anrufen, der Hand-
lungsmaßstäbe und Handlungen als gut 
oder böse beurteilen kann. 

Der Kern dieses Denkens ist die
Würde in Freiheit, die alle Menschen 
beanspruchen. In Freiheit und Würde 
sind die Menschen alle gleich. Wenn 
allerdings die USA gegenwärtig eine 

Politik nach dem Prinzip des „Deal“ zu 
machen suchen, sie also nur demjenigen 
geben, der eine Gegenleistung erbringt, 
so sind die Bedürftigen und die Ent-
wicklungsländer, die sich mangels Zah-
lungskraft nicht an diesem Gütertausch 
beteiligen können, von Vornherein von 
dem Politikgeschehen ausgenommen. 
Dieses widerspricht aller Vernunft und 
christlichen Einsicht. 

Unsere säkularisierte, von einem
Gottesglauben losgelöste rechtliche 
Welt werden wir mit dem Hinweis auf 
ein „göttliches“ Recht nicht beeindru-
cken können. Doch wir werden die Ge-
meinsamkeit in den Rechtsfolgen – die 
generationenübergreifende Verbindlich-
keit der Elementarprinzipien des Rechts 
– hervorheben und den darin angeleg-
ten gemeinsamen Auftrag für Kirche 
und Staat betonen. Wir beanspruchen 
für die „universalen Menschenrechte“ 
weltweite Geltung unabhängig vom
Willen der jeweiligen rechtsetzenden 
staatlichen Autorität. Das Grundgesetz 
setzt für seine Kerninhalte Unabänder-
lichkeit voraus, mag auch die verfas-
sungsändernde Gewalt eine Änderung 

g

wollen. Damit sind unverrückbare 
rechtliche Selbstverständlichkeiten an-
gesprochen, die von der Religion und 
einer freiheitlichen Demokratie immer 
wieder bestätigt und fundiert werden 
müssen. Das Wort von den „universalen 
Menschenrechten“ ist eine appellative 
Feststellung, die nicht eine schon er-
reichte Weltgeltung der Menschenrech-
te behauptet, sondern diese Weltgeltung 
erreichen will. Auch kann das Grund-
gesetz mit seiner Unabänderlichkeits-
garantie nur seine Identität sichern, sich 
aber nicht gegen revolutionäre Zerstö-
rungen dieser Verfassung abschirmen. 
Dennoch ist diese Friedensordnung, die 
sich auf die Würde und Freiheit jedes 
Menschen stützt, eine Existenzbedin-
gung der modernen Welt, die in der
Realität von Krieg und Terror, Natur-
katastrophen und Völkerwanderungen, 
eines erbitterten Kampfes zwischen
Geld und Kultur eine Orientierung 
braucht. Diese zu geben ist Auftrag von 
Staat und Kirche.

Das Staatsrecht sucht Frieden und 
Freiheit im Prinzip der Demokratie zu 
gewährleisten. In dieser Staatsform be-
stimmt der Bürger als Wähler in strikt
formaler Gleichheit, wer die Herrschaft 
im Staat innehaben, für ihn als Reprä-
sentant politisch entscheiden soll. Die 
Parteien stellen die Kandidaten auf. Der 
Wähler wählt aus den Kandidaten die 
Mandatsträger, die dann im Bundestag 
frei, an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen ver-
antwortlich – so sagt es das Grundge-
setz – Politik gestalten sollen. Wenn 
nun aber die so Gewählten ihren Auf-
trag nicht wahrnehmen, die Entschei-
dung über die Regierungsbildung viel-
mehr einer Gruppe – ihrer „Parteibasis“ 
– überlassen, so werden Parteimitglie-
der mit Sonderentscheidungsrechten 
ausgestattet, obwohl sie vom Staatsvolk 
niemals gewählt worden sind. Der ent-
scheidungsberechtigte Bürger könnte 
dieses Vorzugsabstimmrecht nur gewin-
nen, wenn er in diese Partei einträte, 
also in vielen Fällen eine Parteimitglied-
schaft entgegen seinem politischen Wil-
len begründete. Zudem müsste er sich 
sein Sonderabstimmrecht durch Bei-
tragszahlung „erkaufen“. Ich würde ger-
ne mit Eugen Biser diskutieren, was er 
zu dieser Verrückung der Menschen-
rechte in seiner helfenden, therapeuti-
schen Theologie einzuwenden hätte. 

III. Freiheitsvertrauen:
Dialog statt Dekret 

Im Ringen um die unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechte 
sagt Eugen Biser auch etwas zu dem 
Weg, zu der Methode, wie wir dieses 
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stets anzustrebende, aber nie gänzlich 
erreichbare Ziel einer Gerechtigkeit in 
Frieden und Freiheit verwirklichen kön-
nen: Mehr Dialog als Dekret. Das 
Recht, die Gerechtigkeit wird eher im 
Innern des Menschen, seinem Gewis-
sen, seiner Seele, entfaltet als von au-
ßen durch Befehl und Zwang an ihn he-
rangetragen. Gerechtigkeit baut auf 
Freiheitsvertrauen, nicht auf Freiheits-
argwohn. Hier liegt ein elementar mo-
derner Gedanke der Verfassungsstaaten, 
die Freiheit garantieren, aus diesem 
Freiheitsprinzip eine Friedenserwartung 
ableiten. Wenn der Mensch seine Frei-
heit unfriedlich wahrnimmt, wird der 
Frieden nicht gelingen. Wenn er seine
Freiheit in einem Kriegsgebiet entfalten 
soll, ist ihm trotz Freiheitsbereitschaft 
der Weg zur Freiheit versperrt.

Dieses Grundvertrauen in einen zum 
Guten bereiten, zur Freiheit fähigen 
Menschen wird in Staatsverfassungen 
zerstört, die dem Bürger grundsätzlich 
mit Argwohn begegnen. China erprobt 
gegenwärtig in einzelnen Kantonen ein 
Anstandsregister. Jeder Bürger wird mit 
einer Ausgangspunktzahl ausgestattet. 
Durch Wohlverhalten kann er seinen
Punktebestand mehren, durch Fehlver-
halten mindern. Unterschreitet sein 
Punktestand eine bestimmte Mindest-
grenze, wird dieses veröffentlicht. Der 
Betroffene steht am Pranger. Dieser
Staat beobachtet, lenkt und straft den
Menschen aus dem Verborgenen.

Der Rechtsstaat sucht demgegenüber 
den Dialog. Er verbietet jedem Men-
schen die Gewaltanwendung, beendet 
Faustrecht und Fehde, entwaffnet in 
Europa die Menschen. Er sucht jeden
Streit allein in sprachlicher Auseinan-
dersetzung zu schlichten. Grundsätzlich 
verständigen sich die Menschen im
Konfliktfall durch den Dialog, erwarten, 
wenn dieser misslingt, eine verbindliche 
Entscheidung durch die Rechtspre-
chung, die Kläger und Beklagten recht-
liches Gehör gewährt und auf dieser 
Grundlage Recht spricht und Recht be-
gründet. 

Der Rechtsstaat ermöglicht diese 
Friedlichkeit, indem er Grundsatzfra-
gen, die Krieg und Streit verursacht ha-
ben, ausdrücklich offenlässt. Dieses gilt 
insbesondere für die Frage nach dem 
wahren Gott und der wahren Religion. 
Der Staat ist weltanschaulich neutral, 
garantiert seinen Bürgern die Religions-
freiheit, erwartet damit aber auch, dass 
die den Menschen bedrängende Frage 
nach seiner Endlichkeit, nach dem Sinn 

seines Lebens, nach der Wahrheit in der 
freien Gesellschaft beantwortet wird. 
Religion und Kirchlichkeit bleiben für 
den Menschen und das Leben des Men-
schen in Gemeinschaft unverzichtbar. 
Ihre Maßstäbe, Lehren und Riten wer-
den aber von Staat und Recht nicht be-
einflusst, sondern im freien Dialog der 
Menschen bestimmt und unterschied-
lich entfaltet. Dieses Fundament für 
eine freiheitliche Friedensordnung, für 

unser Recht, unseren Staat errichten die 
freien Menschen.

Auch dieser Dialog hat einen Ur-
sprung im Christentum wie in der Auf-
klärung. Der Christ begegnet einem
Gott, der den Menschen unmittelbar er-
leuchtet, ihm eine selbstbewusste, maß-
stabssichere Freiheit gibt. Die Aufklä-
rung verheißt Erleuchtung durch sittli-
che Vernunft, also ebenfalls nicht in be-
liebiger, sondern in gebundener Frei-
heit. Christliche Erleuchtung führt eher
zur Selbstlosigkeit, Aufklärung eher zur 
Selbstverwirklichung. 

IV. Entfremdung von Staat und Kirche 
trotz gemeinsamen Erfolges 

Eugen Biser stellt mit seiner Lehre 
von Christus als dem Sohn Gottes den 
„Frieden auf Erden“ und die „Freiheit 
auf Erden“ als gleichrangige Ziele des
menschlichen Strebens und der mensch-
lichen Entwicklung in den Mittelpunkt 
seiner Theologie. In der Freiheit ist die
Kernhoffnung des modernen Menschen 
definiert, der sich nach Offenheit, nach 
dem Raum für ein freies Atmen, ein frei-
es Denken, Sprechen und Handeln, 
nach der Ungebundenheit der Entde-
ckungsfreude und der Entfaltungsfanta-
sie sehnt, der sein Leben selbstverant-
wortlich gestalten will. 

Das Christentum erlebt mit der Ver-
kündung der Menschen- und Bürger-
rechte in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts einen historisch einmali-
gen Erfolg. Es hätte die Erneuerer in
den USA und die Revolutionäre in 
Frankreich eigentlich dankbar umar-
men müssen. Doch die politische Reali-
tät stand dem entgegen. Insbesondere 
die Französische Revolution kämpfte
gegen den Feudalismus und damit auch 

In 33 Akademieveranstaltungen – von 
1965 bis 2002 – wirkte Eugen Biser mit.
Dieses Foto zeigt ihn im Jahr 1972 als 2
Referent bei der Veranstaltung „Gerech-
tigkeit und Barmherzigkeit.“

gegen die Kirche. Die Revolution war 
angetreten mit dem politischen Fanal 
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“. 
Doch aus der Brüderlichkeit unter allen 
Menschen – einem fundamentalen Inte-
grationsgedanken – wurde bald die Un-
terscheidung zwischen Brüdern und 
Staatsfeinden. Andersdenkende wurden 
ausgegrenzt. Die Freiheitsbewegung 
nahm den Weg zu Guillotine, Diktatur 
und Krieg. Die vier nach der Französi-
schen Revolution geschriebenen Verfas-
sungen sprechen nicht mehr von der 
Brüderlichkeit, sondern von „Freiheit, 
Gleichheit, Sicherheit“. Das sind wohl 
realistischere, rechtlich erreichbare Ide-
ale, die bis heute wirken. Sie haben aber 
nicht die Kraft gehabt, die holprigen 
Wege, die Staat und Kirche in ihrem ge-
meinsamen Dienst an den Menschen-
rechten auseinander führten, wieder zu
einem gemeinsamen Auftrag zu führen, 
der auf getrennten Wegen zu erfüllen 
ist. 

Doch wenn nun im 21. Jahrhundert 
die Menschenrechte einen glänzenden 
Erfolg erleben, insbesondere in Europa 
47 Staaten der europäischen Menschen-
rechtskonvention beigetreten sind und 
sich der Gerichtsbarkeit in Straßburg 
unterworfen haben, ist es hohe Zeit, 
dass die christlichen Kirchen mit den 
Staaten zusammen für diese Entwick-
lung danken, sie in Festen und Hoch-
ämtern feiern, sie diese Gewährleistun-
gen als Inhalt des Verfassungsrechts
und als Kernanliegen der christlichen 
Botschaft im Denken der Menschen fest 
verankern. 

Auch für das Prinzip einer verant-
wortlichen Freiheit müssen Staat und 
Kirche immer wieder kämpfen. Wir er-
ziehen unsere Kinder heute zur Unver-
antwortlichkeit. Wenn in den digitalen 

Bücher aus der Feder des Theologen 
Eugen Biser standen zum Verkauf. Die 
Münchner Dombuchhandlung hatte 
einen Stand aufgebaut, der gut frequen-
tiert war.
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Medien jedermann in der Anonymität 
Hass, Häme und Gewalt verbreiten, z.B. 
seinen Lehrer verleumden kann, ohne 
zur Verantwortung gezogen zu werden, 
widerspricht dieses fundamental der 
Freiheitsidee. Jeder hat das Recht zur 
freien Meinungsäußerung. Er steht aber
mit seinem Gesicht und seinem Namen 
für jedermann erkennbar für das, was er 
sagt. Wenn hingegen die Veranstalter 
von digitalen Plattformen die Anonymi-
tät, die technisch einfach vermeidbar 
wäre, zum Geschäftsmodell machen, ist 
dieses ein Geschäft gegen die Freiheit. 

V. Die äußere und die innere Freiheit

Der christliche Glaube stärkt den Ge-
staltungswillen und die Freiheitsverant-
wortung des Menschen, ist Antrieb zur 
Freiheit, ermutigt zum Wagnis der Frei-
heit. Freiheit ist anstrengend und steckt 
voller Risiken. In eindringlicher Weise
handelt Eugen Biser – aus seiner eige-
nen Kriegserfahrung – auch von der 
Verstörung, der Angst, der Einsamkeit 
des Menschen. Wenn er diesem Men-
schen sagt, das Christentum bringe ge-
rade ihnen eine „heilbringende“ Ant-
wort, sei „therapeutisch“, so ist damit 
der Mensch nicht strukturell als krank 
definiert, sondern als begegnungsbe-
dürftig, auf innere Erleuchtung angewie-
sen. „Das Gegenteil von Glaube ist 
nicht Unglaube, sondern Angst.“ Der 
Glaube nimmt dem Menschen die 
Angst, ermutigt ihn, vor aller Augen frei 
zu sein, zu seiner freien Entscheidung 
zu stehen, grundsätzlich auch seine Ent-
scheidung als gut zu empfinden, weil er 
sie verantwortlich getroffen hat. 

In dieser Ermutigung zur Freiheit 
übernehmen Staat und Kirche unter-
schiedliche Aufgaben. Der Rechtsstaat 
sichert mit seinem Recht die äußere 
Ordnung, gewährt dem Menschen nicht 
„Freiheit“, sondern definierte – begrenz-
te – Freiheitsrechte, enthält sich aber 
strikt jeder moralischen Beurteilung 
und Weisung. Diese Staatsverfassung 
setzt auf die innere Freiheit des Chris-
ten und Menschen, die Freiheit in Sitt-
lichkeit, das Handeln nach verallgemei-
nerungsfähigen Maßstäben, die der 
Mensch in seinem Gewissen, seiner 
Verantwortlichkeit, auch seiner Schuld-
fähigkeit entwickelt. Je mehr der Bürger 
die Fähigkeit zur sittlichen Freiheit ent-
wickelt, desto weniger braucht der Staat 
Freiheit durch Recht und Rechtszwang 
zu begrenzen. Wenn der Kaufmann ehr-
bar, der Wettbewerb lauter, die Wissen-
schaft wahrheitsbewusst und wahrheits-
sensibel, der Bürger anständig und der 
Sportler fair ist, kann sich das Recht auf 
die Gewährleistung, Organisation und 
Förderung der Freiheit beschränken. Je 
mehr der Bürger aber andere verletzt, 
den Frieden stört, er das Maß verliert 
und die Herrschaft über sich selbst 
schwindet, desto mehr muss das Recht 
Ordnung schaffen und Freiheit begren-
zen. Ein erfolgreiches Christentum er-
übrigt viele Regeln des Rechts, erlaubt
dem Staat, sich auf die Gewährleistung
der Freiheit zurückzunehmen und auf 
die Vielfalt eigenverantwortlicher Frei-
heit der Menschen zu setzen. Der frei-
heitliche Staat profitiert von der inne-
ren Bindung des Christen, der christ-
lichen Moral. 

Allerdings bekräftigt Eugen Biser das 
Wort: „Das Christentum ist keine mora-
lische, sondern eine mystische Religion.“ 
Dieser Einspruch gegen eine moralisie-
rende Dogmatik widerspricht aber nicht 
christlichen Verhaltenslehren und Ver-
haltensverantwortlichkeiten, die als 
„Moral“ den Menschen innerlich bin-
den. Er lehrt eher das Staunen vor dem 
Geheimnis unmittelbarer Gotteserfah-
rung, das den Menschen erleuchtet und 
ihm Maßstäbe gibt.

Prof. Dr. Markus Vogt, Professor für 
Christliche Sozialethik an der LMU 
München, Mitglied des Stiftungsrates
(2.v.r), moderierte die Podiumsdiskus-
sion mit den Referenten, Wenz,
Kirchhof und Thurner (v.l.n.r.).

1985 war er einer der Referenten bei der 5
Festakademie anlässlich des 100. Ge-
burtstags von Romano Guardini. Zu 
sehen ist Biser (re.) hier mit Professor 
August Everding (li.) und dem Journa-
listen Gerhard Ruis aus Salzburg. 
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Er wirkte auch in den Medien. Im
Februar 1997 ließ sich Eugen Biser von 7
BR-Redakteurin Daniela Philippi 
(später Regierungssprecherin bei 
Ministerpräsident Horst Seehofer) in 
Schloss Suresnes interviewen.

Ein Fernsehteam produzierte einen 
Beitrag für das Magazin „Kirche in
Bayern“ der bayerischen privaten 
Lokalsender. Der bereits gesendete 

kurze Filmbericht ist im YouTube-
Kanal der Katholischen Akademie 
Bayern zu sehen.

VI. Die Organisationslehre: Vom 
Autoritäts- zum Verstehensglauben 

Im Menschenbild Eugen Bisers sind
auch seine Vorstellungen von der Ob-
rigkeit, von Kirche und Staat angelegt. 
Er sagt: „Ich sehe eine Wende vom Ge-
horsams- und Autoritätsglauben zum 
Verstehensglauben.“ Diese Glaubens-
lehre wendet sich zunächst an Kirche 

und Papst – heute eher an die Kurie –, 
läuft aber auch der Entwicklung der 
Staatstheorie parallel und bietet damit 
erneut einen Anlass, Staatsrecht und 
Glauben wechselseitig zu entfalten.

Die Staatstheorie sieht die Menschen 
zunächst als Wölfe, die sich im ständi-
gen Krieg untereinander gegenseitig zer-
stören. Dieses Menschenbild fordert 
eine Obrigkeit, die alle ihr anvertrauten 

Wölfe als Untertanen vorbehaltlos be-
herrscht und damit die Sicherheit eines
äußeren Friedens garantiert. Doch ein 
solcher absoluter Herrscher kann sei-
nerseits Krieg gegen seine Untertanen 
führen, sie unterdrücken, entrechten 
und töten. Deshalb muss das Staats-
recht auch garantieren, dass die Obrig-
keit dem freien Menschen nicht das ihm
Eigene – sein Leben, seine Freiheit, sein 
Vermögen – nimmt und ihm keinen 
Schaden zufügt. Das Staatsrecht organi-
siert eine Gewaltenteilung, stattet die 
Menschen mit Menschenrechten aus, 
gibt ihnen schließlich die Möglichkeit 
einer Verfassungsgerichtsbarkeit, vor 
der der Einzelne in Waffengleichheit 
mit der Obrigkeit seine Rechte durch-
setzen kann.

Wenn der Mensch nicht Wolfsmensch 
ist, den der Staat in seine Schranken zu 
weisen hat, sondern Verantwortungs-
mensch, der im Verfassungsstaat mit an-
geborenen und unverletzlichen Rechten 
ausgestattet ist, so ist auch diese ge-
meinsame Botschaft von Staatsverfas-
sung und Christentum von besonderer 
Aktualität. Die Europäische Union, die 
zwischen den Machtblöcken der Verei-
nigten Staaten und Chinas einen neuen
Auftrag zu übernehmen hat, ringt ge-
genwärtig zwischen den Prinzipien der 
Mehrheitsdemokratie und dem vertrag-
lichen Konsens. Das Mehrheitsprinzip 
ist für die unterlegene Minderheit nur 
erträglich, wenn der Mensch nicht Wolf,
sondern berechtigter Verantwortungs-
träger ist, er gegenüber einer Mehrheit 
die Sicherheit hat, dass seine Minder-
heitsrechte geschützt werden und er in 
Zukunft zur Mehrheit gehören kann. 
Dieses ist das Prinzip des Verfassungs-
staates. Im Staatenverbund wie der 

Europäischen Union hingegen begeg-
nen sich die Staaten grundsätzlich in 
Vertragsfreiheit, sind ungebunden, so-
weit sie sich vertraglich nicht gebunden 
haben. Wenn nun außerhalb der ver-
traglichen Bindungen neue Finanzfonds
als Dauereinrichtung der Umverteilung 
geschaffen werden sollen, bliebe die 
Minderheit ohne Rechte. Es wird sich 
eine Mehrheit bilden, die sich als finan-
ziell bedürftig definiert, um dann die

Minderheit, die als reich definiert wird,
auszubeuten. Hier sichert allein der ver-
tragliche Konsens hinreichende gegen-
seitige Verantwortlichkeit. Wenn wir
christlich kühne Hoffnungen wagen, 
könnte das Christentum in diese Debat-
te eine Kultur des Maßes hineintragen. 

VII. Vertrauen in den begrenzten
Menschen

Die These Eugen Bisers, er sehe eine 
Wende vom Gehorsams- zum Verste-
hensglauben, rührt an dem Kern des 
modernen Staats- und Kirchenverständ-
nisses. Auch der Staat wird heute weit-
gehend als eine Autoritätsorganisation 
verstanden, die dem freien Menschen 
Maßstäbe setzt, Gebote und Verbote 
vorgibt. Das Vertrauen auf die innere 
Freiheit ist im Schwinden. Fehlentwick-
lungen in der Weltwirtschaft, im Fi-
nanzmarkt, auch in Wissenschaft und 
Technik, wenn sie mehr Fortschritte des 
Könnens, weniger des Dürfens erzielen, 
bestärken den Ruf nach Autoritäten. 
Doch hier macht gerade das Christen-
tum, insbesondere Eugen Biser, die im 
Menschlichen angelegte Beschränkung
bewusst. Der Mensch kann nicht vor-
aussehen, was morgen geschieht, nicht 
die Gedanken des anderen Menschen 
lesen, aus eigener Kraft nicht hundert 
Meter fliegen und nicht nach den Ster-
nen greifen. Menschlichkeit ist im Dies-
seits die Endlichkeit, die vor Selbstüber-
schätzung und Selbstüberforderung be-
wahrt. Diese Humanität verdient Ver-
trauen.

Wenn wir in dieser unserer Gegen-
wart, reich an außerordentlichen Chan-
cen und dramatischen Risiken, auf die 
Lehre von Eugen Biser zurückgreifen 
dürfen, wir zu seinem Hundertsten erle-
ben, dass er durch sein Wort und seine 
Schrift uns gegenwärtig ist, ist dies ein 
Glücksfall, für den wir dankbar sind, 
den wir intellektuell genießen, den wir 
zur Selbstinspiration und zur Bereiche-
rung unseres Gemeinwesens nutzen 
wollen. �

Die Europäische Union, die 
zwischen den Machtblöcken 
der Vereinigten Staaten und 
Chinas einen neuen Auftrag 
zu übernehmen hat, ringt 
gegenwärtig zwischen den 
Prinzipien der Mehrheitsde-
mokratie und dem vertrag-
lichen Konsens.
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Provokationen der Freiheit
Gunther Wenz

Prof. Dr. Dr. h.c. Gunther Wenz, 
Professor em. für Systematische Theo-
logie an der Evangelisch-Theologischen 
Fakultät der LMU München und Mit-
glied des Kuratoriums der Eugen-Biser-
Stiftung

Das Bild auf dem Bucheinband ist in 
leuchtendem Rot gehalten. Es zeigt ei-
nen Ausschnitt aus dem unter dem Ein-
druck der Pariser Julirevolution 1830 
entstandenen Gemälde von Eugène De-
lacroix „La Liberté guidant la peuple“: 
Marianne, barfuß und barbusig, die Ja-
kobinermütze auf dem Kopf, ein Sturm-
gewehr mit aufgepflanztem Bajonett in 
der Linken und die von der Reaktion 
verbotene Trikolore in der Rechten, 
führt als symbolische Inkarnationsge-
stalt der Freiheit das Volk an, damit es 
seine Bestimmung realisiere, frei zu 
sein. 

Der Titel des knallroten Bandes ist 
ebenfalls pointiert ausgefallen und erin-
nert ein wenig an den unter damaligen 
Studierenden beliebten Agitpropstil der 
Zeit: „Provokationen der Freiheit. An-
triebe und Ziele des emanzipierten Be-
wußtseins“ (München/Salzburg 1974). 
Zur Revolution des Proletariats oder zu 
bürgerlichen Revolten wird dann aber 
doch nicht aufgerufen. Im Gegenteil! 
Die im Sammelband vereinten sieben
Vorlesungen, die Eugen Biser – im Geis-
te Hermann Schells (14: „der auf tragi-
sche Weise in die christliche Freiheits-
geschichte einging“), wie eigens ver-
merkt wird – zu Beginn der Salzburger
Hochschulwochen 1973 gehalten hat, 
sind durchweg auf Reform angelegt. 
Wäre der Begriff nicht konfessionell 
verengt, könnte man sie als gut refor-
matorisch bezeichnen. 

De libertate Christiana. Das Chris-
tentum, so lautet die Grundthese, ist die 
Religion der Freiheit, die christliche Kir-
che dazu bestimmt, ein Freiraum aller 
Menschen gleich welchen Alters, wel-
chen Geschlechts oder welcher ethni-
schen Herkunft etc. zu sein. Entfaltet 
wird diese Annahme unter einer Viel-
zahl von Aspekten, vor allem in christo-
logischer und ekklesiologischer Pers-
pektive, aber auch unter Gesichtspunk-
ten, die direkt das Verhältnis von Chris-
tentum und Säkularismus betreffen. 

Drei einschlägige Impulse, die in den 
genannten Hinsichten gegeben werden, 
seien im Folgenden in gebotener Kürze 
und in der Absicht aufgegriffen, sie mit 
reformatorischen Grundeinsichten zu 
verbinden:

1. „Ein Christenmensch ist ein freier 
Herr aller Dinge und niemand untertan.
Ein Christenmensch ist ein dienstbarer 
Knecht aller Dinge und jedermann un-
tertan.“ (WA 7, 21, 1-4; vgl. WA 7, 49, 
22-25) Freiheit und Dienstbarkeit
schließen sich nach christlicher Auffas-
sung nicht aus, sondern bedingen ein-
ander wechselseitig, da gilt: „Domini su-
mus.“ „Wir sind Herren, weil wir des 
Herren sind.“ (vgl. Röm14,8; WA B 7, 
83, Nr. 2125, 16-19)

2. Weil die Freiheit des christlichen 
Glaubens in Christus gründet, um in der
Liebe dienstbar zu sein, ist die christli-
che Kirche dazu bestimmt, in der Ein-
heit von Individualität und Sozialität 
ein kommunikativer Freiraum zu wer-
den, in dem die Verschiedenen als Ver-
schiedene eins sein können, weil Ver-
schiedenheit, ohne aufzuhören, ihren 
trennenden Charakter verloren hat. 

3. Um sich in der Welt zu bewähren, 
hat sich die christliche Freiheit in der
Kunst des Unterscheidens zu üben und 
beispielsweise – um nur das für die Sä-
kularisierungsproblematik zentralste 

Thema zu benennen – sorgsam zwischen
potestas ecclesiastica und potestas civi-
lis, zwischen geistlich-kirchlicher und 
staatlich-ziviler Vollmacht zu differen-
zieren. 

Zum ersten: Der Freiheitsbegriff ist 
für sich genommen unbestimmt und be-
darf einer genauen Bestimmung, um an-
gemessen gebraucht zu werden. Man 
kann mit ihm das Vermögen assoziie-
ren, zu tun und zu lassen, was immer 
man will. Dann setzt man den Begriff 
der Freiheit mit demjenigen arbiträrer 
Willkür gleich, die es nicht verdient, frei
genannt zu werden. Fehlbestimmt wird
der Begriff der Freiheit auch dort, wo er 
als Autonomie im Sinne unmittelbarer 
Selbstbestimmung verstanden wird. 
Zwar liegt dieses Missverständnis nahe, 
und wir alle sitzen ihm nach Maßgabe 
der Lehre vom universalen peccatum 
originale auf die eine oder andere Weise 
auf. Nichts in der Welt, kein Ding und 
auch kein Mensch, kann der Grund 
menschlicher Freiheit sein. So neigt je-
der dazu, ihn unmittelbar in sich selbst
zu suchen und Freiheit als Akt der 
Selbstsetzung zu verstehen. Doch ver-
kehrt sich das Ich, welches sich und sei-
ne Freiheit unmittelbar selbst zu be-
gründen sucht, zwangsläufig in sich, was 
der christlichen Tradition als Ursünde 
gilt. Befreit werden kann der, mit Luther 
zu reden, homo incurvatus in se ipse 
aus seiner Verkehrtheit und derjenigen 
seiner Freiheit nur durch eine Bekeh-
rung, welche allein Gott zu wirken ver-
mag.

Gott hat sich in Jesus Christus Kraft 
seines göttlichen Geistes nicht nur des 
Menschengeschöpfes im Allgemeinen, 
sondern in Sonderheit des Sünders an-

genommen, um diesen von sich selbst
zu sich selbst zu befreien. Christliche 
Freiheit setzt einen erlösenden Vollzug 
der Befreiung voraus; aus der Dankbar-
keit für ihn wird spontan und freiwillig 
die Tat der Liebe erwachsen. Wie Biser 
sagt: „Wo Jesus Gegenwart gewinnt,
kann sich keine Fessel, am wenigsten 
die der Sünde und ihrer kognitiven 
Entsprechungen, der Täuschung und 
des Wahns, halten. Um ihn entsteht ein 
Raum der Offenheit, in welchem ein je-
der, der ihn betritt, freien Zugang zu
seinen eigenen Werdemöglichkeiten 
und zum Wohlwollen seiner Mitmen-
schen findet.“ (55) Dieser Raum der Of-
fenheit zu sein ist der Kirche Jesu Chris-
ti durch den Geist ihres Herrn be-
stimmt.

Zum Zweiten und einem weiteren 
Biser-Zitat: „Siebente Vorlesung. Der 
Freiraum Kirche. Im Blick auf eine Viel-
zahl von repressiven Strukturen und 
Tendenzen sollte man meinen, dass
man von einer im Raum der Kirche be-
stehenden Freiheit nur im Optativ, nicht 
jedoch im Indikativ reden könne. Das 
trifft jedoch, selbst bei Verwendung 
strenger Maßstäbe, nicht zu.“ (171) In
einem Umfang wie vielleicht noch nie 
in ihrer Geschichte sei die Kirche, so 
Biserim Jahr 1973, „Raum des freien
Gesprächs und Spielfeld eigenständiger 
Gestaltung“ (ebd.) geworden. „Daran“, 
fährt er fort, „gilt es festzuhalten gerade 
auch angesichts der um sich greifenden 
Tendenzen, den gewonnenen Freiheits-
raum aufzuheben oder, sofern dies nicht 
gelingt, auf ein Minimum einzugren-
zen.“ (Ebd.) 

Sätze wie diese sind nach wie vor ak-
tuell. Mag es auch mancher mit dem 

Am 28. Februar 1997 erhielt Eugen 7
Biser den Romano Guardini Preis der 
Katholischen Akademie Bayern.
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Hildegund Holzheid, ehemalige 
Präsidentin des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofs (Mi., im Gespräch mit 
jungen Gästen) zeigte sich als große 

Bewunderin der Theologie Eugen
Bisers. Sie ist auch Mitglied im 
Kuratorium der Stiftung.

Prof. Dr. Richard Heinzmann, Ehren-
präsident der Eugen-Biser-Stiftung, 
Msgr. Dr. Axel Mehlmann, Freiburger 
Generalvikar, und Dr. Heiner Köster, 
Mitglied des Stiftungsrates (v.l.n.r.).

Dipl.-Theol. Stefan Zinsmeister, stell-
vertretender Vorsitzender des Vorstands, 
(re.), mit P. Prof. Dr. Georg Sans SJ, 
Mitglied des Stiftungsrates, Professor 

für Religions- und Subjektphilosophie 
an der Hochschule für Philosophie in 
München und Inhaber des Eugen-Biser-
Stiftungslehrstuhls.

Rechtsanwalt Manfred Brunner, 
früherer Kabinettschef bei der EG-Kom-
mission in Brüssel, war einer der 300
Teilnehmer.

freien Spiel beispielsweise liturgischer 
Gestaltung zu wild getrieben haben, so 
gilt es doch am kommunikativen Com-
munio-Charakter der Kirche unver-
brüchlich festzuhalten. Kirchliche Amts-
autoritäten verdienen gebührenden Res-
pekt. Aber Autorität enthebt nicht der 
Argumentationspflichtigkeit, sondern 
kann im Gegenteil nur auf argumenta-
tiv-gesprächsoffene Weise sachgemäß 
wahrgenommen werden. Ansonsten
kommt es zu autoritären Entartungen,
die dem Geist der Freiheit zuwider sind. 

„Die Wahrheit wird euch frei ma-
chen“, heißt es im Evangelium nach Jo-
hannes (8,32). Biser hat diesem Schrift-
wort eine lange Passage in seinem Buch 
gewidmet und es auf seine Weise mit 
dem Revolutionsbild von Delacroix in 
Verbindung gebracht (vgl. 48ff.). Wahr-
heit macht frei und kann nur auf freie 
Weise bezeugt werden. Rechte christli-
che Zeugenschaft setzt deshalb die ös-
terlich-pfingstliche Gewissheit voraus,
dass in, mit und unter dem Zeugnis der 
bezeugte Christus sich selbst und von 
sich aus überzeugend zu bezeugen ver-
mag. Das macht den Zeugen nicht über-
flüssig, befreit ihn aber vom Zwang, sein 
Zeugnis selbst beglaubigen zu müssen. 
Der wahre Zeuge wahrt den Unter-
schied zu demjenigen, den er bezeugt. 
Ein Wahrheitsbeglaubigungsmonopol 
wird er daher nicht beanspruchen.

Zum Dritten: Eugen Biser hat Theo-
logie im Geiste des Zweiten Vatikani-
schen Konzils zu betreiben versucht. Zu
den bemerkenswertesten Texten dieser 
Kirchenversammlung zählt die „Decla-
ratio de libertate religiosa“, in der sich 
die römisch-katholische Kirche aus-
drücklich zu den Prinzipien der Religi-
ons- und Gewissensfreiheit sowie der
Nichtidentifikation von Staat und Kir-
che bekennt. Der Staat hat zur Siche-
rung und zur Wahrung der äußeren 
Sphäre der Freiheit gegebenenfalls 
rechtlich geordnete Zwangsmittel einzu-
setzen. Der innere Mensch dagegen 
geht ihn nichts an. Die Kirche hinwie-
derum kann als geistliche Größe, die 
mehr und anders ist als eine societas ex-
terna, nur zwanglos tätig sein: „sine vi 
humana, sed verbo“, wie es in der Con-
fessio Augustana (CA XXVIII,21) heißt. 

Die Wahrheit des Evangeliums, das 
in Wort und Sakrament zu bezeugen 
der Kirche aufgetragen ist, geht aus dem
Geist der Freiheit hervor und bewirkt 
ihn. Gewalt und Zwang aber schließt 
sie kategorisch aus, womit eine Grenz-
ziehung vollzogen ist, die für das Ver-

hältnis von Christentum und Säkularis-
mus von fundamentaler Bedeutung ist,
weil sie totalitäre Tendenzen nach zwei 
Seiten hin in Schranken weist. Sie blo-
ckiert, was das Kirchliche angeht, alle 
theokratischen Bestrebungen, weltliche 
Herrschaft im Namen der Religion zu 
erlangen. Sie limitiert aber zugleich den 
Staat, dessen Würde nachgerade darin 
besteht, Recht und Ordnung äußere 
Geltung zu verschaffen, ohne Macht zu 
beanspruchen über die Gewissen und
die religiösen Glaubensüberzeugungen 
der Menschen, die zu äußern oder nicht 
zu äußern ihnen freisteht. Totalitaris-
mus wird so in doppelter Hinsicht ver-
mieden.

Der Staat hat zur Sicherung 
und Wahrung der äußeren 
Sphäre der Freiheit gegebe-
nenfalls rechtlich geordnete 
Zwangsmittel einzusetzen.

Der Schlussimpuls sei durch ein wei-
teres Biser-Wort gesetzt, das in den skiz-
zierten Kontext gehört und zugleich An-
lass zu weiterem Nachdenken bietet. 
Was ist im Bezug auf die Zukunft der 
Kirche zu erwarten, zu hoffen und zu 
fordern? Bisers Antwort: „(D)ie Distan-
zierung von den gesellschaftlichen Im-
plikationen, ohne die sie nicht aus-
kommt, in denen sie aber auch nicht be-
steht. So paradox es klingt: im Akt die-
ser gegen den Sog der mundanen Sys-
teme durchzuhaltenden Selbstunter-
scheidung bestünde der signifikanteste 
Erweis ihrer – partiellen – Identität mit 
dem Gottesreich und damit, was dassel-
be besagt, die Chance der Freiheit, die 
sie sich und den Menschen schuldet.“ 
(175f.) 

Wer einen ausführlichen Kommentar 
zu diesem vielleicht etwas kryptisch an-
mutenden Satz erhalten möchte, der 
lese Bisers Ausführungen zu „Glaube 
und Kultur“ in dem Sammelband mit 
dem signifikanten Titel „Weltfrömmig-
keit. Zum Verhältnis von Geist und 
Glaube“ (Tübingen 1993, hier: 37-70). 
Der Umschlag auch dieses Buches ver-
dient Beachtung; er zeigt einen Aus-
schnitt aus dem „Großen Morgen“ von 
Philipp Otto Runge, 1805, näherhin 
drei Englein, denen ein Licht aufgeht. 
Aufgeklärte Freiheit bedarf der Erleuch-
tung! �
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Christentum und säkulare Welt
Martin Thurner

„Theologie der Zukunft“ – so lautete 
der Titel einer erfolgreichen Fernsehse-
rie im Programm BR-Alpha, in der Eu-
gen Biser um die Jahrtausendwende im 
Gespräch mit Richard Heinzmann für 
ein breiteres Publikum in kleinen vier-
telstündigen Einheiten die Grundgedan-
ken seiner Deutung des Christentums 
vortrug. Bereits der Titel der ersten der 
insgesamt 27 Episoden war programma-
tisch: Biser überschrieb sie mit dem 
Stichwort „Zeitdiagnose“. In der Sen-
dung sprach er von seiner Grundüber-
zeugung, dass alle Philosophie und 
Theologie jeweils mit einer Analyse der 
eigenen Gegenwart beginnen müsse, im
Hinblick darauf, welche Tendenzen und 
Kräfte in der Jetztzeit wirken und wel-
che Chancen oder Gefährdungen sich 
daraus ergeben. Der Begriff der „Diag-
nose“ war dabei bewusst gewählt, und 
die Assoziationen mit dem Bereich von 
Krankheiten, ärztlicher Kunst und Me-
dizinen wohl beabsichtigt. Es ging Biser 
nicht nur um eine interessen- und fol-
genlose Analyse. Seine Zeitdiagnose
sollte stets auch eine Therapie zur Folge 
haben, in welcher der Gegenwart das 
geboten wird, was ihr fehlt, was sie aber 
zur Genesung oder einem besseren Le-
ben nötig hat. Genau in dieses Span-
nungsfeld von Zeitdiagnose und Thera-
pieprozess wollte Eugen Biser seine 
Theologie und Verkündigung des christ-
lichen Evangeliums positionieren. Es 
ging ihm ganz wesentlich darum, das 
Christentum als heilsbringende Antwort 
gerade auf die Herausforderungen der 
heutigen Zeit zu erweisen und wirksam 
zu machen. Das groß angelegte Lebens-
werk Eugen Bisers lässt sich als Einlö-
sung genau dieses Programms verstehen.

Während Biser seinen akademischen 
Kollegen mehr oder weniger indirekt 
den Vorwurf machte, sie würden sich 
oft lieber mit der gloriosen Vergangen-
heit der hehren Tradition befassen, als 
sich auf das Wagnis einer Diagnose der 
eigenen Zeit einzulassen, nimmt die Ge-
genwartsanalyse in seinem eigenen 
Werk einen bestimmenden und breiten 
Raum ein. Das Ergebnis seiner Zeitdiag-
nose fasste er in der These zusammen, 
dass wir in einem „utopisch-rückschlä-
gigen Zeitalter“ leben. Wenngleich er 
diese These vor mehr als zwanzig Jah-
ren formulierte, scheint er darin gerade-
zu hellsichtig eine Grundtendenz unse-
rer jüngeren Gegenwart aufgedeckt zu 
haben, die sich heute, im Jahr seines 
100. Geburtstages, stärker zeigt denn je! 
Doch was meint Biser mit seiner Rede 
vom „utopisch-rückschlägigen Zeital-
ter“? 

Die Formulierung klingt zunächst pa-
radox, denn eine Utopie drängt positiv
nach vorne zu einem erhofften Fort-
schritt, ein Rückschlag wirft negativ 
nach hinten zu einem gefürchteten, be-
reits als überwunden geglaubten Un-
glück. Es war aber die Auffassung Bi-
sers, dass unsere Jetztzeit gerade von 
dieser Ambivalenz zwischen Aufbruchs- 
und Krisenmodus bestimmt ist. Und 
wenn man die Nachrichtenlage der letz-
ten Jahre und Jahrzehnte in Form von 
Geschichtsbüchern zusammenfassen
würde, käme man wohl zu einem ähn-
lichen Eindruck. Einerseits hat die 
Menschheit, zumindest beachtliche und 
tendenziell immer größer werdende Tei-
le der Menschheit, in der jüngsten Ver-
gangenheit rasante Fortschritte ge-
macht, im technischen, medizinischen, 
wirtschaftlichen und auch politischen 

Prof. Dr. Martin Thurner, Professor für 
Christliche Philosophie an der LMU 
München und Vorsitzender des
Stiftungsrates der Eugen-Biser-Stiftung

Bereich. Andererseits verursachen krie-
gerische Konflikte, ungleiche Ressour-
cenverteilungen, Klimawandel infolge 
von Naturzerstörung und Chancenlosig-
keit breiter Bevölkerungsschichten eine 
Serie von Katastrophen, die sich in 
noch nie dagewesenen Migrationsströ-
men bis hin zu terroristischen Bedro-
hungsszenarien entladen. Aber auch in 
den sogenannten westlichen Wohl-
standsländern hat die Fortschrittsutopie 
ihre rückschlägigen Kehrseiten: Wir ha-
ben zwar viele Möglichkeiten, nutzen 
unsere Freiheit aber häufig nur dazu,
um uns im distanzlosen Konsum der 
Mediennetze und Kaufangebote gleich 
wieder gefangennehmen und betäuben 
zu lassen. „Utopisch-rückschlägiges 
Zeitalter“ bedeutet also: Einerseits er-
möglichen uns technischer Fortschritt
und demokratische Rechtsstaatlichkeit 
ein noch nie dagewesenes Ausmaß an 
Wohlstand, Sicherheit und Freiheit, an-
dererseits gefährdet sich die Menschheit 
durch lethargische Antriebslosigkeit, 
oberflächlichen Medien- und Güterkon-
sum und selbstvernichtenden Terror.

Wie soll man nun mit einem derart 
paradox-ambivalenten Ergebnis der 
Zeitdiagnose weiter umgehen und wel-
che Konsequenzen daraus ziehen? Zu-
nächst folgt daraus, dass an unserer mo-
dernen Zeit nicht einfach alles schlecht 
ist. Biser gehört keineswegs zu jenen
Philosophen und Theologen, die, wie 
beispielsweise Martin Heidegger und 
tendenziell auch Romano Guardini,
Neuzeit und Moderne als eher üble De-
kadenzphänomene bewerteten, die es 
zu überwinden oder gar rückgängig zu 

machen gelte. Biser sieht und schätzt 
durchaus die positiven Seiten unserer 
Zeitläufe, im Blick auf die friedliche 
Wiedervereinigung Deutschlands und 
Europas im Jahre 1989 sogar in einer 
theologischen Euphorie, die selbst so 
manchem aus seiner Fan-Gemeinde zu 
weit ging. Aber andererseits bewahrt die 
Biser’sche Zeitdiagnose auch davor, den
Fortschritt kritiklos naiv sofort als alter-
nativlos zu betrachten und in einem 
säkularen Sinn gleich heiligzusprechen. 
Biser warnt durchaus davor, dass der 
moderne Beschleunigungsmotor mit fa-
talen Folgen seinem Erfinder entgleiten 
könnte und schon eine Reihe von Kol-
lateralschäden verursacht hat. An der 
Gegenwart ist nicht alles schlecht, vieles 
sogar in Top-Form, jedoch wird diese 
gute Kondition durch einige Krank-
heitskeime ernsthaft gefährdet, die es zu 
identifizieren und zu behandeln gilt.

Doch wie kann nach einer derart ver-
fahren-paradoxen Diagnose überhaupt 
eine Therapie aussehen? Hier kommt 
nun nach Eugen Biser das Heilsangebot 
des Christentums ins Spiel, das in seiner 
Sicht als eine Medizin erscheint, die ge-
nau für diese Situation wie geschaffen
ist. Dass der Bezug des Christentums 
auf die gegenwärtige Situation erfolg-
versprechend ist, hat nach Biser eine 
entscheidende Voraussetzung: Das 
Christentum braucht auf den Organis-
mus der Gegenwart nicht erst von au-
ßen appliziert zu werden, es steht dazu 
vielmehr immer schon in einem inneren 
Bezug: Ohne die christliche Vorge-
schichte wäre die Genese der modernen 
Welt nicht möglich gewesen. Neben der 

Auch auf seinem liebsten Transportmit-
tel, seinem Motorroller, kam Eugen 
Biser gerne und oft in die Akademie. 



42  zur debatte 4/2018

Sein letzter Auftritt in der Katholischen 
Akademie, im November 2002: bei der 
Tagung „Musik als Raum des Religiö-
sen“. Eugen Biser beteiligte sich an den 
Reflexionen über Eugen Jochum.

Antike und der Aufklärung gehört der
christliche Glaube zu jenen Faktoren, 
welche die Entwicklung unserer Kultur 
und Lebenswelt entscheidend mitge-
prägt haben. Auch in einer vom Gottes-
glauben losgelösten, eben säkularisier-
ten Form, wirken christliche Impulse in
bestimmender Weise weiter. Biser 
macht das am Beispiel der drei großen
theologischen Tugenden deutlich, wel-
che da nach 1Kor 13,13 sind: Glaube, 
Hoffnung und Liebe. In säkularer Form 
wird die Hoffnung zum Fortschritt, die 
Liebe zur Solidarität und der Glaube

Neben der Antike und der 
Aufklärung gehört der 
christliche Glaube zu jenen 
Faktoren, welche die Ent-
wicklung unserer Kultur 
und Lebenswelt entschei-
dend mitgeprägt haben.

zur Weltanschauung oder schlimmsten-
falls zur Ideologie. Die nach christli-
chem Glauben durch das göttliche Erlö-
sungshandeln gnadenhaft geschenkte
Freiheit wird in der Neuzeit zum Ergeb-
nis rein innerweltlicher Emanzipations-
akte. In den treibenden Kräften der Mo-
derne kann das Christentum also durch-
aus eigene Wirkungen wiedererkennen, 
wenngleich aus seiner Sicht in entstell-
ter, weil vom religiösen Ursprung losge-
löster Gestalt.

Doch ist das wirklich so schlimm? 
Haben die christlichen Impulse nicht 
paradoxerweise gar erst durch ihre Sä-

kularisierung für eine Vielzahl von 
Menschen heilsbringend gewirkt, weil 
sie erst damit von ihren dogmatischen 
und kirchlich-hierarchischen Ein-
schränkungen befreit wurden? Wenn
man betrachtet, wie viele Menschen in 
welchem Ausmaß heute von ihren Frei-
heitsrechten Gebrauch machen können, 
verglichen mit Zeiten, die christlich-
kirchlicher bestimmt waren, so könnte
man den Eindruck gewinnen, dass diese 
Säkularisierung der christlichen Religi-
on tatsächlich ein Heilsereignis war. 
Doch scheint die Sache so einfach nicht 
zu sein. Schon der von Eugen Biser seit
seiner Dissertation intensiv studierte 
Nietzsche fragte sich, ob die Menschen 
nicht selber zu Göttern werden müss-
ten, wenn sie die Begründung ihrer Kul-
tur von Gott lostrennen wollen. Wenn-
gleich Nietzsche mit seinem Gedanken 
des Übermenschen einen solchen inner-
g

weltlichen Ersatzgott schaffen wollte, 
scheint er die Unmöglichkeit eines sol-
chen Unterfangens zumindest geahnt zu 
haben. 

In einem Bild aus Nietzsches Zara-
thustra, das Biser gerne und häufig zi-
tiert, vergleicht Nietzsche den aus sich 
selbst heraus Utopien entwerfenden 
Menschen mit einem Kind, das einen 
schweren Stein vom Boden aufhebt und 
aus eigener Kraft in der Höhe der Son-
ne entgegenwirft, was zu Folge hat, dass 
der Stein nur aus noch größerer Fallhö-
he auf den Werfer zurückfallt und die-
sen zermalmt. Was ist in diesem Bild ge-
sagt? Wenn der Mensch nur aus sich 
heraus Höheres erreichen will, wird 
und kann er immer nur bei dem blei-
ben, was er schon ist und hat. Darauf 
wird er in seinen Steigerungsversuchen 
immer wieder zurückgeworfen werden 
und das wirkt dann auf ihn frustrierend, 

lähmend und schließlich verzweifelt de-
struktiv.

Die Lösung für dieses von Nietzsche 
suggestiv ins Bild gebrachte Dilemma
kann nach Eugen Biser nur darin beste-
hen, dass dem Menschen das Ziel für 
seine utopische Höherentwicklung von 
anderswoher, eben von oben her gege-
ben wird. Und genau das leistet seiner 
Interpretation nach das Christentum in 
seinem Spitzenbegriff der Gotteskind-
schaft, den Biser am Ende seines Lebens
in den Mittelpunkt seiner Theologie ge-
stellt hat. Die Gotteskindschaft ist nach 
Biser die von Gott her frei geschenkte 
und in Jesus Christus anschaulich ge-
machte Zielbestimmung menschlicher 
Entwicklung. Das dieser theologischen 
Idee zugrundeliegende Bild vom Men-
schen deckt sich dabei überraschend 
mit der Selbsterfahrung des modernen
Menschen. Der moderne Mensch emp-
findet sich nicht als fertige Gestalt einer 
bestimmten Form von Wirklichkeit. Er 
hat vielmehr die Freiheit und sieht sich 
der Herausforderung konfrontiert, aus 
einer Vielzahl offener Möglichkeiten
seine Individualität überhaupt erst zu 
schaffen. Diese moderne Sicht des Men-
schen als Möglichkeitswesen findet
nach Biser seine erste Wurzel im bibli-
schen Schöpfungsbericht. An den ersten 
Menschen richtete der Schöpfergott die 
Frage: „Adam, wo bist du?“ Biser ver-
steht dies in Einklang mit der jüdischen 
Schriftexegese als Ausdruck dafür, dass 
der Mensch nach biblischer Sicht kein 
fertiges Wesen ist, sondern zu seiner
von Gott gewollten Gestalt eigentlich 
erst unterwegs ist. In seinem Buch mit
dem vielsagenden Titel „Der Mensch – 
das uneingelöste Versprechen“ formu-
liert Biser diese Frage um: „Ist der 
Mensch das, was er sein kann?“. Der 

Mensch hat bisher nur einen Bruchteil 
seiner Möglichkeiten positiv verwirk-
licht, vielfach auch seine damit verbun-
dene Freiheit in das abgründig Böse ver-
kehrt. Und viele der gegenwärtigen Pro-
bleme, Krisen und Katastrophen mögen 
ihren Grund darin haben, dass der 
Mensch mit der Freiheit seiner Möglich-
keiten nicht umzugehen weiß und teil-
weise sogar davor zurückschreckt.

Woran mag das liegen? Schon die 
französischen Existenzphilosophen wie 
z. B. Jean-Paul Sartre haben darauf hin-
gewiesen, dass die Freiheit der Möglich-
keiten für den Menschen auch eine Be-
lastung, ja sogar eine Verurteilung oder 
Verdammung sein kann, denn damit ist 
der Mensch sich selbst, der Möglichkeit 
des Scheiterns und einer stets ungewis-
sen Zukunft ausgeliefert. Die Kehrseite 
der großen Freiheitsmöglichkeiten der 
Moderne ist damit unweigerlich die 
Angst. Und aus der Angst entstehen die 
Aggressionen, aus den Aggressionen die 
Katastrophen des Bösen. Eine positive 
Gestaltung der offenen Freiheitsmöglich-
keiten setzt daher unbedingt die Angst-
überwindung voraus. Diese muss dem 
Menschen die Zuversicht geben, dass er 
in seinen selbst gewählten Freiheitsakten 
gewollt und bejaht ist und auch dann 
noch geborgen bleibt, wenn er in seinen 
Lebensentwürfen scheitert.

Die in Christus geschenkte 
Gotteskindschaft bedeutet 
letztlich nichts anderes, als 
dass der Mensch seine ihm 
wesentliche Freiheit aus der 
Zusage einer allumfassen-
den Liebe lebt.

Und genau hier sieht Eugen Biser die
aktuelle Bedeutung der christlichen 
Gottesoffenbarung für den modernen 
Menschen in den säkularen Freiheits-
räumen. Nur die Zusage der bedin-
gungslosen Liebe durch den von Jesus 
als barmherzigen Vater entdeckten Gott 
kann dem Menschen jenes Vertrauen 
geben, das er zur Umsetzung seiner au-
tonomen Freiheitsmöglichkeiten 
braucht. Die in Christus geschenkte
Gotteskindschaft bedeutet letztlich 
nichts anderes, als dass der Mensch sei-
ne ihm wesentliche Freiheit aus der Zu-
sage einer allumfassenden Liebe lebt.

Diese existenzermöglichende Bedeu-
tung des Christentums für den Men-
schen gerade der Welt säkularer Frei-
heiten hat aber zur Voraussetzung, dass 
der christliche Glaube primär als inner-
liche, als mystische Größe begriffen 
wird. Denn nur als eine innerlich erfah-
rene Liebeszusage kann das Christen-
tum zur Freiheit befreien, nicht wenn es 
bloß äußere Lehre oder Institution ist. 
Der mögliche Bedeutungsgewinn des 
Christentums in der säkularen Moderne 
muss daher auch ein gewandeltes 
Selbstverständnis des Christentums zur 
Folge haben. Diesen Prozess hat Eugen 
Biser in utopischer Vorausschau als
„Glaubenswende“ vorausverkündigt, als 
Wende vom Autoritäts- zum Innerlich-
keitsglauben.

In seinem letzten, noch unveröffent-
lichten Werk mit dem Titel „Geistes-
gegenwart“ sagt Biser voraus, dass das 
Christentum der Zukunft nur eine
pneumatisch-mystische, vom grenzenlos 
belebenden Wirken des Heiligen Geis-
tes bestimmte Religion sein kann. Bleibt 
nur zu hoffen, dass wir Christen unse-
rem Heiligen Geist es wirklich zutrau-
en, alle Grenzen zwischen Säkularität 
und Religiosität zu durchbrechen, die 
religiöse und säkulare Welt zu durchwe-
hen – und auch kräftig aufzwirbeln! �
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 Christlich motiviert?
Die Geschichte der „Weißen Rose“

Eine große Zahl an Fachleuten war 
am Abend des 21. März 2018 in die 
Katholische Akademie Bayern gekom -
men, um sich über die Widerstands-
gruppe der „Weißen Rose“ zu infor-
mieren und engagiert mitzudiskutie-
ren. Der Referent des Abends, der 
Mainzer Historiker Prof. Dr. Michael 
Kißener, zeichnete anhand der Pu-

blizistik rund um die „Weiße Rose“ 
deren gesellschaftliche Wahrnehmung 
von 1945 bis heute nach. Als Fazit 
hielt Michael Kißener dabei fest, dass 
die „Weiße Rose“ im kulturellen Ge-
dächtnis der Deutschen verankert ist, 
dass sie zu einem „Erinnerungsort“ 
geworden ist.

Kontroverse Deutungen von den Anfängen 
bis zur Gegenwart
Michael Kißener

I.

Glaubt man der „Bild am Sonntag“ 
vom 28. Januar 2018, dann sind jetzt 
erst „die letzten Geheimnisse“ der Wi-
derstandsgruppe Weiße Rose durch das 
Buch des evangelischen Pfarrers Robert
M. Zoske über einen der Protagonisten 
der Weißen Rose, Hans Scholl, der Öf-

g

fentlichkeit bekannt geworden. Erst jetzt
komme heraus, dass er wegen homose-
xueller Neigungen bereits 1937 einmal 
inhaftiert gewesen sei.

Wer sich für die Geschichte der Wei-
ßen Rose interessiert, wird sich verwun-
dert die Augen gerieben haben, denn im 
vergangenen Jahr, am 3. April 2017, hat-
te schon Focus-Online über die Publi-
kation der Journalistin und Historikerin 
Miriam Gebhardt mit dem Titel „Die 
Weiße Rose. Wie aus ganz normalen 
Deutschen Widerstandskämpfer wur-
den“ berichtet, hier nun würde endgültig
die Wahrheit über die Münchner Studen-
ten im Widerstand aufgedeckt. Auch der 
Autor dieses Artikels sprach von „letz-
ten Geheimnissen“ der Widerstands-
gruppe, die nun endlich bekannt würden
und unser Bild von der Weißen Rose 
sehr verändern würden.

Natürlich kann man solche sensati-
onsheischenden Meldungen einfach be-
lächeln und als unseriös übergehen. Da-
mit würde man aber verkennen, dass sie 
Teil eines ziemlich komplexen Mecha-
nismus sind, der unser kollektives Erin-
nern an Vergangenes, zumal an eine so 
schwierige Vergangenheit wie die NS-
Zeit, bestimmt. Die Bilder, die Histori-
ker und Publizisten, Journalisten, Lite-
raten und Filmemacher von dieser Ver-
gangenheit entwerfen, das, was sie her-
vorheben, genauso wie das, was sie in 
Vergessenheit geraten lassen, auch das, 
was sie übertreibend berichten, bestim-
men unsere Auffassung von der Vergan-
genheit und damit immer auch partiell 

unseren Standort in der Gegenwart mit.
Daher hat sich in den vergangenen Jah-
ren auch eine breite rezeptionsgeschicht-
liche und erinnerungskulturelle For-
schung entwickelt, die auf sich ergänzen-
den Theorien über das kollektive Erin-
nern aufbaut, es sei nur stellvertretend 
etwa auf die Arbeiten von Aleida Ass-
mann oder auch das Konzept der „Li-
eux de mémoire“ von Pierre Nora ver-
wiesen.

Diese theoretischen Überlegungen sol-
len im Folgenden nicht detailliert darge-
legt werden, sondern es soll vor diesem 
Hintergrund versucht werden, die mitt-
lerweile unüberschaubar gewordene Pu-
blikationsflut zur Weißen Rose von ih-
ren Anfängen bis zur Gegenwart zu über-

Prof. Dr. Michael Kißener, Professor für 
Zeitgeschichte an der Universität Mainz

blicken und zu systematisieren, um die 
genannten Schlagzeilen und immer wie-
der neue Publikationen zur Weißen Rose 
besser einordnen zu können. Um die 
Veränderungen im Bild der Weißen Rose
zu verstehen, wird es notwendig sein, 
die zeithistorischen Kontexte mitzuden-
ken und verschiedenen Einflussfaktoren 
auf die Spur zu kommen. Dabei kann 
auf mittlerweile zahlreicher werdende 
rezeptionsgeschichtliche und erinne-
rungskulturelle Arbeiten zurückgegriffen 
werden, von denen einige in den Litera-
turempfehlungen zu diesem Beitrag ge-
nannt sind.

II.

Die Rezeptionsgeschichte jener fünf 
Studierender, Hans und Sophie Scholl, 
Alexander Schmorell, Christoph Probst 
und Willi Graf, sowie ihres Professors 
Kurt Huber, die 1942 und Anfang 1943 
versucht haben, durch Flugblätter die
Deutschen zum Widerstand gegen das 
NS-Regime aufzurufen, begann schon 
kurze Zeit nach ihrer Hinrichtung, in-
dem die deutschsprachige Emigration 
und das kriegführende Ausland ihr Bei-
spiel lobend bekannt machten.

Im Nachkriegsdeutschland wirkte 
aber zunächst vor allem der Roman des 
emigrierten Schriftstellers Alfred Neu-
mann, „Six of them“, der allgemein als 
Geschichte der Weißen Rose wahrge-
nommen wurde, obwohl Neumann dies 
mehrfach dementierte und keineswegs 
strahlende Widerstandshelden gezeich-
net hatte. Sein Roman aber ließ die Ge-
schichte der Weißen Rose nicht in Ver-
gessenheit geraten und bot eine erste 
Grundlage, auf der sich eine öffentliche 
Diskussion um die Münchner Studen-
ten entwickeln konnte. In diese wirkte 
ein Deutungsangebot hinein, das kein 
Geringerer als Romano Guardini bei ei-
ner ersten Gedenkveranstaltung an die
Weiße Rose am 4. November 1945 for-
muliert hatte. Dabei hatte Guardini gar 
nicht viel von den Münchner Studenten 
selbst gesprochen, sondern mehr grund-
sätzliche philosophisch-theologische 
Überlegungen angestellt und dabei die 
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Studenten in einen engen Glaubenszu-
sammenhang eingebunden: „So haben 
sie für die Freiheit des Geistes und die 
Ehre der Menschen gekämpft und ihr 
Name wird mit diesem Kampf verbun-
den bleiben. Zuinnerst aber haben sie in 
der Strahlung des Opfers Christi gelebt, 
das keiner Begründung vom unmittel-
baren Dasein her bedarf, sondern frei 
aus dem schöpferischen Ursprung der 
ewigen Liebe hervorgeht.“ 

Diese Vorstellung des Opfertodes, die 
christliche Konnotation der Motivlagen 
und die damit verbundene Überhöhung 

g

der Weißen Rose – sie wurden sodann 
von Inge Aicher-Scholl, der Schwester 
von Hans und Sophie, die sich als au-
thentische Interpretin des Wollens ihrer 
Geschwister und der Geschichte der 
Weißen Rose positionieren konnte, auf-
gegriffen. Es ist also ganz falsch, wenn 
in jüngeren Publikationen behauptet 
wird, der christliche Bezugsrahmen wer-
de erst jetzt entdeckt. Schon für Inge 
Scholl war dies das zentrale Motiv und
es fiel ihr leicht, dies glaubhaft zu ver-
mitteln, weil sie als Verwandte öffent-
lich hohe Autorität beanspruchen konn-
te, aber auch, weil sie umgehend nach 
dem Tod ihrer Geschwister Quellenma-
terial gesammelt hatte, auf das sie im 
Nachkriegsdeutschland, angesichts der 
wenigen öffentlich verfügbaren Quellen, 
zurückgreifen konnte.

Inge Aicher-Scholl stellte sich gegen 
Neumanns Roman und propagierte 1948
die „tiefen, geistigen Motive und die rei-
ne, lichte Tragik“ der Weißen Rose. Der 
Tod ihrer Geschwister war auch für sie 
ein Opfertod, um die Sünden der Deut-
schen im Nationalsozialismus zu süh-
nen. Schnell geriet die Diskussion um 

Neumanns Roman nun in Vergessen-
heit, als Aicher-Scholl 1952 ein eigenes 
kleines und gut lesbares Buch über die 
Weiße Rose veröffentlichte, das sofort 
ein Bestseller wurde, weil es vorgab, die 
„wahre Geschichte“ der Weißen Rose 
nachzuerzählen und authentisch zu in-
terpretieren. Spätestens hier wurde der 
Mythos der Weißen Rose geboren und 
wirkmächtig. 

Dem Buch half sicherlich, dass es in 
einer Zeit auf dem Buchmarkt kursierte, 
als mit dem Aufstand vom 17. Juni 1953 
in der DDR die öffentliche Akzeptanz 
widerständigen Verhaltens in einer tota-
litären Diktatur befördert wurde. Schon 
im ersten Jahr seines Erscheinens wur-
den zehn Auflagen gedruckt, es ist in et-
liche Fremdsprachen übersetzt und ver-
mittelt so bis heute im Ausland vielen
Lesern den ersten Eindruck von der 
Münchner Widerstandsgruppe. Inge Ai-
cher-Scholl konnte mit diesem Buch 
eine Deutungsmacht über das historische
Geschehen erlangen, die ganz dem Zeit-
geist der 1950er und beginnenden 
1960er Jahre entsprach. Sie war 1945 
zum katholischen Glauben konvertiert, 
teilte die politikfeindliche Skepsis vieler 
ihrer Zeitgenossen und suchte wie sie 
Halt im Glauben. Wenn sie betonte, dass
die Kraft der Weißen Rose „nicht aus ei-
nem politischen Aktionismus erwuchs, 
sondern aus Gefühlen der Menschlich-
keit, die sich bestärkten und gerade 
richteten in einer befreienden Bindung 
an Gott“, kam sie dem Orientierungs-
verlangen vieler ihrer Leser entgegen 
und vermied es zugleich, individuelle 
Schuld zuzuweisen. Vielmehr löste sie 
das Geschehen in eine unergründliche 
Tragik auf, aus der die Weiße Rose die 
Deutschen mit ihrem Opfertod gleich-
sam erlöst hatte. Damit überhöhte sie 
insbesondere ihre Geschwister, weniger
die übrigen Mitverschwörer, ja entrück-
te sie in eine dem Alltag fernliegende 
Sphäre besonderer Menschen.

Bezeichnend ist, wie sich der Opfer-
todgedanke unschwer mit dem Solda-
tentod vieler Deutscher in einen Zu-
sammenhang bringen ließ. Hans Wer-
ner Richter etwa schrieb: „Hans Scholl,
Christoph Probst, Willi Graf und Alex-
ander Schmorell, sie starben auf dem
Schafott vor der Öffentlichkeit für jene 
vielen, die im gleichen Glauben drau-
ßen an der Front ihr Leben ließen. Es 
ist nicht in ihrem Geist, wenn wir jetzt 
über sie jene vergessen. Sie waren Sol-
daten wie jene … Aber sie entgingen 
dem grauen Massentod. Sie handelten 
als Einzelne und gewannen die indivi-
duelle Freiheit im Tode.“

III.

Inge Aicher-Scholls Interpretation 
wirkte lange, zum Teil bis heute. Das 
änderte sich erst Mitte der 1960er Jahre,
als eine jüngere, kritische Generation 
sich mit den angebotenen Deutungen 
über den Nationalsozialismus nicht 
mehr zufrieden geben wollte. Inge Ai-
cher-Scholl stand diesen neuen, ja auch 
provokanten Aufbrüchen zunächst posi-
tiv gegenüber und behauptete gar, dass 
ihre Geschwister sich an den Studen-
tenprotesten sicher beteiligt hätten.

Doch die protestierenden Studenten 
knüpften nicht an Hans und Sophie 
Scholl an. Che Guevara etwa war ihnen 
näher als die Heldengestalten ihrer El-
tern, die traditionellen Gedenkfeierlich-
keiten für die Weiße Rose 1965 und 
1968 wurden sogar gestört. Der Berli-
ner Student Christian Petry gab dem 
Unbehagen und den drängenden Fragen 
seiner Generation Ausdruck in einer 
Publikation mit dem Titel „Studenten 
aufs Schafott. Die Weiße Rose und ihr 
Scheitern“. Darin vertrat er die These 
vom unpolitischen, bürgerlichen Wider-
stand der Münchner Studenten, kriti-
sierte die von der Weißen Rose genutz-
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ten Widerstandsformen – vor allem die 
seiner Ansicht nach unsinnig riskante 
Verteilaktion am 18. Februar – und wer-
tete ihren Vorbildcharakter für die eige-
ne Zeit drastisch ab. Christliche Bezüge 
büßten bei Petry ihre Erklärungsmacht 
ein, der angesprochene Opfertod an sich 
wirkte in seiner Interpretation geradezu
sinnlos.

Die Rezeption von Petrys Ansichten 
in den Medien und die Aufnahme sei-

nes Buches in das Programm der Bun-
deszentrale für politische Bildung tru-
gen zur Verbreitung seiner Sichtweise 
erheblich bei. Die Proteste und Einsprü-
che vor allem Inge Scholls gegen die ih-
rer Meinung nach verzerrte Darstellung 
Petrys und manche Unrichtigkeiten in 
der Argumentation drangen nur wenig
durch, das Medienmanagement Petrys 
und seine zu gut in die Zeit passende 
Interpretation des Weiße-Rose-Wider-

stands behielten die Oberhand. Die 
Weiße Rose schien vorerst als Orientie-
rungspunkt in einer Zeit ausgedient zu 
haben, die gerade mit alten Maßstäben 
brechen wollte. 

Die Folge war, dass in den 1970er 
Jahren relativ wenig über die Weiße 
Rose publiziert wurde. Das lag aber si-
cher nicht nur an Petrys Buch. In Zei-
ten des RAF-Terrorismus und einer bis-
weilen ubiquitären Beanspruchung ei-

Am 4. November 1945, bei der ersten 
Gedenkveranstaltung zu Ehren der 
Mitglieder der „Weißen Rose“, betonte 
Romano Guardini die Vorstellung des 

Opfertodes und die christliche Konnota-
tion der Motivlagen der Widerstands-
kämpfer.  
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nes Widerstandsrechts gegen den 
Staat, wurde die Beschäftigung mit 
dem Widerstand gegen den National-
sozialismus immer auch erklärungs- 
und begründungsbedürftig. Hinzu kam 
aber auch, dass die Dominanz sozial-
geschichtlicher Forschungsansätze in 
den Geschichtswissenschaften die Aus-
einandersetzung mit tatsächlichen oder 
vermeintlichen Heroen des Wider-
stands nicht eben beförderte. 

Das verschaffte nun der DDR-Wei-
ße-Rose-Forschung und Publizistik, die
gerne die Abrechnung der „68er“ mit 
dem tradierten westdeutschen Weiße 
Rose-Gedenken lobte, einen gewissen 
Vorteil und gewiss mehr Beachtung, als
dies sonst der Fall gewesen wäre. Zwar 
hatte man in der DDR die Erinnerung 
an Widerständler aus anderen als der 
Arbeiterklasse zunächst zugelassen, 
schränkte sie seit den 1950er Jahren 
aber ein, weil sie leicht zum Wider-
stand gegen die SED-Diktatur anregen 
konnte. Zunehmend wurde die Weiße 
Rose in den 1960er Jahren instrumen-
talisiert, um im Kalten Krieg antiimpe-
rialistische Propaganda mit ihr zu be-
treiben. Ein Höhepunkt war sicherlich, 
als 1960 Jenaer Studenten einen Kranz 
im Rahmen der Münchner Gedenkver-
anstaltung niederlegten, auf dessen
Schleife zu lesen war: „Sophie und 
Hans Scholl, den Kämpfern gegen Fa-
schismus und Krieg“. Diese Schleife 
wurde von einigen westdeutschen Stu-
denten abgeschnitten und anschlie-
ßend der Kranz ganz entfernt.

Die Reaktion aus der DDR war 
scharf: „Die Vorgänge in München be-
weisen mithin, daß die herrschenden 
Kräfte in Bundesdeutschland das An-
denken antifaschistischer Widerstands-
kämpfer mit derselben Skrupellosigkeit 
verfälschen und schänden, mit der sie 
den Mörder Oberländer auf der Regie-
rungsbank zu decken bestrebt sind. 
Westdeutschlands Studenten aber soll-
ten sich insbesondere daran erinnern, 
daß die Geschwister Scholl leiden-
schaftlich vor dem Antikommunismus 
warnten.“ 

Relevant für die Publizistik der End-
sechziger und 1970er Jahre wurde, dass 
der Mitarbeiter am Institut für Deut-
sche Geschichte der Deutschen Akade-
mie der Wissenschaften in Berlin, spä-
ter auch am Zentralinstitut für Ge-
schichte der Akademie der Wissen-
schaften der DDR, Klaus Drobisch, 
1968 eine „Dokumentation über den 
antifaschistischen Kampf Münchner 
Studenten 1942/43“ veröffentlichte, 
die mit staatlicher Unterstützung in 
der DDR weite Verbreitung erlangte 
und in den 1970er Jahren auch in 
Westdeutschland rezipiert wurde. Der 
Band erlebte zahlreiche Neuauflagen. 
Für Drobisch war die Weiße Rose ein 
Beleg für lebendigen Antifaschismus 
der Jugend aus humanistischem Geist. 
Diesen Antifaschismus sah er sogar
„angeregt“ durch Impulse der KPD, die 
die „führende Rolle im Widerstands-
kampf“ ausgeübt habe. Das Erbe der 
Weißen Rose werde alleine in der 
DDR wirklich gepflegt und angenom-
men. 

Ganz ähnlich argumentierte Karl-
Heinz Jahnke, Dozent, ab 1973 dann 
Professor für die Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung an der Uni-
versität Rostock und zugleich Sekretär 
der SED-Grundorganisation in seiner 
1969 erschienenen Schrift „Weiße Rose
contra Hakenkreuz“ und dem 1970 er-
schienenen Buch „Jugend im Wider-
stand“, die ebenfalls mehrere Neuauf-
lagen erlebten. 

Dass diese DDR-Publikationen auch 
im Westen Resonanz fanden, kann 
man nicht nur daran erkennen, dass sie 
häufig in späteren Arbeiten zitiert wur-
den, ein sprechender Beleg dafür ist 
auch ein Interview, das die österreichi-
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sche Schriftstellerin Ilse Aichinger, die 
mit Inge Scholl eng verbunden war und 
zeitweilig an ihrer Ulmer Volkshoch-
schule gearbeitet hatte, Hermann Vinke 
gab. Darin stellte sie fest, Sophie Scholl 
hätte auf ihrem Weg in den Widerstand 
ebenso gut Karl Marx wie Augustinus 
lesen können.

IV.

Mit Vinkes Publikation „Das kurze 
Leben der Sophie Scholl“ begann nach 
den relativ publikationsarmen 1970er 
Jahren um 1980 eine weitere Rezepti-
onswelle der Weißen Rose. Wie in dem
bekannten Fernsehfilm „Holocaust“ gab

Vinke durch Individualisierung von Op-
ferschicksalen und emotionale Zugänge 
den Weg vor, auf dem sich die Weiße-
Rose-Publizistik in den 1980er Jahren 
auch bewegen sollte.

Hermann Vinkes Publikation stellte 
den Menschen, die junge Frau Sophie 
Scholl in collageartigen Bildern mit 
Zeitzeugenberichten vor, und zwar in 
einer Publikationsreihe des Ravensbur-
ger Verlages, die auf Mädchen und 
Frauen abzielte. Sophie Scholl wurde 
damit nicht nur in den Vordergrund ge-
rückt und aufgewertet, sondern auch als 
Frauencharakter gezeichnet, der be-
stimmt war durch Selbstfindung und 
Identitätssuche. Das passte in eine Zeit, 
in der Selbstbestimmung und politisch-
gesellschaftliches Engagement im Rah-
men neuer sozialer Bewegungen in den 
Vordergrund trat. Der individualisierte 
Zugang zur Geschichte der Weißen
Rose passte aber auch zu neuen Trends 
in der Geschichtswissenschaft, zur All-
tagsgeschichte, zur Entdeckung der ver-
gessenen Opfer des Nationalsozialis-
mus, die nicht selten in Geschichts-
werkstätten portraitiert und der Öffent-
lichkeit bekannt gemacht wurden. 

Eine besondere Schubkraft erhielt 
dieser neue Ansatz durch gleich zwei 
große Verfilmungen, die das Thema
„Weiße Rose“ in das öffentliche Be-
wusstsein hoben: Percy Adlons „Fünf 

 Vor allem Verhoeven zeigte 
Individuen, Menschen mit 
Gefühlen und Alltagsschwä-
chen, die leben wollten, nicht 
niedergedrückte, opferberei-
te Heroen.

letzte Tage“ und Michael Verhoevens
„Die Weiße Rose“, beide 1982 in den 
Kinos zu sehen. Vor allem Verhoeven 
zeigte Individuen, Menschen mit Ge-
fühlen und Alltagsschwächen, die leben 
wollten, nicht niedergedrückte, opferbe-
reite Heroen. Das nach Petry angeblich 
mangelnde politische Bewusstsein der 
Gruppe spielte hier keine Rolle mehr, 
aber auch die Frage nach der christli-
chen Fundierung des Widerstands wur-
de zurückgedrängt und weit weniger be-
deutsam. Hans und Sophie Scholl wur-
den nun wahrgenommen als aktive, le-
bensfrohe Menschen, die aber Verant-
wortungsbewusstsein hatten, sich den 
Herausforderungen ihrer Zeit stellten 
und damit, so Verhoeven, auch in den 
1980er Jahren anspornen konnten zu 
politischem Engagement.

Inge Aicher-Scholl unterstützte diese 
Interpretation noch dadurch, dass sie 
sich nun bereit erklärte, Briefe und Auf-
zeichnungen aus dem Nachlass der Ge-
schwister für eine Edition zur Verfü-
gung zu stellen, die Inge Jens, Ehefrau
des bekannten Tübinger Rhetorikprofes-
sors Walter Jens, herausbrachte. Zwar 
kam es darüber zum Streit, weil Inge 
Jens im Vorwort zu dieser Edition die 
Motive der Weißen Rose in ihrer Freund-
schaft, in der Jugendbewegung und ei-
ner schwärmerischen Russlandbegeiste-
rung, aber nicht in ihrem christlichen 
Glauben sehen wollte, doch war mit 
dieser ersten, 1984 veröffentlichten 
Sammlung privater Quellen ein Beispiel 
gegeben, dem andere Nachfahren von 
Beteiligten folgten, und zwar bis heute. 
All diese Quellenpublikationen versu-
chen, die Menschen der Weißen Rose 
verstehbarer zu machen und Antworten 
auf die Frage nach ihrer Motivation zu 
geben. 

Auch in den 1990er Jahren erlahmte 
das Interesse an der Weißen Rose nicht. 
Und das lag daran, dass nach dem Ende 
des Kalten Krieges und mit der deutschen 
Wiedervereinigung erstmals Quellen wie 
die Ermittlungsakten gegen die Mitglie-
der der Weißen Rose für die Forschung 
verfügbar wurden, die bislang in den Ar-
chiven der DDR oder der UdSSR gela-
gert und unzugänglich gewesen waren. 

Die Forschung arbeitete sich an die-
sen Quellen in den 1990er Jahren gera-
dezu ab, vor allem wurde der Blick nun 
auch auf viele Handelnde gelenkt, die 
hinter den bekannten Hauptakteuren 
standen und bisher völlig in Vergessen-
heit geraten waren. Je mehr Personen 
nun in die Forschung einbezogen wur-
den, desto mehr ergänzendes Quellen-
material, das bislang wegen der Fokus-

sierung auf Hans und Sophie Scholl kei-
ne Beachtung gefunden hatte, wurde 
entdeckt. Die Quellengrundlage erwei-
terte sich folglich rasant. Deshalb ist es 
schlicht falsch, wenn in den jüngsten 
Publikationen behauptet wird, der wei-
tere Kreis der Weißen Rose werde erst 
jetzt erforscht und die religiöse Motivie-

rung des Widerstandes der Weißen Rose
sei in den 1990er Jahren in Vergessen-
heit geraten – im Gegenteil hat die in 
den 1990er Jahren breitere Wahrneh-
mung der vielen Akteure in der Weißen 
Rose geradezu zu einer differenzierten 
Betrachtung der Motivlagen, vor allem 
auch der geistigen Mentoren und damit 

Das Plakat von Michael Verhoevens 
Film „Die Weiße Rose“ von 1982. 
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Liebe Leserin, lieber Leser 
unserer „debatte“,

haben Sie eine Akademie-Veranstal-
tung verpasst? Oder würden Sie man-
che Inhalte gerne noch einmal hören 
beziehungsweise sehen? Mit unseren
beiden ständig aktualisierten YouTu-
be-Kanälen „Katholische Akademie in 
Bayern“ (kurze Videoclips zu ausge-
wählten Veranstaltungen) und „Katho-
lische Akademie in Bayern AUDIO-
Kanal“ (vollständige Vorträge zum 
Nachhören) ist dies für Sie kostenlos 
möglich! Wenn Sie beide Kanäle abon-

nieren, verpassen Sie zudem nichts
mehr und werden über neue Beiträge 
informiert.

Suchen Sie hierfür bei YouTube 
„Katholische Akademie in Bayern“. 
Mithilfe des entsprechenden roten 
Buttons können Sie einen Kanal 
abonnieren. Haben Sie bereits einen 
Google-Account, müssen Sie dort das 
Abo nur noch bestätigen. Falls nicht, 
geben Sie auf der Google-Startseite 
Ihre Mailadresse an und bekommen 
ein Passwort. Daraufhin können Sie – 
wie oben beschrieben – unsere beiden 
Kanäle abonnieren.

 Kommende Akademieveranstaltungen 
Diese Terminvorschau ist vorläufig. Sie entspricht dem Stand unserer Planungen.
Zu allen Veranstaltungen werden rechtzeitig jeweils gesonderte Einladungen ergehen.
Dort, wie auch auf unserer Homepage unter www.kath-akademie-bayern.de finden 
Sie das verbindliche Datum, den endgültigen Titel sowie nähere Informationen.

Symposium
Montag, 18. Juni 2018
Priester: Bilder.Rollen.Theologie 

Tagung in Zusammenarbeit mit der 
Evangelischen Akademie in Tutzing
Freitag / Samstag, 22. und 23. Juni 2018
Konfessioneller Religionsunterricht:
wichtiger denn je?

Autoren zu Gast bei Albert von 
Schirnding
Montag, 25. Juni 2018
Hanns Zischler

Philosophischer Meisterkurs
Dienstag, 26. Juni 2018
Ist Sokrates schuldig?
Prof. Dr. Katja Vogt, New York

Sommernacht der Künste
Freitag, 29. Juni 2018
Faust vor Goethe
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auch der Vielfältigkeit religiöser Beein-
flussungen geführt. Barbara Schülers 
Arbeit „Im Geiste der Gemordeten…“, 
die in den 1990er Jahren entstanden ist, 
stellt dafür ein sprechendes Beispiel dar.

Allerdings wurde die Frage der christ-
lichen Motivierung des Widerstands der 
Weißen Rose nun auch vor dem Hinter-
grund der in den 1990er Jahren sehr vi-
rulenten Milieuforschung heftiger dis-
kutiert. Gerhard Paul und Klaus-Micha-
el Mallmann stellten beispielsweise in 
einer 1995 erschienenen Studie über 
das katholische Milieu im Saarland die 
Behauptung auf, dass Willi Graf nicht 
wegen, sondern trotz seiner Bindung an 
den Katholizismus Widerstand geleistet 
habe. Sie fanden Hinweise darauf, dass 
er sich dem einengenden und mehr ob-
rigkeitshörigen, denn Widerstand gene-
rierenden katholischen Milieu entzogen 
und nur so in der Weißen Rose einen 
Platz gefunden habe.

Darüber hinaus wurden in dieser Zeit 
nun endlich auch die Flugblätter einer
kritischen philologischen Untersuchung 
und ersten Kommentierung durch Hin-
rich Siefken in Nottingham unterzogen,
die Verbindung zu den geistigen Mento-
ren wie Theodor Haecker genauer un-
tersucht und deren Werke im Blick auf 
den Widerstand der Studenten analy-
siert. Und mit Wilfried Breyvogel be-
gann 1991 die Erforschung der Rezepti-
onsgeschichte der Weißen Rose. Die 
großen Themen, die nach der Jahrtau-
sendwende die Forschung und Publizis-
tik bewegt haben, wurden also in den
1990er Jahren schon aufgeworfen. 

V.

Doch dies geriet offensichtlich weit-
gehend in Vergessenheit, weil eine Rei-
he von Entwicklungen jetzt einsetze, die 
die öffentliche Aufmerksamkeit wieder 
in eine andere Richtung lenkte. Zunächst
eröffneten die neu verfügbaren Quellen
Sensation heischende Interpretationen,
die immer wieder auch medial aufge-
griffen wurden. Dass zum Beispiel Auf-
putschmittel von den Studenten genutzt 
worden sind, galt als eine solche Sensa-
tion und wurde einige Zeit überbewer-
tet. Ähnlich wirkt momentan die längst 

g

schon bekannte, aber bislang noch nicht 
so medial vermarktete Verurteilung von 
Hans Scholl wegen Vergehens gegen 
§175 StGB im Jahr 1937. 

Sodann wirkte ein weiterer deutli-
cher Zug zur Personalisierung des Wi-
derstandes, der sich massiv auf Hans, 
vor allem aber auf Sophie Scholl richte-
te, dem Trend der 1990er Jahre, die 
ganze Weiße Rose in den Blick zu neh-
men, entgegen. Eine Fernsehsendung 
über „Die größten Deutschen“ 2003, bei 
der Hans und Sophie Scholl den 4. Platz
belegten, zeigt das ebenso wie Sophie
Scholls Aufnahme in die Walhalla 2003 
oder ihre Ausstellung als Wachsfigur bei 
Madame Tussauds in Berlin.

So war der Boden schon gleichsam 
bereitet, als Marc Rothemunds Film 
„Sophie Scholl – Die letzten Tage“, er-
schien, der diese Tendenz verstärkte. 
Hier steht Sophie Scholl nicht nur ganz 
im Mittelpunkt, sie wird auch sehr fass-
bar für das Publikum gemacht, indem er 
sie in Haltung und Charakter gleichsam 
wie eine Frau des Jahres 2005 zeichnet. 
Ihre Religiosität und das komplizierte 
innere Ringen in der Auseinanderset-
zung mit theologisch-philosophisch-po-
litischen Werken sind dabei kaum noch 
zu erkennen.

Dies alles, wie auch die Tatsache, 
dass mittlerweile rund 100 Straßen in 
Deutschland nach den Geschwistern 
Scholl benannt sind und das Geschwis-
terpaar nach einer Auszählung aus dem
Jahr 2009 der häufigste Namengeber für 
deutsche Schulen ist, stellt einen deutli-
chen Hinweis darauf dar, dass die Wei-
ße Rose und insbesondere die Geschwis-

ter Scholl spätestens seit der Jahrtau-
sendwende zu einem „Erinnerungsort“ 
im Sinne des Konzepts der „Lieux de 
mémoire“ von Pierre Nora geworden
sind.

Mindestens ebenso wichtig erscheint 
für die Veränderungen im Bild der Wei-
ßen Rose nach etwa 2000 eine enge An-
lehnung der Publizistik zur Weißen 
Rose an aktuelle Forschungstrends und 
moderne Analysen der NS-Gesellschaft. 
Nur zwei Beispiele dafür: Detlef Bald,
der lange Zeit am Sozialwissenschaftli-
chen Institut der Bundeswehr gearbeitet 
hatte, griff 2003 in seiner Studie „Die 
Weiße Rose. Von der Front in den Wi-

derstand“ direkt auf die seit der umstrit-
tenen Wehrmachtsausstellung (1995 – 
1999 und 2001 – 2004) intensivierte 
Forschung um die Verstrickung der
Wehrmacht in die Verbrechen des NS-
Staates zurück und hob das Erlebnis 
des Vernichtungskrieges an der Ostfront 
als das entscheidende Motiv für die 
Gruppe hervor. Demgegenüber traten 
religiöse Belange zurück. Sönke Zan-
kels 2008 veröffentlichte und heftig um-
strittene Publikation „Mit Flugblättern 
gegen Hitler“ griff in ihren umstrittens-
ten Passagen auf die seit der Goldhagen 
Debatte 1996 entfachte Diskussion und 
Forschung über den Antisemitismus in 
der deutschen Gesellschaft zurück und
unterstellte auch den Mitgliedern der 
Weißen Rose antisemitische und elitär-
antidemokratische Tendenzen. 

Die christliche Motivation der Wei-
ßen Rose wird in den jüngsten Veröf-
fentlichungen ganz überwiegend wieder 
konstatiert, am deutlichsten, sehr diffe-
renziert und prägnant bei Jakob Knab, 

 Allerdings wurde die Frage 
der christlichen Motivierung 
des Widerstands der Weißen 
Rose nun auch vor dem Hin-
tergrund der in den 1990er 
Jahren sehr virulenten Milieu-
forschung heftiger diskutiert.

 Presse
KNA
22. März 2018 – 75 Jahre nach ihrem 
Tod durch das Fallbeil sorgen Mitglie-
der der Widerstandsgruppe „Weiße 
Rose“ wieder für Schlagzeilen. (…) Die 
Publikationsflut sei unüberschaubar ge-
worden, sagt der Mainzer Historiker 
Michael Kißener. Was aber trieb diese 
jungen Leute an? Über die Motive, mö-
gen sie christlichen oder humanistischen
Ursprungs sein, wird seit Jahrzehnten 
debattiert. (…) Doch die Schlüsselquelle 
für die Wahrheit über die „Weiße Rose“ 
gebe es nicht, weiß der Historiker. 
 Barbara Just

Die Tagespost
28. März 2018 – Zu Beginn der 1980er 
Jahre stehen im Zuge einer Individuali-
sierung von Opferschicksalen die Leben 
von Hans und Sophie Scholl im Fokus, 
das „kurze Leben der Sophie Scholl“ 
zudem unter dem Vorzeichen einer 
weiblichen Selbstfindungsgeschichte. 
Eine Diagnose, die den (Un-)Geist un-
serer Zeit atmet, in der man wieder ver-
stärkt auf Konformität setzt und nahezu 
nur noch Menschen zu dulden bereit ist, 
die im Sinne dieser Konformität poli-
tisch unbedenklich und allein in diesem 
Sinne „normal“ sind. 
 Marie-Thérese Knöbl

Historiker im Gespräch: Professor 
Michael Kißener (re.) und Professor 
Peter Claus Hartmann.

Dr. Hildegard Kronawitter, Vorsitzende 
der Stiftung Weiße Rose und Mitglied 
der Akademieleitung der Katholischen 
Akademie Bayern (re.), war unter den 
Teilnehmern der Veranstaltung.

Die Schwiegertochter von Christoph
Probst, Prof. Dr. Barbara Probst-Polašek,
und Sebastian-Michael Probst (li.), der 
Enkel des Widerstandskämpfers.
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der 2012 in einer Herausgeberschrift
mit dem Titel „Die Stärkeren im Geiste. 
Zum christlichen Widerstand der Wei-
ßen Rose“ dazu erneut zahlreiche Bele-
ge angeführt hat. 

VI.

Es zeigt sich also, so lässt sich im 
Rückblick auf die eingangs zitierten 
Sensation heischenden Anzeigen in der 
Presse festhalten, dass von letzten Ge-
heimnissen, die nun gelüftet seien, oder 
ganz neuen Perspektiven nicht die Rede 
sein kann. Trotz mancher Einsprüche 
im Laufe der Erforschung der Weißen 
Rose und einer 2017 wieder von Miriam 
Gebhardt energischer vertretenen An-
sicht, dass die religiöse Motivierung 
überbewertet werde, verfestigt sich 
nach Meinung der überwiegenden Zahl 
der Autorinnen und Autoren derzeit 
der Eindruck, dass christliche Motive 
den Widerstand der Weißen Rose be-
stimmt haben.

Was das genau bedeutet, wie kir-
chennah diese Motivation war, welche 
Vorbilder genau wirkten, wie reformka-
tholisch das alles war und welche Un-
terschiede bei den einzelnen Gruppen-
mitgliedern dabei zu konstatieren sind 
– dies bleibt freilich im Detail umstrit-
ten. 

Festzuhalten ist also, dass immer 
wieder zeithistorische Kontexte, aber 
auch aktuelle Forschungstrends und ei-
gentlich schon immer, aber seit den 
1980er Jahren noch verstärkt auch me-
diale Einflüsse das Bild von der Weißen 
Rose verändert haben. Ältere Interpre-
tationen wurden auf diesen Wegen ver-
drängt, gerieten sogar in Vergessenheit,
wurden manchmal aber auch Jahre spä-
ter fälschlicherweise als völlige Neuig-
keiten propagiert. So fehlt es heute
wahrlich nicht an Deutungsmöglichkei-
ten – man möchte fast sagen, für jede 
Interessenlage findet sich mittlerweile 
ein entsprechender Anhaltspunkt nach 
75 Jahren Publizistik und historischer 
Forschung.

Nach Aleida Assmann sind dies deut-
liche Indikatoren dafür, dass die Weiße 
Rose nun auch im kulturellen Gedächt-
nis unserer Gesellschaft angekommen 
ist. Und es ist deshalb auch nicht zu er-
warten, dass sich diese erreichte Deu-
tungsvielfalt durch eine immer wieder 
eingeforderte treffende Gesamtdarstel-
lung ändern könnte, weil die Weiße 
Rose ein Erinnerungsort mit vielen An-
knüpfungspunkten geworden ist, der 
dies vor allem ist, weil er immer wieder 
aktuelle Legitimations- und Identifikati-
onsinteressen bedienen kann. 

Jenseits solcher erinnerungskulturel-
ler Analysekategorien gibt es meiner 
Ansicht nach aber auch noch einige le-
bensweltliche und forschungspraktische 
Gründe, warum wir 75 Jahre danach 
vor einer so verwirrenden Vielzahl von 
Deutungsangeboten stehen. Ich möchte 
hierzu vier Thesen formulieren: 

VII.

1. Bei der intensiven Suche nach den 
Motiven dieses Widerstandes und der 
Erfassung der Charaktere der Handeln-
den wird viel zu häufig deren Jugend-
lichkeit übersehen. Die Mitglieder des 
engeren Kreises waren alle Anfang bis
Mitte 20 Jahre alt, Sophie Scholl erst 
21. In diesem Alter noch kein geschlos-
senes Weltbild zu haben, auf der Suche 
zu sein, sich selbst zu widersprechen, 
Ansichten zu ändern, ist nicht nur kei-
ne Schande, sondern zumal in Zeiten 
eines totalen Krieges wohl eher der 
Normalfall. Aus diesem Umstand resul-
tieren aber viele Anhaltspunkte für di-
vergierende Deutungen. 

2. Die Quellenlage zur Weißen Rose
hat sich seit den 1990er Jahren ent-
scheidend verbessert. Bis heute werden 

sozusagen immer mehr „Hintergrundin-
formationen“ hervorgehoben bis hin zu 
den jüngst edierten Gedichten und Tex-
ten von Hans Scholl. Dieses Quellen-
material wird allerdings nicht selten un-
zulänglich quellenkritisch bewertet – 
und wenn dies einmal der Fall ist, dann 
bleibt die Kritik an der Oberfläche und 
hält die Bearbeiter kaum davon ab, 
reichlich steile Thesen daraus abzulei-
ten. Letztlich ist festzuhalten, dass es 
trotz aller neuen Quellenfunde und der 
Bereicherung des zur Verfügung stehen-
den Quellenkorpus keine regelrechte 
Schlüsselquelle gibt, die uns zuverlässig
so etwas wie die „Wahrheit“ über die 
Weiße Rose vermitteln könnte. Wer das 
Für und Wider der verschiedenen nutz-
baren Quellengattungen korrekt gegen-
einander abwägt, wird immer vorsichtig 
formulieren – aber das wird im öffentli-
chen Diskurs um die Deutungshoheit 
nur selten durchdringen und daher wird 
die publikumswirksame steile These uns 
auch in Zukunft häufiger begegnen als 

das abwägende Urteil, das oft bekennen 
müsste, dass man bestimmte Zusam-
menhänge einfach nicht definitiv auf-
klären kann. 

3. Die feststellbare Konkurrenz um 
ein angemessenes Bild der Weißen Rose 
ist freilich nicht nur als Kampf um die
öffentliche Deutungshoheit zu verste-
hen, es spielen auch ganz andere, sehr 
menschliche Faktoren eine Rolle. Nicht 
wenige Autorinnen und Autoren wur-
den zu Arbeiten über die Weiße Rose
animiert, weil ihnen irgendwann einmal 
auffiel, dass die tradierten und gerne 
angenommenen Heroisierungen bei nä-
herem Hinsehen auf die Quellen nicht 
mehr haltbar erschienen. Daraus sind 
dann regelrechte Überreaktionen ent-
standen, die historisch einwandfreiem 
Arbeiten selten gut tun. 

4. Die unterschiedlichen Deutungs-
angebote der Weiße Rose unterscheiden 
sich eher selten in den Details des Er-
eignisablaufs – die Grundzüge der Er-
eignisgeschichte sind mittlerweile weit-

gehend konsentiert. Unterschiede lassen 
sich vor allem bei der Frage nach den 
Motiven des Widerstands allgemein 
oder für einzelne Widerstandsaktionen 
und Formulierungen in den Flugblät-
tern feststellen. Die Motive des Han-
delns von Menschen sind allerdings fast 
nie mit historischer Sicherheit festzu-
stellen, zumal die wenigsten der Nach-
welt genaue Kenntnis darüber vermit-
teln, warum sie zu einem gewissen Zeit-
punkt so und nicht anders gehandelt 
haben, ganz besonders in Zeiten einer 
Diktatur. Es kann sich daher grundsätz-
lich nur um Wahrscheinlichkeitsaussa-
gen handeln, die man auf der Grundla-
ge konkurrierender Quellenzeugnisse, 
die alle ihre eigene Problematik haben, 
formulieren kann. Das eröffnet nicht
beliebig viele Deutungsmöglichkeiten, 
schließlich gibt es immer noch das „Ve-
torecht der Quellen“ (R. Koselleck), 
aber angesichts vieler disparater Quel-
len doch viele denkbare Deutungsmög-
lichkeiten. 

Diese Skulptur von Hans und Sophie 
Scholl – ein Werk von Christine Stadler 
– steht im Foyer der Katholischen 
Akademie Bayern. 
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sendwende zu einem „Erinnerungsort“ 
der Deutschen wurden, ja im kulturel-
len Gedächtnis der Nation verankert
sind.

Die Aufnahme der Büste Sophie Scholls
in die Walhalla zeigt, dass die „Weiße 
Rose“ und insbesondere die Geschwis-
ter Scholl spätestens seit der Jahrtau-

Foto: Bayerische Schlösserverwaltung, Rainer Herrmann, München

Studienleiter Stephan Höpfinger (re.)
moderierte das Publikumsgespräch mit 
Professor Kißener.

Es gibt daher Historikerinnen und 
Historiker, die in Frage stellen, ob es 
überhaupt sinnvoll ist, so viel Energie 
auf Motivforschungen zu verwenden, 
ob es nicht weiterführender sei, sich auf 
das zu konzentrieren, was die betreffen-
de Personengruppe denn nachweisbar 
gemacht habe. Auch über diesen Vor-
schlag könnte man nun wieder in einen 
Methodenstreit geraten, im Falle der 
Weißen Rose aber könnte man tatsäch-
lich so verfahren, weil die objektiven 
Folgen ihres Denkens, nämlich die 
Flugblätter, ja noch vorhanden sind.

Lassen wir daher abschließend die 
Weiße Rose selbst über die Frage nach
ihren christlichen Bezügen sprechen. 
Das Ergebnis ist dann sehr eindeutig. 
Schon im ersten Flugblatt heißt es: „Da-
her muss jeder Einzelne seiner Verant-
wortung als Mitglied der christlichen 
und abendländischen Kultur bewusst in 
dieser letzten Stunde sich wehren so 
viel er kann, arbeiten wider die Geißel 
der Menschheit, wider den Faschismus
und jedes ihm ähnliche System des ab-
soluten Staates“. Und im vierten Flug-
blatt formulierten sie: „Gibt es, so frage
ich Dich, der Du ein Christ bist, gibt es 
in diesem Ringen … ein Zögern? Hat 
Dir nicht Gott selbst die Kraft und den 
Mut gegeben zu kämpfen? Wir müssen 
das Böse dort angreifen, wo es am 

mächtigsten ist, und es ist am mächtigs-
ten in der Macht Hitlers.“ �

Literatur:

Hikel, Christine: Sophies Schwester. 
Inge Scholl und die Weiße Rose, Mün-
chen 2013.

König, Simone: Die Gedenkveranstal-
tungen zur Erinnerung an den Wider-
stand der Weißen Rose an der Ludwig-
Maximilians-Universität München von
1945 bis 1968, München 2017.

Pelger, Gregor: Rezeption der Weißen 
Rose in der Sowjetischen Besatzungszo-
ne und frühen DDR. Zwischen verord-
neter Erinnerung und Vorbild zum Wi-
derstand, in: Einsichten und Perspekti-
ven. Bayerische Zeitschrift für Politik 
und Geschichte 3 (2016), S. 66 – 79. 
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